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1. Einleitung 

1.1 Problemexplikation 

Angeregt von der jüngsten Welle einer Debatte über rassistisch motivierte Polizeige-

walt in den U.S.A. im Jahr 2020 spielt auch in Deutschland im Diskurs über die Kultur 

der deutschen Polizeien der Begriff des Rassismus eine herausgehobene Rolle, ver-

bunden mit Forderungen nach Studien über das Problem von rassistischen Anteilen 

in der polizeilichen Kultur und ggf. der Entwicklung von neuen Handlungsstrategien. 

Diesen Forderungen wird auf Bundes- und Länderebene unterschiedlich begegnet 

(vgl. dazu u.a. Scholzen 2021), wobei grundsätzlich die Bereitschaft zur Durchführung 

von sowie Teilnahme an Studien über Polizei- und Polizistenkultur gezeigt wird. Eine 

im Raum stehende Fokussierung auf mögliche (latente) rassistische Tendenzen wird 

jedoch oftmals, wie z.B. vom Bundesministerium des Innern, als Pauschalangriff auf 

die deutsche Polizei wahrgenommen und in der Konsequenz abgelehnt.  

Eher unterschwellig begegnet man in dieser Debatte der grundlegenden und in der 

polizeiwissenschaftlichen Literatur breit als gültig angenommenen Unterscheidung 

zwischen Polizei- und Polizistenkultur. Tenor ist dabei, dass die Polizeikultur (als das 

durchgängig akzeptierte Leitbild der Institution und verbindliche inkorporierte Orien-

tierungsmuster ihrer Angehörigen – Näheres siehe Punkt 2.1) im Hinblick auf ethni-

sche, kulturelle und soziale Differenzen integer ist, während (potentielle) rassistische 

Phänomene der Polizistenkultur zuzurechnen bzw. geschuldet seien und in erster Li-

nie als Ausnahmeerscheinungen in polizeilichen Gruppen aufkommen würden, die in 

hohem Maß von sozialer und kultureller Homogenität bei gleichzeitiger massiver be-

ruflicher Belastung, und zwar insbesondere im Umgang mit Angehörigen unterschied-

licher kultureller Milieus, gekennzeichnet seien (vgl. u.a. Behrendes 2021: 13).  

Bei aller augenscheinlichen Plausibilität der hinter dieser Auffassung liegenden Argu-

mentation, dass das entsprechende berufliche Umfeld (das als solches in der Argu-

mentation dann klar als das eigentliche Problem definiert werden kann) einen Nähr-

boden für die Entwicklung und Aufrechterhaltung stereotyper Feindbilder schafft, 

bleibt die Auffassung eines Zusammenhangs von polizeilicher Kultur und Rassismus 

in dieser Argumentation doch sehr reduziert und simplifizierend, und verstellt sich so 

den Blick für eine differenzierte Betrachtung der Phänomene (polizeilicher) Kultur und 

Rassismus sowie ihrer Verknüpfungen.  

Dass und inwiefern in diesem Zusammenhang eine Ausweitung der Perspektive auf 

kulturelle Deutungsmuster neben der Polizistenkultur erhellend sind, zeigt bereits die 

wissenschaftliche Auseinandersetzung um die Funktion von Polizist*innen mit Migra-

tionshintergrund, die mit der Öffnung der Polizei für ausländische Bewerber im Jahr 

1993 Einzug in den polizeiwissenschaftlichen Diskurs fand. Auch wenn die hierbei 
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unterscheidbaren vier zentralen Perspektiven auf den Nutzen von sogenannten MH-

Beamten für die Organisation – die polizeitaktische, die personalpolitische, die insti-

tutionstheoretische und die integrationspolitische Perspektive (vgl. Behr 2011: 

125 f.) – als Befürwortung einer Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 

in den Polizeidienst zu lesen sind, zeigen sich gerade dabei in erheblichem Maß Pro-

zesse der Essentialisierung und Kollektivierung: Besagte MH-Beamte werden als Kul-

tur-Scouts oder Milieukenner wahrgenommen (vgl. Behr 2011: 125), deren zentraler 

Nutzen für die Organisation in ihrer Andersartigkeit gesehen wird. Gleichwohl wird 

erwartet, dass sich der jeweilige MH-Beamte in den Kollegenkreis integriert und seine 

Andersartigkeit auf die der Behörde nützlichen Facetten beschränkt (vgl. Behr 2011: 

121). Dies impliziert eine Dichotomisierung der Kulturen von Seiten der Polizei, die 

nicht dem Bereich der Polizistenkultur zugeordnet werden kann, sondern aus der so-

genannten Polizeikultur und damit aus der Ebene der behördlichen Führung und den 

polizeilichen Leitbildern hervorgeht.  

Diese Beobachtung stützt nun das Argument, dass eine Analyse von polizeilicher Kul-

tur, die ein abgrenzbares Nebeneinander von Polizei- und Polizistenkultur nicht min-

destens in Frage stellt, in ihren Erkenntnissen beschränkt bleibt und lediglich eine 

Fortschreibung des status quo der polizeiwissenschaftlichen Forschung zu Kultur und 

Rassismus bedeutet. In dieser Thesis wird ein Plädoyer dafür formuliert, Forschungs-

strategien zu entwickeln, die polizeiliche Kultur(en) jenseits der Dichotomie von Poli-

zei- und Polizistenkultur erfassen und stärker die Verbindungen zwischen beiden Be-

reichen sowie ihre Einbindung in das gesamtgesellschaftliche kulturelle Gefüge in den 

Blick nehmen können. Dies anhand einer qualitativen Erhebung des Journals der 

Landespolizei Nordrhein-Westfalen Streife exemplarisch zu demonstrieren ist Anlie-

gen und Ziel dieser Masterthesis.  

 

1.2 Die Grundidee der Erhebung1 

Das Journal wird im Rahmen der Thesis als institutionelles Selbstzeugnis gefasst, 

womit zugleich impliziert wird, dass die Polizei sowohl intern wie auch auf Seiten ihres 

jeweiligen Gegenübers ungeachtet der verschiedenen Polizeien und der Vielzahl von 

einzelnen Beamt*innen2 als ein Akteur dargestellt und wahrgenommen und darge-

stellt wird (typisch etwa die Titel-Schlagzeile der Streife-Ausgabe aus dem Frühjahr 

                                                           
1 Die im Folgenden genannten begrifflichen und theoretischen Entscheidungen werden im 
Lauf des Textes jeweils im Detail beschrieben und begründet.  
2 In der Thesis wird durchgängig die Wortendung *innen verwendet, worunter Angehörige aller 
drei Geschlechter gefasst werden. Sofern diese Wortendung nicht gewählt wurde, bezieht sich 
der jeweilige Begriff entsprechend nur auf Angehörige des männlichen oder weiblichen Ge-
schlechts und/oder wurde gezielt aus der Literatur übernommen (z.B. im Fall des MH-Beam-
ten). Die Kategorie Geschlecht selbst steht aufgrund des begrenzten Umgangs der Thesis 
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2021 „Die Polizei kämpft um ihren guten Ruf“). Der Begriff Selbstzeugnis stammt aus 

den Geschichtswissenschaften und bezieht sich auf ein in literarischer Form vorlie-

gendes Zeugnis einer Person über sich selbst und das eigene Handeln. Der Begriff 

wird hier im Sinne einer Heuristik auf die Landespolizei NRW bezogen, deren Sicht 

auf sich selbst sich in dem Selbstzeugnis „Journal“ ausdrückt. Hervorzuheben ist an 

dieser Stelle, dass die Untersuchung nicht auf eine Analyse der Polizei als Organisa-

tion abzielt, sondern auf eine Analyse der Polizei als über sich selbst Auskunft ge-

bende Institution. Das Onlinejournal ist dabei zu verstehen als Ergebnis einer Zuwen-

dung zur eigenen Institution, ihrem Verhältnis zur Gesellschaft sowie ihren darin ver-

orteten Handlungsmaximen (einschließlich der Diskussion und Lösung von Hand-

lungsproblemen).  

Im Fokus der Erhebung steht dabei der Begriff der polizeilichen Kultur. Rassismus als 

Phänomen ist aufgrund der argumentativen Ausrichtung der (insbesondere innerpo-

lizeilichen) Debatte der Anlass für die Forschungsfrage und liefert zum anderen die 

thematische Folie, auf die bei der Diskussion der Forschungsergebnisse Bezug ge-

nommen wird.  

Konkret wird im Rahmen der Erhebung zunächst der Frage nachgegangen, wie sich 

die Landespolizei in dem Journal Streife als gesellschaftlicher Akteur darstellt, welche 

Aufgaben als ‚polizeiliche‘ beschrieben werden und welcher Sinn damit in polizeili-

ches Handeln gelegt wird. Zweitens wird danach gefragt, welche Bilder von Poli-

zist*innen und dem polizeilichen Gegenüber, insbesondere in ethnisch-kultureller Hin-

sicht, in den Textbeiträgen und in den (foto-)graphischen Darstellungen des Magazins 

gezeichnet werden, und welche Bedeutung Migration(sprozessen) in diesem Kontext 

zugeschrieben wird – auf der Ebene der Gesellschaft im Allgemeinen sowie im kon-

kreten Bezug zur polizeilichen Tätigkeit.  

Die Analyse des Journals erfolgt anhand einer qualitativen Inhaltsanalyse nach May-

ring (2015). Im Zuge der Entwicklung eines Kategoriensystems wird erhoben, welche 

grundsätzlichen Thematisierungen der Gesellschaft und der Polizei als Organisation, 

in Bezug auf ihre Aufgaben und gesellschaftliche Funktion, sowie des polizeilichen 

Gegenübers wie auch Migration(sprozessen) in den Ausgaben des Magazins vorge-

nommen werden. Die in diesem Schritt vorgenommene Auswertung des Onlinejour-

nals wird ergänzt um eine Analyse der in ihm verwendeten Fotografien mit Blick auf 

die optische Darstellung der Mitglieder der Institution Polizei, in dessen Rahmen auch 

ein Augenmerk auf die aus den Fotos hervorgehende augenscheinliche Herkunft der 

Polizeibeamt*innen sowie des polizeilichen Gegenübers gelegt wird.  

                                                           
und der daraus resultierenden Notwendigkeit einer Eingrenzung des Forschungsinteresses 
nicht im Fokus der Analyse.  
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Die Darstellung der vorgenommenen Analyse und ihrer Ergebnisse wird gerahmt von 

einer Diskussion, in der sowohl die erhobene institutionelle Selbstvergewisserung der 

Polizei NRW als auch der polizeiwissenschaftliche Diskurs dahingehend interpretiert 

werden, inwiefern sie das Potenzial enthalten, potenziell bestehende alltagsrassisti-

sche Strukturen in der Polizei reflexiv zu thematisieren – und damit zu einem Aufbre-

chen alltagsrassistischer Strukturen beizutragen – oder stabil zu halten bzw. sogar zu 

verfestigen.  

 

1.3 Argumentationsgang 

Daraus ergibt sich dann die folgende Gliederung der Arbeit:  

In Kapitel 2 wird die einschlägige polizeiwissenschaftliche Literatur zu den Kulturen 

der Polizei aufgearbeitet, um einen theoretischen Rahmen für die Fragestellung der 

Erhebung und eine Folie für die Diskussion ihrer Ergebnisse herzustellen.  

Dabei geht es zunächst (Punkt 2.1) um die schon angesprochenen in der Literatur 

gegenübergestellten Organisationskulturen der Polizei (Polizei- und Polizistenkultur), 

ergänzt um Ausführungen zum Begriff der Gewalt als einem das Alltagshandeln von 

Polizist*innen bestimmenden Aspekt der beruflichen Praxis. Als ein weiterer bedeut-

samer Aspekt im Zusammenhang mit polizeilicher Kultur wird anschießend polizeili-

che Fehlerkultur (bzw. das Fehlen einer solchen) thematisiert und dabei einerseits 

auf das Spannungsverhältnis zum Legalitätsprinzip und andererseits auf Fehlerkultur 

als Bedingung für professionelle polizeiliche Praxis eingegangen. Der letzte Unter-

punkt innerhalb dieses Themenbereichs stellt eine Auseinandersetzung von Polizei- 

und Polizistenkultur im Kontext von Migration dar, in deren Rahmen auf die polizei-

wissenschaftlichen Perspektiven auf sogenannte MH-Beamte und ihre Funktion für 

die Organisation Polizei eingegangen wird.  

Im Anschluss an die in diesem Kontext angesprochenen Prozesse der Kulturalisie-

rung von Migrationsanderen wird in einem zweiten Unterkapitel (2.2) auf den Aspekt 

der kulturellen Einordnung des polizeilichen Gegenübers eingegangen und dieser 

im Hinblick auf eine soziale Selektivität polizeilicher Arbeit kritisch in Bezug zu poli-

zeilicher Kultur gesetzt.  

Das dritte Unterkapitel (2.3) fasst verschiedene polizeiwissenschaftliche Perspektiven 

auf die innere Sicherheit in Deutschland und der EU zusammen. Dabei wird erstens 

auf die vorherrschende Entwicklung der Vorfeldverlagerung eingegangen, die mit ei-

ner Entindividualisierung der Gefahrenprognose und einer Subjektivierung des Si-

cherheitsrechts einhergeht. Zweitens wird innere Sicherheit im Zusammenhang mit 

Migration und Flucht thematisiert, wobei explizit der Begriff der Krimmigration und die 
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Flüchtlingskrise angesprochen werden. Diese Perspektiven auf innere Sicherheit wer-

den jeweils in ihrer Relevanz für das Thema Kultur(en) der Polizei umrissen.  

Im vierten und letzten Unterkapitel (2.4) werden verschiedene polizeiwissenschaftli-

che Perspektiven auf Rassismus in deutschen Sicherheitsbehörden beleuchtet. Dies 

erscheint sowohl relevant als auch notwendig, da die aktuelle Debatte um (latenten) 

Rassismus in den deutschen Polizeien eng mit dem Begriff Polizistenkultur bzw. der 

Trennung von Polizei- und Polizistenkultur verbunden ist. Die in dem Unterkapitel dar-

gelegte Analyse verschiedener Perspektiven basiert auf einer Ausgabe des Deut-

schen Polizeiblattes aus dem Jahr 2021, die sich dieser Thematik in einer Art The-

menheft zuwendet und in der Zusammenschau ein Abbild der in der polizeiwissen-

schaftlichen und politischen Diskussion vorherrschenden Argumentationen darstellt.  

Kapitel 2 folgt in seinem Aufbau damit nicht der klassischen Struktur eines Theorie-

kapitels. Stattdessen fallen in ihm Theorie, Forschungsstandrekonstruktion sowie 

Darlegung der Relevanz der vorliegenden Arbeit zusammen. Dies ist auch dem Um-

stand geschuldet, dass die Literatur zu Polizei- und Polizistenkultur als solche weni-

ger eine Theorie darlegt als vielmehr den Stand der Forschung abbildet.  

In Kapitel 3 der Thesis erfolgt eine Bestimmung bzw. Explikation der zentralen Be-

griffe der vorliegenden Arbeit, konkret also des Begriffes institutionelles Selbstzeug-

nis, des Kulturbegriffs, und der für das Thema gewählten Formulierung der kulturellen 

Selbstvergewisserung. Innerhalb dieses Kapitels wird im Rahmen eines Exkurses 

auch auf das Konzept der Lebenswelt nach Alfred Schütz eingegangen, um die zu-

grundeliegende Perspektive auf die im Titel der Thesis aufgegriffenen lebensweltli-

chen Facetten von Polizeiarbeit zu erläutern.  

Kapitel 4 enthält eine Erläuterung der für die Masterthesis durchgeführten Erhebung, 

der herangezogenen Auswertungsmethode und des konkreten Ablaufs der Analyse. 

Neben einer Einführung in die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring wird dabei 

auch auf die Möglichkeiten und Grenzen der Methode eingegangen.  

In Kapitel 5 werden die Ergebnisse der Erhebung erläutert, wobei die Beschreibung 

der Ergebnisse jeweils ergänzt wird um eine Interpretation aus der eingangs geschil-

derten, das Forschungsinteresse leitenden Perspektive in Bezug auf Polizei und Mig-

ration.  

Kapitel 6 dient im Sinne eines Fazits der Beantwortung der Forschungsfragen, der 

Diskussion der Ergebnisse in einer Verknüpfung mit den in Kapitel 2 dargelegten In-

halten und der Reflexion der vorgenommenen Erhebung samt eines Ausblicks.  
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2. Die Kultur(en) der Polizei: Facetten der polizeiwissenschaftlichen Literatur 

Die Polizei ist die Trägerin des staatlichen Gewaltmonopols und dient der Bewahrung 

sowie Herstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Diese vermeintlich 

schlichte Feststellung impliziert mehrere begriffliche Setzungen, die im Rahmen der 

vorliegenden Arbeit aus verschiedenen Perspektiven beleuchtet und mitunter kritisch 

diskutiert werden. Den analyseleitenden Begriff bildet dabei die Kultur der Polizei, 

wobei erstens darauf hinzuweisen ist, dass nicht alle Unterabteilungen der Polizei 

Berücksichtigung finden, sondern die literaturbasierte Rahmung (wie auch die Erhe-

bung) in erster und nahezu ausschließlicher Linie die Schutzpolizei in den Blick 

nimmt.  

Zweitens wird in dieser Arbeit – anders als es in der herangezogenen polizeiwissen-

schaftlichen Literatur oftmals erfolgt – vermieden, die Kultur der Polizei im Zusam-

menhang mit ihrem funktionalen Nutzen für die Polizei als Organisation zu behandeln. 

In dieser Thesis wird eine rein beobachtende und kritisch reflexive Perspektive ein-

genommen, in der Fragen nach Nützlichkeit oder good practice (wenn überhaupt) 

lediglich im Rahmen der Selbstauskunft der Organisation thematisiert werden. Insbe-

sondere die in diesem Kapitel herangezogene Literatur von Rafael Behr (2006) ent-

hält in dieser Hinsicht normative Anteile, die sowohl in der theoretischen Rahmung 

der Thesis, als auch in der anschließenden Erhebung vermieden werden sollen.  

Drittens wird in dieser Arbeit explizit kein klarer Zuschnitt auf Polizei- oder Polizisten-

kultur angestrebt, sondern vielmehr ein (am Ende dieses Kapitels begründeter) Ver-

such angestellt, Polizei- und Polizistenkultur in ihrer Verwobenheit und die Kultur der 

Polizei in ihrer Komplexität, zumindest auf Basis des untersuchten Materials, zu be-

trachten. Eine Erläuterung des die Erhebung stützenden Kulturbegriffs folgt in Kapitel 

3. Im Fokus dieses literaturbasierten Kapitels steht zunächst, die aktuell polizeiwis-

senschaftlich diskutierten bzw. publizierten Perspektiven auf verschiedene Facetten 

von Polizei im Zusammenhang mit Kultur zu erläutern.  

 

2.1 Die Organisationskulturen der Polizei: Polizei- vs. Polizistenkultur 

Das Verständnis der Polizei als Trägerin des staatlichen Gewaltmonopols im Bereich 

der inneren Sicherheit geht laut Vera und Jablownowski (2017: 483) einher mit einem 

starken Einfluss militärischer Tradition, Bürokratie sowie dem polizeilichen Verhältnis 

zu Gewalt auf die Kultur der Polizei als Organisation. In der polizeiwissenschaftlichen 

Literatur ist es gängig, im Kontext von Polizei und Kultur zu unterscheiden zwischen 

Polizeikultur als dem bürokratischen Anteil, der als normative Orientierung für die Po-

lizeibeamt*innen sowie als Leitbild für den kommunikativen Umgang mit den Bür-
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ger*innen dient, und Polizistenkultur als der Kultur, die sich auf das Innere der Orga-

nisation richtet und den „Kern der polizeilichen Alltagserfahrungen, inklusive gewohn-

ter institutionsspezifischer Handlungs- und Denkmuster“ (Kepert 2019: 131) bildet. 

Polizei- und Polizistenkultur werden dabei i.d.R. auf die Weise gegenübergestellt, 

dass Polizeikultur insbesondere nach außen gewendet sei, um der Öffentlichkeit ge-

genüber einen von der Organisation bevorzugten Eindruck hervorzurufen, der die In-

stitution als homogenes Gebilde präsentiert, jedoch auf dieser abstrakten Ebene 

oberflächlich bleibt. Sie kann somit als Ausdruck des ideellen Selbstverständnisses 

der Polizei gelesen werden. Polizistenkultur hingegen wird beschrieben als Ausdruck 

der Denk- und Handlungsmuster, die aus der alltäglichen Bewältigung der beruflichen 

Konfrontationen entstehen (vgl. Kepert 2019: 130f.).  

Im Vorfeld der theoretischen Einführung gilt es kurz die allgemeine Forschungs- und 

Theorielage in dem Bereich anzusprechen. 2006 attestiert Behr das Fehlen eines 

„theoretisch konsistenten und sozialwissenschaftlich fundierten Wissens zur Kultur 

der Polizei“ (Behr 2006: 18). Eine Sichtung der Publikationen in diesem Bereich ist 

begleitet von dem Eindruck, dass sich erstens an dieser Lage seit 2006 nicht viel 

verändert hat (bezogen auf den von Behr zitierten Anspruch des Wissens, nicht auf 

die reine Zahl der Publikationen) und dass zweitens die genannte Quelle von Behr 

als quasi Basisliteratur auch der jüngeren Publikationen zur Kultur der Polizei Ver-

wendung findet. Angesichts des Umstandes, dass Behr seine Veröffentlichung selbst 

als „wissenschaftliches Lesebuch“ bezeichnet (Behr 2006: 11) – eine durchaus tref-

fende Formulierung –, zeigt sich darin umso mehr die Notwendigkeit, die attestierten 

Lücken in der Systematisierung des Wissens um Polizeikultur zu bearbeiten.  

Dieser Anspruch kann und wird in dieser Thesis nicht erfüllt werden. Die hier vorlie-

gende Erhebung liefert lediglich einen Baustein in diesem Forschungsfeld und ver-

folgt dabei das Ziel, die strikte Gegenüberstellung von Polizei- und Polizistenkultur 

aufzulösen oder zumindest der Komplexität von Kultur (in) der Polizei zwischen dem 

Handeln an der Basis und den Leitbildern Raum zu geben. Gleichzeitig ist hiermit 

auch das Argument für die herangezogenen Quellen und die Struktur dieses Kapitels 

gegeben: Neben aktuellen Veröffentlichungen werden auch, und zwar an ganz zent-

raler Stelle, Inhalte aus Behrs 2006 erschienenem Werk Polizeikultur dargestellt. Die 

verschiedenen Unterkapitel sind als Puzzleteile zu verstehen, die im Gesamtbild ver-

schiedene Facetten des Zusammenhangs von Kultur und Polizei aufzeigen.  

 

2.1.1 Polizeikultur 

Bevor inhaltlich näher auf den Begriff Polizeikultur eingegangen wird, scheint vorab 

ein Hinweis passend und auch notwendig, der einen Baustein zu Polizeikultur liefert, 
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wenngleich der zugrundeliegende Inhalt in der Literatur in ganz anderem Zusammen-

hang – nämlich dem Mehrwert von sozialwissenschaftlicher Forschung für die Poli-

zei – angesprochen wird. In seiner 2006 erschienenen Publikation Polizeikultur betont 

Behr, dass es über die Inkorporation von Sozialwissenschaftler*innen gelungen sei, 

für die Organisation eine Schnittstelle zwischen „dem ‚Innen‘ und dem ‚Außen‘, d.h. 

zwischen Praxis und Wissenschaft“ zu schaffen (Behr 2006: 18, H.i.O.). Diese Ge-

genüberstellung von Praxis als dem Innen und Wissenschaft als dem Außen der Po-

lizei (wenngleich wenig überraschend, so doch explikations- und reflexionsbedürftig) 

kennzeichnet die innerpolizeiliche Sicht auf Polizeiarbeit als praktisches Handlungs-

feld, das losgelöst von wissenschaftlicher Forschung agiert und funktioniert.3  

Aus innerpolizeilicher Sicht ist in Bezug auf Polizeikultur zentral von typischen Hand-

lungen, Symbolen, Ritualen o.ä. der Polizei die Rede, wobei zwischen harten Fakto-

ren, der Organisationsstruktur, und weichen Faktoren, wie den Werthaltungen, Nor-

men oder Orientierungsmustern, zu unterscheiden sei, welche die Polizeikultur be-

einflussen (vgl. Ahlf 2000: 98, zitiert nach Behr 2006: 19). Damit wird laut Behr vor 

allem ein Bildgebender Eindruck von Polizei geliefert, der auf der Darstellungsebene 

verhaftet bleibe. Dieses Bild sei zudem monolithisch geprägt und vernachlässige zum 

einen Differenzen innerhalb der Polizei und zum anderen Abweichungen zwischen 

dem „Sein und Sollen“ (Behr 2006: 20) der Polizei, womit eine Bestimmung der Poli-

zistenkultur als Gegenentwurf zur Polizeikultur erst notwendig werde (vgl. ebd.). Da-

mit wird Polizeikultur als eine bestimmte Denk- und Handlungslogik greifbar, die sich 

eher auf die Darstellungsebene polizeilichen Handelns bezieht.  

Die gegenwärtige Polizeikultur ist laut Behr geprägt von einem Selbstverständnis als 

Bürgerschutz-Polizei, welche den Charakter einer Dienstleistungsagentur für Innere 

Sicherheit hat, die sich auch mit gesellschaftspolitischen Fragen im Kontext von Ar-

mut, sozialer Ungleichheit, Migration oder Jugend befasst. Mit dieser Entwicklung sei 

                                                           
3 Reflexionsbedürftig erscheint diese Gegenüberstellung insofern, als Praxis das Handeln von 

Menschen beschreibt, welches von jeweiligen Motiven oder Absichten geprägt ist und (oftmals 
unbewusst) gewissen Regeln folgt. Dies impliziert, dass Praxis (und damit ist auch die beruf-
liche Praxis von Polizist*innen eingeschlossen) zwangsläufig Wissensbestände enthält, die in 
einer bestimmten Art und Weise sortiert sind und aufeinander bezogen werden. Somit handelt 
es sich bei jeder Praxis auch immer um eine – wenngleich vielleicht „nur“ alltägliche und rudi-
mentäre – Theorie. Damit ist der Unterschied zwischen Theorie und Praxis genaugenommen 
ein Unterschied zwischen verschiedenen Wissens- oder Theorieformen, für die jeweils unter-
schiedliche Regeln gelten: auf der einen Seite wissenschaftliches Wissen, auf der anderen 
(im Falle des Berufs- bzw. professionellen Alltags) Professionswissen. Eine Prüfung, welche 
Sortierung von Wissensbeständen die plausible (oder auch für einen bestimmten Anwen-
dungsbereich die „richtige“) ist, erfordert eine systematische Analyse der mit ihnen verwobe-
nen (Alltags-, professionellen oder wissenschaftlichen) Theorien. Diese systematische Ana-
lyse ist Aufgabe der Wissenschaft, weshalb (professionelle) menschliche Praxis nicht als los-
gelöst von Theorie und auch nicht als unabhängig von Wissenschaft gedacht oder gefordert 
werden kann (vgl. dazu für das Fach Erziehungswissenschaft Vogel 2019: 55f.).  
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ein Konflikt zwischen zwei Handlungslogiken der Polizeiarbeit aufgekommen: zwi-

schen smart policing auf der einen und zero-tolerance policing auf der anderen Seite. 

Im Rahmen des smart policing folgt die Polizei der politischen und mitunter gesell-

schaftlichen Forderung nach weniger Repression und einer Zuwendung zum bürger-

nahen Service-Gedanken von Polizeiarbeit. Dieser Tendenz stehen jedoch Stimmen 

für einen rigiden Ansatz der zero-tolerance Politik gegenüber, die mit einer Betonung 

von Ordnung, Kontrolle, einer Dominanz gegenüber Minderheiten und der Idee der 

Möglichkeit einer klaren Trennung zwischen Gut und Böse sowie der Vorstellung ein-

hergeht, dass Normverletzungen von schlechten oder defizitären Menschen began-

gen werden. Letztere Handlungslogik dominiere insbesondere an der Basis der Poli-

zei, womit auch Vorbehalte gegenüber smart policing Strategien der Führungsebene 

erklärbar seien (vgl. Behr 2006: 68ff.).  

Die Polizeikultur ist nach Behr stark verknüpft mit den Leitbildern der Polizeiorganisa-

tionen, welche den einzelnen Beamt*innen eine Orientierung bieten und ihre Identifi-

kation mit den polizeilichen Aufgabe fördern sollen (vgl. Behr 2006: 36). Solche Leit-

bilder lassen sich anhand der folgenden sechs Punkte in ihrer Bedeutung für den 

Kontext Polizeikultur beschreiben. Erstens betonen polizeiliche Leitbilder eine ge-

meinsame Identität der Polizeiorganisation. Nach Behr ist diese aufgrund der Vielfalt 

innerhalb der Polizei jedoch kaum fassbar und bleibt mitunter sehr oberflächlich. 

Zweitens stellen polizeiliche Leitbilder Ideale der Polizei dar, wie sie politisch und ge-

setzlich konform (auch im Sinne des politisch Korrekten) und ethisch reflektiert bzw. 

reflektierend sein und erscheinen soll. Insofern diese Ideale als wenig praxiskonform 

anzusehen sind, bleibt in ihnen das Spannungsverhältnis zwischen dem ideellen An-

spruch und der reellen Praxis unbeachtet. Drittens dürfen Leitbilder nicht als Ersatz 

für eine Theorie polizeilicher Praxis verstanden werden. In dieser Hinsicht kommt in 

den Leitbildern der Unterschied zwischen Polizeikultur – wofür Leitbilder eine Konkre-

tisierung darstellen – und der Praxis des polizeilichen Handelns zum Tragen: Leitbil-

der bleiben auf einer abstrakten Ebene verhaftet und können jenseits von Inspiration 

keinen weiteren Beitrag für eine systematische Beschreibung von Polizeipraxis lie-

fern. Viertens kommt in den Leitbildern der als Gratwanderung begriffene Konflikt zwi-

schen Vision und Tradition der Polizei zum Ausdruck (vgl. Behr 2006: 37ff.).  

In diesem Zusammenhang führt Behr an, dass sich der ideelle und visionäre Anteil 

der Leitbilder nicht zu stark von der Organisationstradition bzw. den Alltagserfahrun-

gen entfernen darf, da sonst Reformansätze auf massive Skepsis stoßen und in der 

Folge ins Leere laufen würden. Implizit wird die gelebte Kultur der Polizei (= Polizis-

tenkultur) damit zum einen als traditionsverhaftet und im Sinne der Lesart ‚Verände-

rung gegenüber eher wenig aufgeschlossen‘ als statisch und zum anderen als massiv 
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beeinflusst von einer stetigen Konfrontation zwischen Basis und Leitungsebene be-

schrieben.  

Fünftens lasse sich anhand der Leitbilder sowohl ein Orientierungs- als auch Kom-

munikationsbedarf der Organisation Polizei erkennen. Die Leitbilder brächten damit 

vor allem das zum Ausdruck, was nicht als institutionelle Konflikte angenommen, son-

dern auf die individuelle Ebene ausgelagert bzw. reduziert werde. Als Beispiele wer-

den hier der Gewaltbegriff, der Generationenkonflikt und das Verhältnis zwischen 

Frauen und Männern in der Polizei genannt. Sechstens können die Leitbilder laut 

Behr dennoch eine Verbindung zwischen Polizei- und Polizistenkultur leisten, da 

durch sie der Unterschied zwischen Sein und Sollen offengelegt werde, womit ein 

Diskurs über eben diesen Unterschied und die Bedingungen polizeilichen Alltags 

möglich bzw. sogar angeregt werde (vgl. ebd).  

 

2.1.2 Polizistenkultur 

Polizeiliches Handeln kann als routiniertes Bewältigen von Krisen bzw. als die Über-

setzung einer speziellen Krise in die jeweils notwendige Maßnahme verstanden wer-

den. Als geltender Anspruch an diese Übersetzung ist Interpretationssicherheit unab-

dingbar, die über sequenzielle Ablaufschemata erreicht werden kann. Der Schlüssel 

zur Übersetzung von Krisen in eine Handlungsabfolge besteht somit in der Entwick-

lung und Anwendung von Handlungsregeln (vgl. Hahn 2019: 195). Aus dieser Per-

spektive heraus erscheint Behrs Darstellung von Polizistenkultur als einer „Kultur der 

Bewahrung“ (Behr 2006: 39) zum einen plausibel und zum anderen als nützlich oder 

sogar als nötig, da Veränderung in dieser Lesart grundsätzlich eine Gefahr für die 

Gültigkeit von Handlungsregeln oder auch die Interpretation von (krisenhaften) Situ-

ationen darstellt.  

Polizistenkultur wird in der Literatur beschrieben als das „‚Konzentrat‘ des polizeili-

chen Alltagswissens“ (ebd., H.i.O.), welches die Funktion einer „komplexitätsreduzie-

renden Praxisanleitung“ (ebd.) in sich trage. In ihr seien also keine Sinndeutungen 

einer abstrakten Polizeiarbeit enthalten, in der die Komplexität der Situationen, auf 

die sich polizeiliches Handeln bezieht, Berücksichtigung findet, sondern solche Sinn-

deutungen, die sich auf konkretes Alltagshandeln von Polizist*innen beziehen und die 

von Simplizität und Stabilität geprägt sind. Zudem sei Polizeikultur auf das Innere der 

Polizei ausgerichtet, deren Identität mit ihr geschützt und bewahrt werden soll.  

Gerahmt wird dies von der Vorstellung einer Bedrohung des gesellschaftlichen Frie-

dens, den es zu wahren gelte und für dessen Wahrung man sich gemeinschaftlich in 

Gefahr begibt. Die Polizei selbst bildet aus dieser Perspektive heraus das Zentrum 
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der guten Ordnung und erscheint als ein von Homogenität geprägtes Gebilde inner-

halb des als Außen verstandenen gefährlichen gesellschaftlichen Systems, auf das 

sich die eigene Arbeit richtet (vgl. Behr 2006: 39f.). Drei mögliche Wirkmechanismen 

von Polizistenkultur werden in diesem Zusammenhang betont.  

Erstens sei Polizistenkultur von Ethnozentrismus geprägt, weshalb gegenüber Per-

sonen mit als fremd wahrgenommenen Merkmalen Vorbehalte bestehen würden. 

Zweitens herrsche in der Polizistenkultur Androzentrismus vor und sei somit auf Mas-

kulinität ausgerichtet. In diesem Zusammenhang wird einerseits auf den sich dadurch 

ergebenden erleichterten Zugang von männlichen Migranten im Vergleich zu weibli-

chen verwiesen, sofern sie den Hegemonieanspruch des Maskulinen unterstützen, 

und zum anderen das damit zusammenhängende Problem aufgeworfen, dass die In-

tegrierung männlicher Migranten womöglich den Erfolg einer Integration weiblicher 

Polizisten gefährden könne. Drittens beinhalte Polizistenkultur einen Institutionspatri-

otismus, der mit der Forderung einer strikten Unterordnung unter die Regeln der In-

stitution einhergehe. In diesem Sinne stünde verschiedenen Bevölkerungsgruppen 

der Zugang zur Polizei offen, sofern sie der Forderung nach einer Assimilation nach-

kommen und sich dem Ziel einer homogenen Kultur, in der die abweichenden Merk-

male abgelegt werden, unterordnen. Insbesondere die ersten beiden Wirkmechanis-

men seien nicht per se als Zustände der Polizistenkultur zu verstehen. Anders ver-

halte es sich mit der Forderung nach Homogenität, welche auch von der Polizeikultur 

bedient und bekräftigt werde (vgl. Behr 2006: 40f.).  

Des Weiteren zeichne sich Polizistenkultur durch ein kulturelles Klima aus, das im 

„diametralen Gegensatz zu den sozialen Bedingungen steht, die im Umfeld eines 

Großteils der Klienten der Polizisten vorzufinden“ seien (Behr 2006: 42). Diese seien 

geprägt von gesellschaftlicher Segregation und Fragmentierung, Deprivation und 

Anomie, worauf die Polizist*innen weder durch ihre eigene Biographie, noch durch 

die berufliche Ausbildung vorbereitet seien und weshalb sie nicht von ihnen professi-

onell bewältigt werden könnten. Die Folge sei die Entwicklung individueller Verarbei-

tungsstrategien der Polizist*innen, die wiederum zur Bildung typisierender Hand-

lungsmuster der Polizistenkultur führen würden (vgl. ebd.).  

Neben dem entsprechenden Reformbedarf, der sich in dieser Beschreibung für die 

polizeiliche Grundausbildung abzeichnet, erhellt sie auch implizit das Bild des polizei-

lichen Klientel, das mit Polizistenkultur verbunden ist und das gesellschaftliche Au-

ßen, dem sich Polizistenkultur gegenübersieht. Die zitierten Erläuterungen zu den 

sozialen Bedingungen des Großteils des Klientel machen deutlich, dass nicht die Be-

völkerung im Allgemeinen als Klientel der Polizei begriffen werden – da sonst die Ge-

samtgesellschaft in überwiegendem Maß von Segregation etc. gekennzeichnet 
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wäre –, sondern eine gesellschaftliche Gruppe, die hinsichtlich ihrer Größe und Merk-

male unbestimmt bleibt, abgesehen von den sozialen Bedingungen, die in einem gro-

ßen Teil von ihr vorherrschend seien. Dies lässt sich mit den Ausführungen zur Polizei 

als Zentrum der guten Ordnung verbinden, womit scheinbar weniger das gesellschaft-

liche System als Ganzes als bedrohlich für den gesellschaftlichen Frieden angesehen 

wird, sondern die relativ unbestimmte soziale Gruppe des Klientel, die einen Teil des 

Außen bildet. Damit wird das Außen der Polizei nicht grundsätzlich gefährlich, son-

dern unterliegt einer potentiellen Gefährlichkeit, die von der diesem Außen zuzurech-

nenden Gruppe, also dem Klientel, ausgeht. Das Maß dieser Gefährlichkeit, sowohl 

hinsichtlich Qualität als auch in zeitlicher Hinsicht, erscheint in diesem Zusammen-

hang insofern als eine bestimmbare und damit kalkulierbare Größe, als sich die 

Gruppe(n) bestimmen lässt/lassen, von der die Gefahr ausgeht. Der Schlüssel für die 

Bestimmung der Gruppe(n) liegt wiederum in der Definition der guten Ordnung bzw. 

solcher Kriterien, die eine Zuordnung von sozialen Gruppen und einzelnen Individuen 

als Vertreter einer guten Ordnung erlauben.  

 

2.1.3 Gewalt: ein unumgänglicher Aspekt polizeilichen Alltags 

Das Verhältnis zwischen Polizei und Gewalt wird in der Literatur als ein paradoxes 

beschrieben: Um Frieden und Sicherheit in der Gesellschaft zu schaffen, muss die 

Polizei das anwenden, was als Ursache für Unfrieden und Unsicherheit gelten 

kann – Gewalt. Als besondere Herausforderung bzw. als Konflikt dieser Anforderung 

kann formuliert werden, dass Polizist*innen somit fähig zur Gewaltanwendung sein 

müssen, jedoch keine Affinität für sie aufweisen dürfen. Ein Konflikt, der auf der abs-

trakten Ebene zunächst lösbar erscheint, in der konkreten Situation jedoch das Po-

tential in sich birgt, dass die Legalität der Gewalt und ihre Legitimität auseinander-

streben. Für die Polizei als Institution ist damit die Aufgabe formuliert, den Rahmen 

und das jeweilige Maß festzulegen und zu begründen, in dem Polizeigewalt nicht nur 

als tauglich, sondern auch als legitim angesehen werden kann (vgl. Behr 2019 [2016]: 

155f.).  

Laut Behr ist am innerpolizeilichen Diskurs um Gewalt (der wiederum Einfluss nimmt 

auf den polizeiwissenschaftlichen) die jüngere Veränderung im Selbstverständnis der 

Polizei auf Ebene der Polizeikultur nachzuvollziehen, die von einer Externalisierung 

der Gewalt geprägt sei. Verwendung finde der Begriff nicht mehr in der Beschreibung 

der polizeilichen Aufgaben, sondern in der Darstellung dessen, womit Polizei von au-

ßen konfrontiert wird und auf die sie zu reagieren hat. Im Fokus des Selbstbildes 

stehe nicht die Anwendung von Gewalt, sondern Prävention und der Schutz von Op-
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fern vor der Gewalt anderer, womit die Polizei ihre repressive Funktion in den Hinter-

grund rücke (vgl. Behr 2019 [2016]: 159). Gleichwohl sei Gewalt alltäglicher Bestand-

teil des Polizeiberufs – auf der Ebene der Polizistenkultur. Doch auch hier könne eine 

Diskursverschiebung beobachtet werden in der Form, dass unter dem Begriff der Ge-

walt, die gegenüber Polizeibeamt*innen gezeigt wird, weniger physische Gewalt als 

vielmehr eine als respektlos verstandene Kommunikation und fehlende Anerkennung 

der polizeilichen Autorität zusammengefasst werden (vgl. Behr 2019 [2016]: 159f.).  

 

2.1.4 Kulturbezogene Facetten von Polizei im Kontext von polizeilicher Fehler-

kultur 

In der Literatur wird das Kriminalitätsgeschehen als zunehmend dynamisch beschrie-

ben, was einerseits mit einer höheren Komplexität der Wirkzusammenhänge sowie 

einem Wachstum der gesellschaftlichen Anforderungen an die Polizei verknüpft sei. 

Die Ausbildung an den polizeilichen (Fach-)Hochschulen diene der Entwicklung von 

Handlungssicherheit in einer Vielzahl von Einsatzlagen und der Verinnerlichung eines 

standardisierten und praxistauglichen Vorgehens. Dies gehe in der Folge mit einer 

Reduktion der Situationskomplexität einher, in der das polizeiliche Handeln als pro-

fessionell und rational vermittelt wird und eine Ignoranz gegenüber Fehlern seitens 

der Polizei angebahnt wird (vgl. Ohlemacher 2013: 188f.). Angesichts der wahrge-

nommenen zunehmenden Dynamik des Kriminalitätsgeschehens äußert u.a. Sei-

densticker (2019: 63f.) Irritation darüber, dass der polizeilichen Fehlerkultur in der 

Polizeiwissenschaft bisher mit wenig Interesse begegnet wurde. Tragende Kraft im 

Rahmen einer mangelnden Fehlerkultur sei insbesondere die gelebte Polizistenkultur 

und weniger die Polizeikultur, in deren Rahmen die normativen Leitvorstellungen for-

muliert werden (vgl. Seidensticker 2019: 66).  

Weiterhin ist zu bedenken, dass der Beruf der/des Polizeibeamt*in mit einem Prinzip 

verbunden ist, das herkömmlich mit dem Begriff Legalitätsprinzip gefasst wird. In die-

ser Hinsicht erhält das Legalitätsprinzip eine zweite Bedeutung, in der auf den Vor-

behalt des Gesetzes abgestellt wird. Demnach muss polizeiliches Handeln von den 

in Deutschland erlassenen Gesetzen gedeckt sein, um die Bürger vor polizeilicher 

Willkür zu schützen. Dieses den Berufsalltag der Polizist*innen bestimmende Prinzip 

steht jedoch in Spannung zur festen Etablierung einer umfassenden Fehlerkultur in-

nerhalb der Polizei. Eine Diskussionsbereitschaft über Fehler innerhalb der polizeili-

chen Arbeitskultur auszubauen ist nach Christe-Zeyse (2019) mit Bezug auf den 

NSU-Untersuchungsausschuss jedoch als Forderung an professionelle Polizeiarbeit 

zu verstehen, um die Anfälligkeit für Vorurteile und Stereotypen zu reduzieren (vgl. 

Christe-Zeyse 2019: 62).  
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Darüber hinaus wird die Notwendigkeit einer positiven Fehlerkultur in der Polizei mit 

der eingangs erwähnten Veränderung der Umweltbedingungen begründet, der die 

Polizei gegenüberstehe, und die auf die folgenden Aspekte bezogen wird: eine sub-

jektive Verunsicherung, veränderte Bedingungen in der Sicherheitslage, die Heraus-

forderungen einer modernen Gefahrenabwehr sowie eine Neuordnung der Sicher-

heitsarchitektur. Diese Veränderungen hätten zu einem polizeilichen Alltag geführt, in 

dem die Beamt*innen die Einsatzsituationen nicht mehr auf einen bekannten Kern 

reduzieren und so den bewährten Lösungsstrategien zugänglich machen könnten 

(vgl. Christe-Zeyse 2019: 68). Zudem seien polizeiliche Maßnahmen durch die digi-

talen Medien nicht mehr beschränkt auf das Verhältnis zwischen den involvierten Be-

amt*innen und den betroffenen Bürger*innen, sondern seien einem unbekannten und 

unbegrenzten Kreis von Personen zugänglich (vgl. Christe-Zeyse 2019: 69). Karis 

(2019) stellt in seinem Beitrag im Kontext polizeilicher Fehlerkultur heraus, dass die 

Polizei auf die Bevölkerung angewiesen sei und die Bevölkerung mit ihrer Bereit-

schaft, Anzeigen aufzugeben und Gefahren zu melden, eine Stütze polizeilicher Ar-

beit sei.  

 

2.1.5 Polizei- und Polizistenkultur im Kontext von Migration 

Ausgehend von dem thematischen Anliegen der Thesis, die Kultur der Polizei auch 

im Kontext der deutschen Gesellschaft als einer Migrationsgesellschaft in den Blick 

zu nehmen, erscheint zudem die seit der Öffnung der Polizei für ausländische Bewer-

ber*innen im Jahr 1993 geführte Diskussion um die Funktion von Polizeibeamt*innen 

mit Migrationshintergrund relevant. In diesem Rahmen sind vier Perspektiven auf den 

Nutzen von sogenannten MH-Beamten für die Organisation zu unterscheiden: die po-

lizeitaktische, die personalpolitische, die institutionstheoretische und die integrations-

politische Perspektive (vgl. Behr 2011: 123f.).  

Aus polizeitaktischer Perspektive werde mit der Integration von Menschen mit Migra-

tionshintergrund das Ziel verfolgt, das sprachliche und kulturelle soziale Repertoire 

der Polizei zu erhöhen und so den Kontakt zu bestimmten Milieus von Adressat*innen 

zu erleichtern. Im Fokus der personalpolitischen Perspektive stehe die Sicherstellung 

des Personalbedarfs der Behörde in der Zukunft, womit die Polizeien darauf ange-

wiesen seien, auch Bewerber*innen mit Migrationshintergrund zuzulassen. Aus insti-

tutionstheoretischer Perspektive erscheine die Einstellung von Menschen mit Migra-

tionshintergrund funktional, um die Akzeptanz der Polizei in einer Gesellschaft der 

Vielfalt zu erhöhen und in Bezug auf integrationspolitische Aspekte der Einstellung 

von MH-Beamten liege das Ziel darin, den Anteil der Beamt*innen mit Migrationshin-

tergrund dem in der Gesamtgesellschaft anzugleichen (vgl. ebd.).  



15 
 

Neben einer kritischen Betrachtung der Formulierung, dass es sich bei dieser Bestre-

bung um den Versuch einer Integration4 von Menschen mit Migrationshintergrund in 

den Polizeidienst handeln mag, ist zudem darauf hinzuweisen, dass ihr in erhebli-

chem Maß Prozesse der Essentialisierung und Kollektivierung zugrunde liegen. Be-

sonders deutlich wird dies im Kontext der polizeitaktischen Argumentation: Die be-

sagten MH-Beamte werden als ‚Kultur-Scouts‘ oder ‚Milieukenner‘ wahrgenommen, 

und ihr zentraler Nutzen für die Organisation in ihrer Andersartigkeit gesehen, durch 

die sie Zugang zu Bevölkerungsgruppen hätten, die Polizeibeamt*innen ohne Migra-

tionshintergrund verschlossen blieben. Gleichzeitig wird den MH-Beamten gegenüber 

die Erwartung ausgesprochen, sich in den Kolleg*innenkreis zu integrieren und ihre 

Andersartigkeit auf die der Behörde nützlichen Facetten zu beschränken. Dies impli-

ziert eine Dichotomisierung der Kulturen, wobei die von der Mehrheit der ‚einheimi-

schen‘ Polizist*innen gelebte Kultur als die höherwertigere angesehen wird, der sich 

der MH-Beamte anzupassen hat. Die Definitionsmacht, welche Eigenschaften der 

MH-Beamte hat und welche seiner Eigenschaften der Behörde nützlich sind und wel-

che nicht, liegt dabei nicht bei ihm selbst, sondern auf Seiten der Behörde.  

Relevant erscheint in diesem Kontext auch die in der Polizei sowohl gelebte als auch 

geforderte Homogenität innerhalb der Behörden. Mit Bezug auf die von Mintz-

berg (1988) vorgenommene Unterscheidung zwischen bürokratischen Organisatio-

nen – denen Polizei zuzurechnen ist – und ‚adhocracies‘ ist plausibel von Behr (2011) 

dargelegt worden, dass die Personalentscheidungen innerhalb der Polizei darauf ab-

zielen, Kontinuität herzustellen, was bei den Bewerber*innen die Fähigkeit und Wil-

ligkeit zur Assimilation voraussetzt. Bewerber*innen mit Migrationshintergrund er-

scheinen dabei aufgrund der ihnen zugeschriebenen Andersartigkeit als Gefahr für 

die Kontinuität der Behörde und sind in höherem Maß als ‚einheimische‘ Bewerber*in-

nen dem Druck ausgesetzt, Assimilationsbereitschaft und die Zugehörigkeit zur ‚gu-

ten Ordnung‘ der Polizei zu signalisieren (vgl. Behr 2011: 121f.).  

 

2.2 Soziale Selektivität in der Polizeiarbeit und kulturelle Einordnung des poli-

zeilichen Gegenübers  

Die Kriminalität, die sich im Hellfeld als in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 

erfasste Delikte abbildet, besteht zum überwiegenden Teil aus geringfügigen Delik-

ten, deren Schaden als überschaubar und im Vergleich zum Schaden der Wirtschafts-

kriminalität sogar als gering einzuschätzen ist (vgl. Ruch 2019: 109). Zwar wird in der 

                                                           
4 Zu dem Aspekt, dass innerhalb der Polizei i.d.R. keine Integrationsprozesse zu beobachten 

sind, sondern beinahe durchgehend relativ einseitige Assimilationsanforderungen und -be-

mühungen siehe auch Hunold/Behr 2007; Hunold et al. 2010.  
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PKS nicht der soziale Status bzw. diesbezügliche Indikatoren abgebildet, jedoch kann 

aufgrund der u.a. von Ruch (2019: 107f.) plausibel dargelegten Annahme, dass be-

stimmte geringfügige Delikte gemeinhin mit bestimmten sozialen Lagen zusammen-

fallen, angenommen werden, dass Personen mit einem niedrigeren sozialen und/oder 

ökonomischen Status überproportional häufig als Tatverdächtige im polizeilichen Er-

mittlungsverfahren (und Strafverfahren) geführt werden.  

Aus der anderen Perspektive würde dies bedeuten, dass Polizeibeamt*innen in der 

PKS überproportional häufig Angehörige eines niedrigen sozio-ökonomischen Status 

als Tatverdächtige erfassen. Damit soll nicht gesagt sein, dass die Erfassung auf-

grund des sozialen Status erfolgt. Gleichwohl erscheint der soziale Status als ein re-

levantes Element in einem komplexen Gefüge von Deliktform und polizeilicher Defi-

nitionsmacht, innerhalb dessen solches abweichende Verhalten, das in der Regel mit 

prekären Lebenslagen einhergeht, strafgesetzlich geregelt wird, wohingegen typi-

sches abweichendes Verhalten in gehobenen Lebenslagen zwar als sozialschädlich, 

aber oftmals als nicht strafbar oder nur als Ordnungswidrigkeit betrachtet wird (vgl. 

Ruch 2019: 109f.).5  

Aus der Perspektive einer kritischen Polizeiwissenschaft erscheint polizeiliches Han-

deln in diesem Zusammenhang weniger als Handeln, das auf abweichendes Verhal-

ten folgt, sondern als ursächlich für abweichendes Verhalten – und zwar in selektiver 

Form, da erstens die polizeiliche Definitionsmacht abhängig sei vom sozialen Status 

der Betroffenen, und zweitens in der Polizistenkultur Prozesse sozialer Kategorisie-

rungen stattfinden würden, nach denen zwischen Personen unterschieden werde, de-

ren Werte dem Weltbild der Beamt*innen entsprechen und Personen, deren Weltbild 

von anderen Werten geprägt ist (vgl. Ruch 2019: 115f.).  

Dies führt zum einen zu der These, dass die Polizei dazu beitrage, die gesellschaftli-

chen (Herrschafts-)Strukturen stabil zu halten bzw. sogar zu verfestigen (vgl. Ohle-

macher 1999: 6). Zum anderen (wenn man diesen Aspekt weiterdenkt) kommt es zu 

dem Effekt, dass über die Wirkungsmacht bzw. den unterstellten und zum Teil unhin-

terfragten Gültigkeitsanspruch der PKS, kriminelles Verhalten sowohl als klar benenn-

bar erscheint als auch klar zu bestimmten sozialen Gruppen oder Milieus zuordnungs-

bar; und zwar nicht nur innerhalb der allgemeinen Öffentlichkeit, sondern auch und 

grade innerhalb der Polizei. Seitens der Polizei können so Personen, deren kulturelle 

                                                           
5 Als typische Delikte, die mit einem niedrigeren sozialen und ökonomischen Status einhergehen 
nennt Ruch hier Ladendiebstahl, Leistungserschleichung und BtM-Delikte, als typische sozialschädli-
che Handlungen höherer sozio-ökonomischer Lebenslagen führt er Wettbewerbs- oder Kartellver-
stöße, Umweltzerstörung und aggressives Verhalten im Straßenverkehr an.  
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Lebenspraxis nicht von den Wertvorstellungen geprägt scheint, wie sie von der Orga-

nisation Polizei und den Beamt*innen als Person geteilt wird, als potentiell im krimi-

nellen(!) Sinne abweichend wahrgenommen werden.  

 

2.3 Polizeiwissenschaftliche Perspektiven auf innere Sicherheit und ihre Be-

deutung für polizeiliche Kultur(en) 

2.3.1 Innere Sicherheit: zwischen einer Entindividualisierung der Gefahrenprog-

nose und der Subjektivierung des Sicherheitsrechts 

Die aktuelle Lage der inneren Sicherheit in Deutschland wird in der polizeiwissen-

schaftlichen Literatur als von diffusen Bedrohungen gefährdet beschrieben. Insbe-

sondere die Gefahr des Terrorismus führt zum Bild einer jederzeit verletzlichen Ge-

sellschaft, die es seitens der Polizeien mittels Prävention und Vorsorge zu schützen 

gilt (vgl. u.a. Hofmann 2019). Dies geht einher mit einer Abkehr vom traditionellen 

Gefahrenbegriff und der Etablierung neuer Vorfeldbefugnisse im Rahmen der neuen 

Polizeigesetze. Als Gefahr bzw. Risikoquelle wird nun nicht mehr objektives Kausal-

geschehen, sondern der Mensch als Gefährder*in in den Blick genommen. Diese 

Subjektivierung der Gefahr und die damit einhergehende Personalisierung des Si-

cherheitsrechts, wie sie zentral im Kontext terroristischer Gefahren, d.h. für Ausnah-

mefälle, formuliert wurde, erfährt laut Barczak „nicht selten“ (Barczak 2020: 98) eine 

Ausweitung auf andere Straftaten wie organisierte Kriminalität oder Straftaten mit in-

ternationalem Bezug. Die sicherheitsrechtliche Subjektivierung wird so „verallgemei-

nert, veralltäglicht und verstetigt“ (Barczak 2020: 99). Zudem berge ein Sicherheits-

recht, das anstelle der Gefahr den/die Gefährder*in in den Fokus rückt, das Potential 

eines Verschwimmens bzw. der Abkehr von einem auf Reaktivität und Einzelfallbe-

zogenheit gestützten Regelungsmuster im Polizeirecht (vgl. ebd.).  

Konkret habe dieser Paradigmenwechsel drei Konsequenzen: Im Rahmen einer Ent-

individualisierung der Gefahrenprognose wird das Gefahrenvorfeld quasi grenzenlos 

und ein Urteil über die Wahrscheinlichkeit der Entwicklung bzw. des (Nicht-)Eintritts 

schwieriger. Staatliche Zugriffe im Gefahrenvorfeld sind von einer Prognose geprägt, 

in die generalisierbare Annahmen über Situationen, Strukturen oder Zugehörigkeiten 

sowie über gruppenspezifische Merkmale einfließen (vgl. Barczak 2020: 100). Ein-

hergehend mit einer Entkonkretisierung des Eingriffsanlasses wird die relevante In-

formation im Gefahrenvorfeld auf das Wer reduziert, anstelle eine Wahrscheinlich-

keitsprognose mit Blick auf das Wann, Wo, Wie und Wer zu erstellen: Das Individuum 

allein erscheint als „Träger von Risikofaktoren und Gruppenmerkmalen“ (Barczak 

2020: 101). Damit kommt es drittens zu einer Entdifferenzierung und Entrelationie-
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rung der Verantwortlichkeit. In der neuen Normierung des Polizeirechts wird die Ge-

fahrenprognose nicht an ein bestimmtes, eingrenzbares Schadensereignis geknüpft, 

sondern ist ausschließlich gebunden an die potentielle Täterschaft einer Person in 

der Zukunft. In diesem personenbezogenen Gefahrenbegriff wird die liberal-recht-

staatliche Verantwortlichkeit abgelöst von einer grenzenlosen Pflicht zur Gefahren-

vermeidung der Allgemeinheit (vgl. Barczak 2020: 101f.).  

Wie es in der Erläuterung des letzten Absatzes bereits anklang, geht die Subjektivie-

rung des Gefahrenabwehrrechts mit dem Risiko der Stigmatisierung einher, um die 

Gefährder*innen in der Bevölkerung aus den Ungefährlichen herauszufiltern, was 

wiederum eine Ablösung von rechtsstaatlicher Objektivierung mit sich bringt. Das hier 

skizzierte polizeiliche Gefährderrecht basiert auf einer Sicht auf Gesellschaft, in der 

es keinen Zustand der Sicherheit (mehr) gibt, sondern lediglich eine Abfolge wieder-

kehrender unterschiedlicher Unsicherheitszustände. Um diesen Unsicherheiten be-

gegnen zu können ist die neue Sicherheitsgesellschaft angewiesen auf Strategien der 

Ab- und Ausgrenzung (vgl. Barczak 2020: 105f.).  

 

2.3.2 Facetten des Polizeirechts im Zusammenhang mit Krimmigration  

Krimmigration ist zu verstehen als die spezifische Verflechtung von Kriminalitäts- und 

Migrationskontrolle und wird als Phänomen insbesondere im Zusammenhang mit den 

oben beschriebenen Neuerungen des Polizeirechts relevant, in deren Rahmen eine 

weitere Vorfeldverlagerung erfolgt und bereits das Vorliegen eines Gefahrenrisikos 

für die Anwendung ausreicht (vgl. kritisch dazu: Lippa 2018). Ähnliche Tendenzen 

finden sich, wie es Graebsch (2020) darlegt, im Aufenthaltsrecht: Trotz erlaubten Auf-

enthalts ist für die Abschiebung einer Person das Risiko einer von dieser Person aus-

gehenden Gefahr ausreichend, wobei sogar eine geringere Wahrscheinlichkeit für 

den Nicht-Eintritt als für den Eintritt der Gefahr vorliegen kann (vgl. Graebsch 2020: 

177).  

Sowohl im Polizeirecht als auch im Aufenthaltsrecht kommt es damit zu einer Perso-

nalisierung des Gefahrenbegriffs, welche zumindest für das Polizeirecht eine Ver-

schiebung des Fokus darstellt. Nicht (mehr) eine Situation steht im Blickpunkt der 

(polizeilichen) Gefahrenabwehr, sondern die jeweilige Person, die es als Gefährder*in 

abzuwehren gilt (vgl. ebd.).  

Die Konsequenzen dieser Entwicklung können am Beispiel von Identitätskontrollen 

deutlich gemacht werden. Grundsätzlich erlaubt das Polizeirecht anlassunabhängige 

Kontrollen an solchen Orten, die als gefährlich gekennzeichnet sind. Nach § 12 

PolG NRW fallen darunter zum einen Orte, an denen Straftaten erwartet werden, und 

zum anderen solche, an denen sich Personen treffen, die gegen Strafvorschriften des 
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Aufenthaltsrechts verstoßen. Diesbezüglich kann nun argumentiert werden, dass die 

polizeiliche Rechtfertigungsnorm zwar vorgibt, den Raum aufgrund der formulierten 

Eigenschaften zu kontrollieren. Da für einen Verstoß gegen aufenthaltsrechtliche 

Strafvorschriften jedoch gar kein Zusammentreffen von bestimmten Personen an ei-

nem bestimmten Ort gegeben sein muss, werden mit der Norm letztlich Personen-

kontrollen im öffentlichen Raum gerechtfertigt, die sich auf die polizeiliche (erfah-

rungsgestützte) Zuschreibung eines Aussehens „wie ein illegal aufhältiger Ausländer“ 

(Graebsch 2020: 178, H.i.O.) stützen. Die Klassifizierung des Ortes als gefährlich, die 

als Rechtfertigung für die anlassunabhängige Personenkontrolle dient, kann somit nur 

durch die Konstruktion des Täter*innentypus erfolgen. Die scheinbar rein ortsbezo-

gene Argumentation des Polizeirechts wird von einer Personalisierung durchdrungen, 

für die in erster Linie äußere Merkmale der jeweiligen Person herangezogen werden 

(vgl. Graebsch 2020: 178f.).  

Die Konstruktion der crimmigrant bodies basiert somit nicht auf einem Verhalten, das 

als verdächtig betrachtet werden könnte, sondern auf dem Aussehen der fraglichen 

Person. Auf diese Weise bestimmt die Polizei die Merkmale, anhand derer sie Jeder-

mann von einer Person unterscheiden kann, die sich potentiell illegal in Deutschland 

aufhält. Relevant wird in diesem Zusammenhang nun der Umstand, dass sich ein 

Straftatverdacht – auch in Bezug auf andere Deliktformen als aufenthaltsrechtli-

che – womöglich erst aus einer verdachtsunabhängigen Kontrolle ergibt. Insofern, 

dass Jedermann nicht den Kontrollen unterworfen ist und sich für ihn oder sie somit 

kein (weiterer) Verdacht einer Straftat ergibt, kann durch die Kontrollpraxis eine Ver-

bindung zwischen Kriminalität und Migration hergestellt und gefestigt werden. Diese 

Tendenz des Polizeirechts kann mit dem in der Literatur verwendeten Begriff ban-

opticon (Bigo 2008) gefasst werden. Anders als in Foucaults Panopticon ist im ban-

opticon nur eine bestimmte Bevölkerungsgruppe der Kontrolle ausgesetzt, die als un-

erwünscht von der oder auch gefährlich für die zu schützende Bevölkerungsgruppe 

betrachtet wird. Über das Argument der Herstellung von Sicherheit für diese Gruppe 

wird die Gruppe der Kontrollierten über die Proklamierung eines Ausnahmezustands, 

einer Gefahr oder einer Krise als Gefährder*innen konstruiert und z.B. über polizeili-

che Kontrollpraxis als ausgeschlossen markiert (vgl. Graebsch 2020: 179f.).  

Inwiefern sich diese Tendenzen auch im kriminalpolitischen und polizeiwissenschaft-

lichen Diskurs zeigen, wird im Folgenden anhand eines Beitrags zu innerer Sicherheit 

im Zusammenhang der Einwanderung seit dem Jahr 2015, im Beitrag selbst als 

Flüchtlingskrise bezeichnet, dargestellt.  
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2.3.3 Innere Sicherheit in Deutschland im Kontext der europäischen Flücht-

lingskrise 

Laut Hofmann (2019) ist seit der sogenannten Flüchtlingskrise eine Veränderung in 

der Debatte um Migration und Kriminalität wahrnehmbar. Zwar stünden Einwander*in-

nen nicht erst seit 2015 für einen seitens der Bevölkerung angstbesetzten gesell-

schaftlichen Wandel, doch verdeutliche die Flüchtlingskrise ein zunehmendes Ver-

schwimmen von innerer und äußerer Sicherheit in dem Sinne, dass sie sowohl innen- 

wie außenpolitisch als eine Form von Sicherheitsproblem zu fassen sei, die eine Un-

terscheidung zwischen beiden Feldern überflüssig mache (Hofmann 2019: 263). Dies 

gehe einher mit einer europäischen Migrations- und Flüchtlingspolitik, in der Einwan-

derung und Geflüchtete als Bedrohung erscheinen (Hofmann 2019: 266).  

Das Gefährdungspotential von Eingewanderten wird dabei auf verschiedenen Ebe-

nen, jedoch auf allen Ebenen ähnlich vage und pauschal beschrieben. In prinzipieller 

Hinsicht ergebe sich im Kontext der irregulären Einwanderung für Deutschland als 

Staat das Problem, dass kein gesichertes Wissen darüber vorliegt, wer sich auf deut-

schem Gebiet aufhält. Das Nicht-Wissen wird somit als Faktor für die Verwundbarkeit 

des Staates bzw. der europäischen Union in Bezug auf Sicherheit formuliert. Als wei-

teres, „nicht zu unterschätzendes Gefährdungspotential“ (Hofmann 2019: 268) wird 

die Bedrohung durch (explizit genannte) syrische, „radikalisierte und kampferprobte 

Bürgerkriegsflüchtlingen“ (ebd.) genannt. Dabei wird auf das Problem hingewiesen, 

dass EU-Bürger*innen nicht die Wiedereinreise in die EU verweigert werden dürfe, 

womit der Begriff des Bürgerkriegsflüchtlings das Gewand eines aus der EU nach 

Syrien gereisten und dort von radikalen Mächten ausgebildeten Kämpfers erhält. Da-

mit wird der Status des Geflüchteten – womöglich durch sprachliche Unachtsam-

keit – in diesem Kontext ad absurdum geführt.  

Allgemein wird darüber hinaus zum Zusammenhang zwischen Migration und Krimi-

nalität angeführt, dass eine mangelhafte Integration, prekäre Lebensumstände, kul-

turelle „Vorprägung“ (ebd.) sowie die Bildung von Subkulturen bei Zuwander*innen 

und ethnischen Minderheiten zu einer Anfälligkeit für kriminelle Verhaltensweisen 

führe. Erfahrungen in von Korruption geprägten gesellschaftlichen Systemen und Bür-

gerkriegserfahrungen könnten sich auch nach der Einreise, insbesondere bei aufkom-

menden Schwierigkeiten im Integrationsprozess begünstigend auf kriminelle Verhal-

tensweisen auswirken (vgl. Hofmann 2019: 268f.). Als weiterer Aspekt des mit Migra-

tion einhergehenden Gefährdungspotentials wird die „Einwanderung organisierter 

Kriminalität“ (Hofmann 2019: 270) als das neben Terrorismus aktuellste und gewich-

tigste Kriminalitätsphänomen genannt. Ganz konkret wird dabei u.a. auf den Anstieg 
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von Wohnungseinbrüchen verwiesen, der mit osteuropäischen Banden, die europa-

weit agieren, zusammenhänge (vgl. Hofmann 2019: 271).  

Prognostisch wird in diesem Zusammenhang erstens die wachsende kriminologische 

Bedeutung von sich illegal in der EU aufhaltenden Personen angeführt, da ihre Le-

bensumstände mit einem erhöhten Risiko zur Opfer- wie auch Täterwerdung einher-

gingen, zweitens die Erwartung formuliert, dass terroristische Gefahren durch die 

Rückkehr radikalisierter Kämpfer und die Radikalisierung von Migrant*innen in Eu-

ropa das zentrale Diskussionsthema im Kontext von Migration und Sicherheit sein 

bzw. bleiben werden, und drittens eingewanderte, organisierte Kriminalität als krimi-

nalpolitisches Kernthema der Zukunft markiert (vgl. Hofmann 2019: 275).  

 

2.4 Polizeiwissenschaftliche Perspektiven auf Rassismus in deutschen Sicher-

heitsbehörden 

Spätestens mit der gesellschaftlichen und politischen Diskussion der als rassistisch 

klassifizierten tödlichen Polizeiübergriffe auf dunkelhäutige Amerikaner*innen im Jahr 

2020 wird auch in Deutschland (wieder) verstärkt über Polizei- bzw. Polizistenkultur 

im Zusammenhang mit Rassismus gestritten. Einen Ausschnitt der polizeiwissen-

schaftlichen Debatte zu diesem Thema liefert die Ausgabe Polizei und Rassismus 

des Deutschen Polizeiblatts (DPolBl 2021), in dem kurze Beiträge von Wissenschaft-

ler*innen aus dem Bereich der Polizeiwissenschaft zur Frage nach rassistischen An-

teilen von Polizei- und insbesondere Polizistenkultur gesammelt und veröffentlicht 

sind. Für die Thematik der vorliegenden Forschungsarbeit ist eine kurze Erläuterung 

der hier vertretenen Thesen und Argumente insofern relevant, da sie das Feld Poli-

zeikultur anreichern bzw. implizierte Aussagen über sie zulassen. Anliegen dieses 

Punkts ist es also nicht, den Forschungsstand zum Themenbereich Polizei und Ras-

sismus darzulegen, sondern die verschiedenen Perspektiven der insbesondere inner-

polizeilichen Debatte darzulegen, um diese in die Erhebung und Diskussion der poli-

zeilichen kulturellen Selbstvergewisserung einbinden zu können. 

Die Hauptpunkte der jeweiligen Argumentationen werden im Folgenden gebündelt 

dargestellt, bevor abschließend eine kurze analytische Zusammenfassung geliefert 

wird.  

(a) Verortung von Rassismus im Bereich des Rechtsextremismus: Ein Merkmal der 

Debatte, das in einem großen Teil der Beiträge der genannten Ausgabe zu finden ist, 

ist die Verortung von Rassismus im Rechtsextremismus bzw. die synonyme Verwen-

dung des Begriffs Rassismus mit Rechtsextremismus (vgl. Scholzen 2021: 2f.; Goertz 

2021: 5; Jaschke 2021a: 25; Jaschke 2021b: 28). Damit wird – neben dem Umstand, 

dass Rassismus als klar definier- und erkennbar erscheint – das fragliche Phänomen 
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aus dem Bereich der gesellschaftlichen Mitte herausgehoben, dem politisch Extre-

men zugeordnet und in der Folge der Kontext der demokratischen Verfassung der 

BRD bzw. des Verfassungsschutzes ins Spiel gebracht. In der weiteren Konsequenz 

erscheinen Studien und innerbehördliche Lageberichte zu „Rechtsextremen“ in deut-

schen Sicherheitsbehörden (wie z.B. BfV 2020) o.ä. als adäquate empirische Quelle, 

um das Vorherrschen von rassistischen Tendenzen innerhalb der deutschen Poli-

zeien beurteilen zu können (vgl. Scholzen 2021: 2; Goerzt 2021: 6). Aus dieser Per-

spektive heraus kann dann das Urteil formuliert werden, „dass Rassismus in den Rei-

hen der deutschen Polizei sowohl quantitativ als auch qualitativ ein geringes Problem 

ist“ (Scholzen 2021: 5), da keine oder nur sehr wenige Fälle in den Lageberichten 

zum Rechtsextremismus erfasst wurden.  

Hingewiesen sei an dieser Stelle auch auf die in diesem Kontext oftmals verwendete 

Verwendung des Begriffs ‚Rassist‘ (vgl. u.a. Scholzen 2021: 2), womit Rassismus als 

ein Phänomen erscheint, das die ganze Person umgreift und diese mehr oder weniger 

einfach als Rassisten identifizierbar macht.  

(b) Banalisierung des behördlichen Umgangs mit (der Gefahr von) rassistischen Ten-

denzen innerhalb der Polizeien: „Es ist eine Selbstverständlichkeit, dass alle Polizeien 

sich darum bemühen, Rassisten aus ihren Reihen fernzuhalten“ (ebd.). Dieses Zitat 

stellt ein gutes Beispiel für die vorzufindende Argumentationslinie dar, dass ein Fern-

halten und Ausschließen von rassistisch eingestellten Personen aus dem Polizei-

dienst ein selbstverständliches Anliegen der Behörden sei (siehe auch Jaschke 

2021a: 24f.). Gerahmt mit Hinweisen auf die bisherigen Maßnahmen der Polizeien, 

„die dazu geeignet sind, Menschen mit einer solchen Einstellung aus dem Polizei-

dienst zu verbannen oder sie von vornherein aus diesem auszuschließen“ (Scholzen 

2021: 2) erscheinen sowohl der Vorwurf von innerpolizeilichem Rassismus als auch 

die Notwendigkeit, sich mit ihm über das bisherige Maß hinaus zu befassen, als 

grundsätzlich obsolet.  

Als „herausstechende“ Maßnahmen im Bereich der polizeilichen Aus- und Fortbildung 

werden in diesem Zusammenhang genannt: Lehrveranstaltungen in verschiedenen 

Bachelorstudiengängen zur Erziehung zu demokratischer Resilienz, zu Fehlerkultur, 

zu interkultureller Kompetenz, zu professionellem Umgang mit Vielfalt sowie zu Racial 

Profiling, die Durchführung von Vorträgen zur Thematik des Holocaust und von Ex-

kursionen zu Gedenkstätten des Drittens Reichs, sowie die Veranstaltung eines Ta-

ges der Demokratie (vgl. Scholzen 2021: 4). Die genannten Ausbildungsmaßnahmen 

sollen hier gar nicht hinsichtlich ihrer Nützlichkeit kritisiert werden, jedoch zeichnet 
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sich beinahe keine Veranstaltung durch einen expliziten Zuschnitt zum Thema „Ras-

sismus in Polizeibehörden“ aus und dort, wo dieser erkennbar ist, erfolgt eine thema-

tische Verschiebung in den politischen Extremismus oder in die Vergangenheit.  

(c) Darstellung des Rassismusvorwurfs als undifferenziertes Pauschalurteil: Insbe-

sondere durch eine in großen Teilen unkommentierte Zusammenstellung einzelner 

Zitate von verschiedenen Vertreter*innen der Politik (vgl. Goertz 2021: 6f). wird der 

Vorwurf, dass es in deutschen Sicherheitsbehörden latenten Rassismus gebe, als ein 

undifferenziertes Pauschalurteil dargestellt, das von einem Teil der Gesellschaft ge-

fällt werde, der Polizei schon immer problematisiert und ein gestörtes Verhältnis zum 

Staat habe (vgl. Goertz 2021: 6). In diesem Zusammenhang wird Rassismus als ein 

Phänomen beschrieben, das von Personen ausgehe, die nicht das Grundgesetz ak-

zeptieren würden. Ein bewusstes Bekenntnis zum deutschen Grundgesetz erscheint 

andererseits als Indikator dafür, dass kein Rassismus vorliegen könne (vgl. Goertz 

2021: 7).  

(d) Fokussierung des Phänomens Rassismus im Kontext von Polizei auf bestimmbare 

Subgruppen: In dieser Argumentationslinie wird davon ausgegangen, dass die Polizei 

kein Erkenntnisdefizit zum Zusammenhang von Polizei und Rassismus habe, da die 

Gefahr bekannt sei, dass in „einzelnen Organisationseinheiten“ ein „positiver Team-

geist in einen negativen, von eigenen Wertvorstellungen und informellen Regeln ge-

prägten Korpsgeist umschlagen kann“ (Behrendes 2021: 13). In diesen polizeilichen 

Subgruppen könnten sich dann, insbesondere aufgrund der vorherrschen Prägung 

von manchen Straßenszenen durch bestimmte Migrant*innengruppen, ein gemeinsa-

mes Narrativ oder Stereotype gegenüber den jeweiligen Ethnien oder Nationalitäten 

entwickeln (vgl. ebd.). Auf dieser Basis wird weiter argumentiert, dass es keinen An-

lass für einen Generalverdacht gegenüber der Polizei gebe, wenngleich von einem 

Dunkelfeld über die bekanntgewordenen Fälle hinaus ausgegangen werden müsse. 

Zudem brauche die Polizei keine weiteren Erkenntnisse zum Zusammenhang von 

Polizei und Rassismus, sondern habe (wenn überhaupt) lediglich ein Umsetzungsde-

fizit der vorhandenen Leitbilder (vgl. Behrendes 2021: 14f.).  

In diesem Kontext wird ein mögliches zusätzliches Eskalationspotential aufgrund des 

hohen Kontrolldrucks, den bestimmte Bevölkerungsgruppen seitens der Polizei in 

dem geschilderten Gefüge empfinden könnten (vgl. Behrendes 2021: 13), angeführt. 

Diese Argumentationslinie lässt sich mit einer Forderung Holger Planks verbinden, in 

die Gestaltung von raumbezogener Kontrollpraxis der Polizei im Rahmen von Refle-

xionsschleifen auch die Perspektive von potentiell von der Kontrolle betroffenen Per-

sonen einzubeziehen (vgl. Plank 2021: 18).  
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(e) Betonung der Relevanz von politischer Bildung für eine Reflexion und Abschwä-

chung von Rassismus: Basierend auf der Annahme, dass es unterschiedliche Formen 

von Rassismus gebe, diese jedoch verbunden seien mit einer fehlenden oder man-

gelnden „positiven Grundhaltung zur parlamentarischen, pluralen und wertgebunde-

nen Demokratie“ (Kuschweski/Frevel 2021: 18) sowie zum Grundsatz der Wahrung 

der Menschenrechte, wird eine Stärkung der politischen Bildung innerhalb der poli-

zeilichen Ausbildung als Schlüssel dafür gesehen, Rassismus thematisierbar zu ma-

chen (vgl. ebd.) und Polizist*innen in die Lage zu versetzen, die politischen Hinter-

gründe von Rassismus besser zu verstehen und einzuordnen (vgl. Jaschke 2021b: 

27). Betont wird hierbei, dass es sich um einen langfristigen Prozess handele, dessen 

Evaluation Schwierigkeiten aufweise, der jedoch den gesellschaftlichen und instituti-

onellen Kontext von polizeilichem Handeln sowie die politischen Hintergründe erhel-

len und so Veränderungsprozesse im direkten Raum der Beamt*innen einleiten 

könne (vgl. Kuschweski/Frevel 2021: 20).  

(f) Betonung der Alltäglichkeit von rassistischen Einstellungen: Im Zusammenhang 

mit einer kritischen Betrachtung der Ablehnung von Studien zum racial profiling inner-

halb der polizeilichen Praxis wird auf die Alltäglichkeit von Rassismus sowie den Um-

stand verwiesen, dass innerhalb der weißen Mehrheitsgesellschaft mitunter eine ras-

sistische Sozialisation vorliege bzw. vorliegen könne. Ein mangelndes Bewusstsein 

über stereotype oder rassistische Einstellungen bedeute daher nicht, dass keine ras-

sistische Einstellung bestehe (vgl. Stein 2021: 9).  

Mit Bezug auf den zweiten Zwischenbericht der Bochumer Studie Körperverletzung 

im Amt durch Polizeibeamt*innen (Abdul-Rahman/Espin/Singelnstein 2020) wird auf 

die Diskrepanz zwischen den Wahrnehmungen von Polizeibeamt*innen und nicht-

weißen Menschen von polizeilichen Verhaltensweisen hinsichtlich rassistischer Ten-

denzen verwiesen. In diesem Kontext kommt die Bedeutung des polizeilichen Erfah-

rungswissens zum Tragen, das als Argument dafür herangezogen werde, kein Ras-

sist zu sein (vgl. Abdul-Rahman/Espin/Singelnstein 2020: 10). Darüber hinaus wird 

die Gefahr angeführt, die sich aus der polizeilichen Verantwortung und Definitions-

macht ergebe, den bestehenden Ermessensspielraum auszunutzen und die der je-

weiligen Situationsbeurteilung zugrundeliegenden Raster nicht angemessen auf ras-

sistische Anteile hin zu reflektieren (vgl. Abdul-Rahman/Espin/Singelnstein 2020: 9).  

(g) Kritik der mangelnden Betrachtung von strukturellem Rassismus in der Polizei und 

seinen Funktionsweisen: Ausgehend von einem Rassismusbegriff, der diesen nicht 

nur als eine handlungsleitende Vorurteilsstruktur, sondern als von Konjunkturen ge-

prägtes soziales Verhältnis begreift, das stets mit sich ändernden Praktiken einher-

geht bzw. sich mit ihnen verbindet, wird in dieser Argumentationslinie kritisiert, dass 
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struktureller Rassismus innerhalb der Polizei keine Betrachtung erfahre und sogar 

grundsätzlich negiert werde (vgl. Bosch 2021: 21). Dies habe zur Folge, dass „alltäg-

liche rassistische Polizeipraktiken übersehen werden und deshalb bestehen bleiben“ 

(ebd.). Gepaart wird diese Kritik mit einer weiteren: der fehlenden Berücksichtigung 

des aktuellen Stands der Rassismusforschung in der Polizeiforschung. Konkret wird 

darauf hingewiesen, dass die macht- und herrschaftssoziologische Perspektive auf 

Rassismus keine Beachtung finde. Um Rassismus in der Polizei verstehen zu kön-

nen, müsse jedoch erkannt werden, dass über die Konstruktion ethnischer oder kul-

tureller Differenz der Zugang zu materiellen und symbolischen Ressourcen verteilt 

werde und dass auch die Polizei als Institution solche diskriminierenden Stereotype 

inkorporiere (vgl. ebd.). Aus dieser Perspektive heraus gelte es zu beachten, dass 

Rassismus als Phänomen nicht den normativen Standards der Polizei widersprechen 

müsse, sondern in Form von bewährten Handlungsmaximen bestehen könne. In der 

Konsequenz sei institutioneller Rassismus in der Polizei daher auch nicht mit einem 

Verweis auf die formal gegebene Neutralität von gesetzlichen Regelungen zu wider-

legen (vgl. Bosch 2021: 22).  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der polizeiwissenschaftliche Dis-

kurs um Rassismus in der Polizei inhaltlich differenziert geführt, innerhalb der polizei-

internen Debatte Rassismus jedoch dominant im Bereich des Rechtsextremismus 

verortet wird. Zudem überwiegt die Auffassung, dass Rassismus ein auf die Ebene 

des Einzelnen beschränktes und in dieser Hinsicht klar benenn- und zuordenbares 

Phänomen darstellt, das über den Ausschluss der als solche erkannten ‚Rassisten‘ 

aus der Institution angemessen geregelt werden kann.  

 

3. Begriffsbestimmungen 

3.1 Zum Begriff institutionelles Selbstzeugnis 

Der Begriff Selbstzeugnis findet in der Regel in der historischen (Bildungs-)Forschung 

Verwendung und ist von dem von Schulze entwickelten Begriff der Ego-Dokumente, 

mit dem im Rahmen sozialwissenschaftlicher Forschung mehrheitlich gearbeitet wird, 

zu unterscheiden. Während das Ego-Dokument sowohl freiwillige (Tagebücher, Rei-

seberichte, Briefe etc.) als auch unfreiwillige (Strafprozessakten, Visitationen, Testa-

mente, Bittschriften) Aussagen zu der jeweiligen Person umfasst, deren gemeinsa-

mes Kriterium ist, dass „Aussagen oder Aussagepartikel vorliegen, die – wenn auch 

in rudimentärer Form – über die freiwillige oder erzwungene Selbstwahrnehmung ei-

nes Menschen in seiner Familie, seiner Gemeinde, seinem Land oder seiner sozialen 
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Schicht Auskunft geben oder sein Verhältnis zu diesen Systemen und deren Verän-

derung reflektieren“ (Schulze 1996: 28), ist der Begriff des Selbstzeugnisses auf frei-

willige und bewusste Mitteilungen beschränkt (vgl. Rutz 2002: 5).  

In Forschungstraditionen, die mit dem Begriff Selbstzeugnis arbeiten, wird der um 

unfreiwillige Aussagen erweiterte Begriff der Ego-Dokumente bewusst nicht übernom-

men, da hier eine kategoriale Vermischung von freiwilligen und unfreiwilligen Aussa-

gen vorläge und zudem Assoziationen an Freudsche Begrifflichkeiten nahelägen, was 

die Erwartung tiefschürfender Persönlichkeitsanalysen wecken würde (vgl. Rutz 

2002: 5). Aus der Perspektive von Forschungssträngen, die sich am Begriff der Ego-

Dokumente ausrichten, wird – im Zuge der expliziten Aufnahme unfreiwilliger Quel-

len – andererseits der Aspekt der Freiwilligkeit im Rahmen der Quellenentstehung in 

Frage gestellt, womit eine pauschale Bezeichnung von Quellenmaterial als freiwillige 

Mitteilung abgelehnt wird, da jeweils die konkreten Herstellungsbedingungen zu be-

rücksichtigen seien (vgl. hierzu u.a. Leitner 2016: 258).  

Im Rahmen der vorliegenden Erhebung findet – wenngleich sich die Analyse explizit 

an den Methoden der sozialwissenschaftlichen Forschung ausrichtet – der Begriff des 

Selbstzeugnisses Verwendung, womit dem Umstand der Bewusstheit der Auskunft in 

den für die Analyse herangezogenen Quellen Rechnung getragen werden soll. Die 

Inhalte des Magazins werden mit dem Ziel der Veröffentlichung formuliert, redaktio-

nell bearbeitet und publiziert. Die Ausgaben des Journals der Landespolizei NRW 

können zudem als freiwillige Quelle angesehen werden, wobei unter Berücksichti-

gung dessen, dass es sich um das Ergebnis der redaktionellen Tätigkeit einer Lan-

desbehörde handelt, von durch hierarchische Strukturen geprägten Regeln bei der 

Erstellung auszugehen ist. Umso interessanter ist dies jedoch unter der hier gestellten 

Forschungsfrage, da das Journal als Akt der bewussten Aussage über die im Fokus 

stehende Institution Polizei NRW zu verstehen ist, und einen Einblick in den Alltag 

der beschäftigten Beamt*innen liefern möchte. In diesem Sinne wendet sich die Insti-

tution Polizei NRW in den Ausgaben freiwillig und bewusst der eigenen Institution zu 

und leistet (wenn nicht unbedingt Zeugnis, so doch) Auskunft über das institutionelle 

Selbst.  

Unabhängig von der Entscheidung für die Nutzung des Begriffs Selbstzeugnis gilt es 

in der Analyse die von Schulze im Kontext von Ego-Dokumenten dargelegte Heraus-

forderung zu berücksichtigen, die Quellen grundsätzlich immer auch „gegen ihren un-

mittelbaren Sinn“ (Schulze 1996: 26) zu lesen, da von dem in der jeweiligen Erzählung 

oder Beschreibung dargestellten ‚Ich‘ weder unmittelbar auf das ‚Ich als Autor‘ noch 

auf das ‚historische Ich‘ geschlossen werden kann (vgl. Leitner 2016: 263). Darüber-
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hinausgehend ist im Rahmen der Analyse zu bedenken, dass die schriftlichen Äuße-

rungen in dem Journal nicht als authentische Äußerung eines historischen Ichs ver-

standen werden dürfen, aus denen die unverfälschte Vergangenheit sprechen würde 

(vgl. dazu auch Hämmerle/Gerhalter 2015; Antenhofer/Müller 2008).  

Die in dieser Erhebung vertretene theoretische Entscheidung, den Begriff Selbstzeug-

nis auf die Institution Polizei zu übertragen und das Online-Journal in heuristischer 

Absicht als ein institutionelles Selbstzeugnis zu fassen, gründet auf dem Umstand, 

dass die Polizei innerpolizeilich wie auf Seiten ihres Gegenübers als ein Akteur wahr-

genommen und dargestellt wird. Die Landespolizei NRW wird dabei als in den Selbst-

zeugnissen über sich selbst Auskunft gebende Person verstanden, die einerseits im 

Sinne einer Leitbilder setzenden Polizeikultur über bestimmte Wertmaßstäbe verfügt, 

die sich in den Selbstzeugnissen ausdrücken, und andererseits Einblicke in ihr All-

tagshandeln präsentiert, in dem sie Beamt*innen aus ihrem Berufsalltag erzählen 

lässt. Damit soll nicht gesagt sein, dass das Journal als ein Einblick in Polizistenkultur 

verstanden werden dürfe, jedoch erscheint die Grenze zwischen Polizei- und Polizis-

tenkultur durch den Anspruch des Journals, aus dem Berufsalltag der Polizist*innen 

zu berichten, fluider.  

 

3.2 Kultur: eine Explikation des verwendeten Kulturbegriffs 

Eine differenzierte Auseinandersetzung mit dem Kulturbegriff fehlt in der polizeiwis-

senschaftlichen Literatur zur Kultur von Polizei und Polizist*innen bislang. Grundle-

gende Literatur stellen die Veröffentlichungen von Behr (2000; 2006; 2011) zu diesem 

Themenkomplex dar, von denen wiederum lediglich das im Jahr 2000 erschienene 

Werk Cop Culture eine, wenngleich sehr knappe, explizite, auf kulturtheoretische An-

sätze bezogene Bestimmung des Kulturbegriffs liefert.  

In seinem Begriffsverständnis schließt sich Behr dabei Soeffner (1988) an und ver-

steht Kultur als Sinnhorizont, der das Wahrnehmen, Deuten und Handeln umgibt, 

deutet und ausleuchtet (vgl. Behr 2000: 227). Kultur sei somit nicht eine unveränder-

liche Instanz oder Symbolwelt, sondern ein Bedeutungsrahmen, „in dem Ereignisse, 

Dinge, Handlungen, Motive, Institutionen und gesellschaftliche Prozesse dem Verste-

hen zugänglich, verständlich beschreibbar und darstellbar sind“ (Soeffner 1988: 12, 

zitiert nach Behr 2000: 227). Diesem Verständnis von Kultur wird im Rahmen der 

Thesis grundsätzlich gefolgt, jedoch erscheinen einige Aspekte in diesem Kontext 

noch erläuterungs- und ergänzungsbedürftig.  

Leitenden Gedanken des Kulturverständnisses dieser Thesis bildet die Ausführung 

von Norbert Elias, dass man sich „bei einer soziologischen Analyse nie recht mit ent-

menschlichenden Substantiven als Werkzeug der Analyse begnügen kann“ (Elias 
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1991: 143). Das Sprechen von Begriffen wie Funktion, Rolle, Struktur oder auch Kul-

tur lasse oft unberücksichtigt, dass die Bedeutung der Begriffe einer Rückführung auf 

bestimmte Figurationen von Menschen bedürfe (vgl. ebd.). Aus dieser Perspektive 

heraus ist das Anliegen der Erhebung, die Kultur der Polizei in ihren Interdependen-

zen zu analysieren und eine Polarisierung von dem Individuum auf der einen und der 

Gesellschaft auf der anderen Seite zu vermeiden.  

Allgemein wird Kultur in dieser Erhebung zunächst verstanden als die Summe von 

Erscheinungsformen des menschlichen Daseins, die – als der Natur gegenüberge-

stellt –, auf der Erlernung von Verhaltensweise und der Übernahme jeweiliger Wert-

vorstellungen beruhen. Die Wertübernahme führt wiederum zum Ausdruck von Wer-

ten, die als solche über das Handeln erzeugt und aufrechterhalten werden. In dieser 

Perspektive erscheint Kultur somit einerseits als Bedingung und andererseits als 

Form von menschlicher sozialer Praxis. Kultur ist also nicht allein als System von 

Bedeutungen zu fassen, wie es in der Darlegung Behrs verstanden werden könnte6, 

sondern als ausgelebte Form dieser Bedeutungen. Dies ist einerseits notwendig, als 

der Erhalt der Bedeutungen ansonsten nicht denk- oder fassbar wäre. Andererseits 

enthält die praktische Ausübung auch erst das Potential, neue Bedeutungszusam-

menhänge entstehen zu lassen bzw. bereits gegebene als unwichtig zu markieren, 

wodurch erst die Veränderbarkeit von Kultur in den Blick genommen werden kann.  

Wie Kultur in dieser Hinsicht im Kontext von Institutionen begrifflich gefasst werden 

kann, wird unter Rückgriff auf die Ausführungen von Helsper et al. (2001) zu Schul-

kultur erläutert. Die Kultur einer Institution stellt demnach eine symbolische Ordnung 

dar, die von einem Spannungsverhältnis zwischen Realem, Symbolischem und Ima-

ginärem geprägt ist. Als Reales werden dabei die rahmenden gesellschaftlichen 

Strukturierungen verstanden, sowie die Antinomien, die mit ihnen einhergehen. Den 

Bereich des Symbolischen bilden die Interaktions- und Kommunikationsprozesse und 

als Imaginäres wird das jeweilige Selbstverständnis der Institution erfasst.  

Die Kultur einer Institution ergibt sich somit in der Wechselwirkung von Struktur und 

Handeln bzw. konkret als eine Generierung im Rahmen einer handelnden Auseinan-

dersetzung der jeweiligen Akteure mit den geltenden systematischen Vorgaben und 

den politischen Strukturentscheidungen, die vor dem Hintergrund der historisch spe-

                                                           
6 Behr gibt an benannter Stelle zwar auch an, dass Kultur sich auf Lebenspraxen von Indivi-
duen und Gruppen beziehe, jedoch wird dies in keiner Weise erläutert und vernachlässigt in 
der gewählten Formulierung, dass sich Kultur auf die Praxen „beziehe“, den Aspekt des Aus-
lebens von Kultur bzw. die Wechselwirkung zwischen Bedeutungssystem und sozialer Pra-
xis.  
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zifischen Rahmenbedingungen zu lesen sind (vgl. Helsper et al. 2001: 25). Im Rah-

men der Erhebung wird, wenn man bei den Begriffen von Helsper et al. bleibt, ver-

stärkt der Bereich des Imaginären in den Fokus der Analyse gestellt.  

 

Exkurs 1: Der lebensweltliche Aspekt der Analyse von Kultur und Polizei 

Um das konstruktive Paradigma deutlich zu machen, das der hier vorgenommenen 

Analyse zugrunde liegt, gilt es, sich den Begriff der Lebenswelt sowie seine Relevanz 

für die Betrachtung von polizeilicher Kultur zu vergegenwärtigen. Die im Titel enthal-

tene Formulierung, dass lebensweltliche Facetten von Polizeiarbeit berücksichtigt 

werden sollen, verweist auf den Begriff Lebenswelt von Alfred Schütz (Schütz/Luck-

mann 1979). Entsprechend der phänomenologischen Philosophie ergibt sich nach 

Schütz der Sinn eines Begriffs oder Gegenstands erst aus dem Verweis auf andere 

Gegenstände bzw. aus der Struktur, in die der Gegenstand innerhalb des konkreten 

Wahrnehmungsprozesses eingebettet wird. Gegenständliche oder begriffliche Ob-

jekte unterliegen somit einem Konstruktionsprozess durch die wahrnehmenden Ak-

teur*innen (vgl. Schütz/Luckmann 1984: 144), weshalb der gesamte Raum der Wirk-

lichkeit verstanden werden kann als ein „Koordinatensystem von aufeinander verwei-

senden sinnhaften Konstrukten, das aus den produktiven Leistungen der Subjekte 

hervorgegangen ist“ (Preglau 1997, S. 70). Dieses Koordinatensystem wirkt nun wie-

derum zurück auf die Sinndeutung und Sinnsetzung der wahrnehmenden Subjekte; 

Prozesse, die für Schütz die soziale Wirklichkeit bilden. „Diese Wirklichkeit ist die all-

tägliche Lebenswelt. Sie ist der Wirklichkeitsbereich, an der der Mensch in unaus-

weichlicher, regelmäßiger Wiederkehr teilnimmt“ (Schütz/Luckmann 1979, S. 25). Die 

Bestimmung der Lebenswelt als alltäglich geht mit einer Unterscheidung verschiede-

ner Wirklichkeitsbereiche, wie Schlaf, Tagtraum, Ekstase, einher. Unter alltäglicher 

Lebenswelt wird nun konkret der Wirklichkeitsbereich verstanden, den der Erwach-

sene mit gesundem Menschenverstand als schlicht gegeben vorfindet.  

Da die Grundstruktur der lebensweltlichen Wirklichkeit und die Gegenstände der äu-

ßeren Umwelt prinzipiell allen Menschen gemeinsam sind, ist die Lebenswelt eines 

Menschen als von Grund auf intersubjektiv anzusehen. Dadurch, dass die Welt von 

Ego sich mit der Welt von Alter überschneidet, ohne dass es je zu einer gänzlichen 

Überlappung kommen kann, ist jede zwischenmenschliche Beziehung und jeder zwi-

schenmenschliche Kontakt zwangsläufig transzendental. Die Grenze zwischen Ego 

und Alter ist dabei – bei aller Überschneidung ihrer Reichweiten – so fundamental, 

dass Ego sie zwar überblicken, aber nicht übertreten kann. „Wenn ich einen Anderen 

in meiner Reichweite sehe, muß ich feststellen, daß umgekehrt auch ich in seiner 

Reichweite bin: er sieht mich. Aber es ist klar, daß ich nur sehen kann, daß er mich 
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sieht, nicht wie er mich sieht“ (Schütz/Luckmann 1984, S. 152, H.i.O.). Das Wie kann 

zwar an Hinweisen abgelesen werden; eine unmittelbare Erfahrung ist jedoch durch 

die körperliche Verfasstheit von Ego und Alter unmöglich.7  

Zentral an dem Konzept der Lebenswelt ist dabei die ‚natürliche‘ Einstellung des All-

tags im Sinne einer fraglosen Hinnahme des Menschen, erstens der körperlichen 

Existenz anderer Menschen, zweitens dass diese Körper über ein dem eigenen Kör-

per sehr ähnliches Bewusstsein verfügen, drittens der Gleichheit der Außenweltdinge 

in der eigenen Umwelt und in der Umwelt der anderen, viertens der Fähigkeit, mit 

Mitmenschen in eine Wechselbeziehung zu treten und sich fünftens mit ihnen zu ver-

ständigen, sechstens der Vorgabe einer jeweiligen Sozial- und Kulturwelt, die den 

Bezugsrahmen des Handelns darstellt und siebtens, des Umstand, dass die jeweilige 

Situation lediglich zu einem begrenzten Teil von ihm selbst hervorgerufen wurde (vgl. 

Schütz/Luckmann 1979, S. 27).  

 

Exkurs 2: Der Wissensvorrat als Grundlage der Situationsbewältigung in der 

Lebenswelt 

Da sich die Analyse zentral mit der polizeilichen Perspektive auf die eigene Kultur 

befasst, worin auch eine Analyse des vorherrschenden Bildes von der Gesellschaft, 

der Aufgaben und Funktion der Polizei sowie des Bildes des polizeilichen Gegen-

übers enthalten ist, ergibt sich, dass das polizeiliche Wissen den Kern der Erhebung 

darstellt – zumal es unter dem Begriff des Erfahrungswissens auch von Seiten der 

Polizei zur Argumentation von Maßnahmen, Eingriffen u.a. herangezogen wird. Daher 

gilt es, kurz auf den Begriff des Wissensvorrats in seiner Relevanz für den Begriff der 

Lebenswelt einzugehen.  

Der Wissensvorrat einer Person ist die Bedingung für die erfolgreiche Definition und 

Bewältigung von Situationen, in die die Person eintritt, und besteht aus sedimentier-

ten, ehemals aktuellen Erfahrungen, die wiederum an Situationen gebunden sind. 

„Der Wissensvorrat ist also sowohl genetisch als auch strukturell als auch funktional 

auf die Situation bzw. die Situationsgebundene Erfahrung bezogen“ (Schütz/Luck-

mann 1979: 133). Neben der räumlichen, zeitlichen und sozialen Gliederung der sub-

                                                           
7 Eben diese Körperlichkeit von Alter kann dabei von Ego direkt und unmittelbar wahrgenom-
men werden, das dahinterliegende Innere von Alter jedoch nicht. Dass Alter über ein Inneres 
verfügt, kann Ego aus seiner Selbsterfahrung als einer „Einheit von Innen und Außen“ 
(Schütz/Luckmann 1984, S. 155), als sicheres Wissen annehmen. Der unmittelbar erfahrbare 
Körper vermittelt seine Kognitionen, seine Motive und seine Emotionen. So verkörpert sich 
Alter in der Anwesenheit von Ego und umgekehrt. Dieser Umstand der aufeinander bezoge-
nen Gegenwart, die Reziprozität ihrer Perspektiven, führt zu dem Schluss, dass Alltagswelt 
von Menschen immer intersubjektiv ist.  
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jektiven Erfahrung stellt die Begrenztheit der Situation das Grundelement des Wis-

sensvorrats dar. Die Begrenztheit einer Situation ist so zu verstehen, dass die Situa-

tion ungeachtet ihrer Offenheit in der Hinsicht, dass sie je nach Wissensvorrat unter-

schiedlich definiert werden kann, unweigerlich von einer Begrenztheit gekennzeich-

net ist durch ihre Einbettung in die Weltzeit und den Umstand, dass die erlebende 

Person körperlich eingefügt ist seine jeweilige Struktur der Lebenswelt. Der Körper 

stellt somit eine Dimension des Wissensvorrats dar, die in jeder Situation gegenwärtig 

ist (vgl. Schütz/Luckmann 1979: 134ff.).  

Als zweites Grundelement des Wissensvorrats ist die Struktur der subjektiven Erfah-

rung der Lebenswelt in räumlicher, zeitlicher und sozialer Hinsicht gegeben. In die-

sem Sinne stellen Situationen einen je bestimmten Ausschnitt von Welt dar, und zwar 

denjenigen, der sich aktuell in Reichweite befindet bzw. in dem je aktuell von der 

Person gewirkt werden kann. Die Struktur der subjektiven Erfahrung umfasst dane-

ben auch einen zeitlichen Aspekt: Die innere Dauer einer Erfahrung ist ein aus ge-

genwärtigen, retentiven und protentiven Phasen bestehender Erlebnisablauf und ist 

erstens dadurch gekennzeichnet, dass sie sich mit der Weltzeit, der biologischen Zeit 

und der sozialen Zeit überschneidet, und zweitens dadurch, dass sie sich in einer 

einmaligen Reihenfolge als Biographie sedimentiert. Letztlich enthält jede Erfahrung 

auch eine soziale Dimension, in dem Sinne, dass sie, und mit ihr auch die räumliche 

und zeitliche Gliederung, sozialisiert ist und dass in der Sozialwelt einerseits konkrete 

Mitmenschen unmittelbar gegeben sind, die Sozialwelt darüber hinaus aber von un-

terschiedlichen Anonymitätsgraden geprägt ist, in denen Sozialität nur mittelbar er-

fahren werden kann (vgl. Schütz/Luckmann 1979: 136ff.).  

Neben den Grundelementen sind dem Wissensvorrat auch Routinewissen sowie spe-

zielle Teilinhalte zuzurechnen. Unter Routinewissen oder auch Gewohnheitswissen 

ist solches Wissen zu verstehen, das in ehemals problematischen Situationen entwi-

ckelt wurde und in empirisch-relativer Hinsicht eine endgültige Lösung für diese Situ-

ationen darstellt. Das Wissen und die mit ihm verbundenen Tätigkeiten sind von ab-

soluter Vertrautheit gekennzeichnet und können damit fraglos in der Umsetzung offe-

ner Handlungsentwürfe eingesetzt werden. Es nimmt eine Mittelstellung zwischen 

den Grundelementen und den spezifischen Teilinhalten ein und ist in verschiedene 

Bereiche zu unterteilen. Diese sind Fertigkeiten, womit routinierte Funktionseinheiten 

der körperlichen Bewegungen gemeint sind, Gebrauchswissen, was sich auf automa-

tisierte bzw. standardisierte Tätigkeiten bezieht, und Rezeptwissen, welches auch in 

standardisierter Form vorliegt, jedoch nicht unmittelbar an Fertigkeiten gebunden ist 

(vgl. Schütz/Luckmann 1979: 139ff.). Die spezifischen Teilinhalte hingegen bilden den 

Wissensvorrat in engerem Sinne. Dieser liegt als System vor und ist anders als die 
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Grundelemente und das Routinewissen „von einer relativ-natürlichen Weltanschau-

ung zur anderen verschieden und weist außerdem eine mehr oder minder komplexe 

Verteilung innerhalb der Gesellschaft auf“ (Schütz/Luckmann 1979: 143).  

Für die Handlung in einer Situation ist nun die Bestimmung der Situation Bedingung, 

wobei jede Situation einerseits als bereits vorbestimmt gelten muss (durch das Wis-

sen um die Begrenztheit, um die Gliederung der subjektiven Erfahrung und um die 

Artikulierung der Situation in biographischer Form) und andererseits von einer Offen-

heit geprägt ist. Für die offenen Elemente einer Situation gilt, dass sie unbeschränkt 

auslegbar und gleichzeitig beschränkt auslegungsbedürftig sind. D.h. die Situation ist 

einerseits im Hinblick auf ihre Einzelheiten variabel interpretierbar und kann in Bezug 

zu anderen Situationen, ihrer Vergangenheit und Zukunft unterschiedlich ausgelegt 

werden, andererseits ist jede Situation nur dahingehend zu bestimmen bzw. in dem 

Maß auszulegen, wie es nötig ist, um sie zu bewältigen. Die Situationsbestimmung 

beschränkt sich also auf das „praktisch Notwendige“ (Schütz/Luckmann 1979: 149).  

Die Situationsbestimmung erfolgt nun unter Rückgriff auf den Wissensvorrat, wobei 

verschiedene Bestimmungsweisen und damit Situationsformen unterschieden wer-

den können. Situationen, in denen alle offenen Elemente mit Hilfe des Gewohnheits-

wissens in einem zur Bewältigung notwendigen Maß bestimmt werden können, kön-

nen als Routine-Situation bezeichnet werden. Solche Situationen, in denen offene 

Elemente enthalten sind, deren Bestimmung nicht durch das Gewohnheitswissen er-

reicht werden kann, werden von Schütz problematische Situationen genannt. Diese 

zeichnen sich dadurch aus, dass die ‚neuen‘ Elemente der Situation (als die offenen 

Elemente, für die das Gewohnheitswissen keine Klärung liefert) unter Zuhilfenahme 

der bestehenden Deutungsschema interpretiert werden, diese Interpretation jedoch 

nicht für das planbestimmte Interesse der in der Situation befindlichen Person aus-

reicht. Es müssen sich also weitere Auslegungen der offenen Elemente anschließen, 

„bis sie die vom plan-bestimmten Interesse vorgegebene Klarheitsstufe, Vertraut-

heitsstufe und Widerspruchsfreiheit erreicht haben“ (Schütz/Luckmann 1979: 150), 

die über den Erwerb neuer Wissenselemente oder die Überführung alter Wissensele-

mente auf eine höhere Klarheitsstufe erreicht werden kann (vgl. Schütz/Luckmann 

1979: 150f).  

Dies ist weiterhin um den Umstand zu ergänzen, dass sich jede Situation durch eine 

doppelte Bestimmung in sozialer Dimension auszeichnet: Zum einen haben die für 

eine Situationsbestimmung relevanten Kategorien einen sozialen Ursprung und sind 

insbesondere über das Bedeutungssystem Sprache weitgehend sozial objektiviert. 

Zum anderen werden Situationen von den beteiligten Partnern in wechselseitiger 

Weise bestimmt (vgl. Schütz/Luckmann 1979: 151).  



33 
 

In der Hinsicht, dass Kultur – und hier kommen wir auf das grundlegende Kulturver-

ständnis in der polizeiwissenschaftlichen Literatur zurück – als ein Bedeutungsrah-

men gelesen werden kann, ergibt sich aus der Perspektive der Lebenswelt und des 

mit ihr verbundenen Wissensvorrats somit eine Lesart von Kultur als Strukturprodu-

zent, der sowohl die für die Situationsbestimmung erforderlichen Kategorien und Deu-

tungsrahmen, als auch das Maß der vorgegebenen Klarheitsstufe der Wissensele-

mente und schließlich das planbestimmte Interesse von Polizist*innen bereitstellt.  

 

3.3 Kulturelle Selbstvergewisserung: ein Kommentar zur Vergewisserung des 

kulturellen Selbst 

Der in der Thesis verwendete Begriff der kulturellen Selbstvergewisserung ist in dem 

Kontext zu sehen, dass durch die inhaltliche Ausrichtung des Journals eine Verbin-

dung zwischen Polizeikultur und dem Handeln und den Werten der Polizist*innen her-

gestellt wird. Damit kann auf beiden Seiten ein Prozess der Vergewisserung über die 

Normen und die gelebte Kultur der Polizei angenommen werden: Die kulturelle Ord-

nung der Polizei wird einerseits Top-Down an die Beamt*innen weitergegeben, in 

dem Sinne, dass die Inhalte des Journals Orientierung bieten. Andererseits wird 

durch die (redaktionell durchdachte) Darstellung des polizeilichen Alltags von einzel-

nen Beamt*innen eine Rückkopplung an die Ebene der polizeilichen Basis vorgenom-

men. Sofern diese – und davon ist durch den redaktionellen Prozess auszugehen – 

sich als ‚passend‘ erweist, kommt es zu einer gelungenen Vergewisserung über die 

polizeiliche Kultur als gültig.  

In diesem Kontext ist erneut auf den Umstand hinzuweisen, dass die Kultur der Polizei 

auf Homogenität und Stabilität ausgerichtet ist, was für die Begriffsverwendung der 

kulturellen Selbstvergewisserung ausschlaggebend war, bzw. weshalb der Begriff für 

die Arbeit nicht nur inhaltlich passend sondern auch in thematischer Hinsicht zielfüh-

rend erscheint: Die Verbindung zwischen der behördlichen Führungsebene und der 

Basis der Institution, die in dem Journal hergestellt wird, zielt explizit nicht auf die 

Auslotung neuer Handlungsrichtlinien oder die Anregung zu kreativer Auseinander-

setzung mit behördlichen Vorgaben, sondern auf die Darstellung der Polizei und ihrer 

Kultur, die auch über den Einblick in den beruflichen Alltag der Beamt*innen vermittelt 

wird, dem eine Einordnung der jeweils präsentierten Berufseinblicke in das kulturelle 

System der Polizei vorausgegangen ist.  
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4. Einführung in die Methodik der Erhebung: die Qualitative Inhaltsanalyse nach 

Mayring  

Die vorliegende Erhebung folgt dem Forschungsinteresse, zu interpretieren, wie die 

Polizei die deutsche Gesellschaft und sich selbst in ihrer Funktion für die Gesellschaft 

in den online verfügbaren Ausgaben des Magazins Streife darstellt und wie die Polizei 

als Institution in diesem Zuge eine Selbstvergewisserung ihrer Kultur betreibt. Ausge-

hend von diesem Forschungsinteresse und dem damit verbundenen Umfang des 

Quellenmaterials wurde mit der Qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring eine Ana-

lysemethode gewählt, die es ermöglicht, auch große Mengen an Material systema-

tisch zu bearbeiten. Das Ziel der Analyse ist darauf gerichtet, das sehr umfangreiche 

Quellenmaterial in Form eines Kategoriensystems mit Blick auf das Forschungsinte-

resse inhaltlich zu strukturieren und die erhobenen Inhalte anschließend zu interpre-

tieren.  

 

4.1 Spezifika der Qualitativen Inhaltsanalyse als einer sozialwissenschaftlich 

ausgerichteten Analysemethode 

Die Qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring versteht sich (in Abgrenzung zu anderen 

Methoden der Inhaltsanalyse) als explizit sozialwissenschaftlich ausgerichtete Me-

thode, deren Spezifika anhand der folgenden Punkte verdeutlicht werden. (a) Den 

Gegenstand der Inhaltsanalyse bildet Kommunikation im Sinne von Watzlawick, 

Beavin und Jackson (1969), als Übertragung von Symbolen, womit die Methode nicht 

auf die Auswertung von Sprache beschränkt bleibt (vgl. Mayring 2015: 12). (b) Diese 

zu analysierende Kommunikation muss in einer fixierten, d.h. protokollierten Form 

vorliegen. (c) Das analytische Vorgehen ist systematisch und lässt keine freien Inter-

pretationen zu, was als eine bewusste Abgrenzung von hermeneutischen Verfahren 

gemeint ist (vgl. ebd.). (d) Die Systematik der Analyse umfasst ein in Abhängigkeit 

vom Forschungsinteresse zuvor festgelegtes, regelgeleitetes Vorgehen, sowie 

(e) eine Theoriegeleitetheit der Fragestellung wie auch der Analyseschritte. Die An-

knüpfung an den Theoriehintergrund, der für die jeweilige Fragestellung als relevant 

erachtet wird, ist also sowohl auf der Ebene der methodischen Grundlegung der ei-

genen Erhebung als auch auf der Ebene der Gestaltung der einzelnen Interpretati-

onsschritte als Anspruch der Methode festgelegt (vgl. Mayring 2015: 13). (f) Die Ana-

lyse wendet sich nicht nur dem Material als solchem zu, sondern fasst es in der Ana-

lyse als Teil des Kommunikationsprozesses, aus dem sie Schlussfolgerungen über 

bestimmte Elemente oder Aspekte der Kommunikation zu ziehen versucht (vgl. ebd.).  
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Der Begriff Qualitative Inhaltsanalyse kann insofern zu Missdeutungen führen, 

dass – wie in der hier vorliegenden Analyse – einerseits im Rahmen von Inhaltsana-

lysen auch Quantifizierungen vorgenommen werden können, die Methode jedoch an-

dererseits nicht als hybrider Ansatz verstanden werden darf. Sofern auch quantitativ 

angelegte Schritte in der Analyse enthalten sind, gehen diesen zwangsläufig Analy-

seschritte voraus, in denen die zu quantifizierenden Elemente zunächst qualitativ be-

stimmt werden; zudem bleiben auch bei solchen Analysen die qualitativen und quan-

titativen Anteile streng voneinander getrennt. Aufgrund des Umstandes, dass beinahe 

alle Inhaltsanalysen mit der Anwendung eines Kategoriensystems einhergehen, wel-

ches eine qualitativ angelegte Arbeit am Material voraussetzt, erscheint der alterna-

tive Begriff einer qualitativ-orientierten Inhaltsanalyse, wie Mayring ihn in diesem Kon-

text anführt, dem analytischen Vorgehen durchaus entsprechend(er) (vgl. Mayring 

2015: 17ff.).  

 

4.2 Grundlagen des analytischen Vorgehens der Qualitativen Inhaltsanalyse 

Grundlegend für den Anspruch des inhaltsanalytischen Verfahrens nach Mayring ist 

es, die Stärken einer quantitativen Inhaltsanalyse mit einer systematischen, qualitati-

ven Textanalyse zu verbinden, und die kommunikationswissenschaftliche Veranke-

rung der Methode zu betonen, wobei beide Aspekte auf unterschiedlichen Ebenen 

zum Tragen kommen.  

Die kommunikationswissenschaftliche Grundlage zeigt sich insbesondere in der For-

derung, dass das zu erhebende Material stets in seinen Kommunikationszusammen-

hang eingebettet und in diesem verstanden werden soll, womit auch einhergeht, dass 

die Analyse des Materials auch seine Entstehung und Wirkung umfassen soll. Damit 

geht wiederum einher, dass das zu interpretierende Material zunächst bestimmt, an-

schließend dessen Entstehungssituation im Hinblick auf Interagenten, den Hand-

lungshintergrund, die Zielgruppe, die konkrete Entstehungssituation sowie den sozi-

okulturellen Hintergrund analysiert wird sowie die formalen Charakteristika des Mate-

rials bestimmt werden (vgl. Mayring 2015: 54f.). Dies führt weiterhin zu dem An-

spruch, die Methode nicht als eine beliebig einsetzbare Technik zu verstehen, son-

dern sie an den jeweils untersuchten Gegenstand anzupassen und an ihn anzubinden 

(vgl. Mayring 2015: 28).  

Die Orientierung an quantitativen Erhebungen wiederum führt zu dem Postulat der 

Methode, dass die Ergebnisse einer Inhaltsanalyse hinsichtlich der Gütekriterien Ob-

jektivität, Reliabilität und Validität eingeschätzt und eine maximale Vergleichbarkeit 

der Ergebnisse erreicht werden soll. Damit geht auch einher, dass das Verfahren je-

weils in einer Pilotstudie getestet werden soll. Der Einsatz explizit quantifizierender 
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Analyseschritte sollte im Verfahren in sinnvoller und begründeter Weise erfolgen und 

die erhobenen Ergebnisse ausführlich interpretiert werden (vgl. Mayring 2015: 52f.).  

Weitere Aspekte, die den Forschungsansatz grundlegend bestimmen, und in denen 

die beiden oben genannten Orientierungen bereits stark verschränkt sind, bilden der 

Anspruch auf ein systematisches und regelgeleitetes Vorgehen, in dessen Rahmen 

die Regeln der Analyse im Vorfeld festgelegt und die inhaltsanalytischen Einheiten 

vorab definiert werden sollen, zweitens die Fokussierung auf ein Kategoriensystem, 

das in der Analyse als zentrales Instrument fungiert, und drittens die Theoriegeleitet-

heit der Analyse. Dies bedeutet, dass sowohl bei der Entfaltung der Fragestellung, 

als auch bei der Feinanalyse, der jeweilige Forschungsstand und theoretische Argu-

mente herangezogen werden sollen (vgl. Mayring 2015: 50ff.).  

 

4.3 Ablaufmodell der Qualitativen Inhaltsanalyse des Online-Journals Streife 

In der hier vorliegenden Erhebung wurde entsprechend der folgenden Interpretations-

schritte vorgegangen. Die ersten fünf Schritte bilden unabhängig von der Auswahl der 

konkreten Analysetechnik (Zusammenfassung, Explikation, Strukturierung) den Be-

ginn der Inhaltsanalyse nach Mayring (vgl. hierzu Mayring 2015: 54-64).  

(1) Festlegung des Materials: Der Analyse liegt das Online-Journal Streife der Lan-

despolizei Nordrhein-Westfalen zugrunde. Das Magazin wird vom Ministerium 

des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen seit 1962 herausgegeben und ist seit 

2016 auch online über die Homepage der Landespolizei verfügbar. Seit 2016 ist 

das Magazin zwischen zwei bis sechs Mal pro Jahr erschienen (2016 sechs Aus-

gaben, 2017 und 2018 fünf Ausgaben, 2019 zwei Ausgaben, 2020 vier Ausgaben, 

2021 drei Ausgaben). Zudem gibt es fünf Sonderausgaben zu den Themen Neue 

Uniform (2008), Trauer und Entsetzen: Loveparade 2010 (2010), Anatols „Wäch-

ter“ für Polizisten (2010), Cybercrime: Die Polizei NRW im Kampf gegen Compu-

terkriminelle (2015), Immer auf der richtigen Spur: 75 Jahre Landeskriminalamt 

NRW (2021). In der Erhebung werden ausschließlich die online verfügbaren Aus-

gaben berücksichtigt, dabei wird jedoch eine Vollerhebung der 30 Hefte vorge-

nommen. Bei der Analyse wie auch der Zitation aus den einzelnen Ausgaben wird 

der Übersichtlichkeit halber stets nur auf die jeweilige Ausgabe und nicht auf ein-

zelne Artikel bzw. Autor*innen verwiesen. Ebenfalls aus pragmatischen Gründen 

wird in der Quellenangabe anstelle des Herausgebers der Titel der Zeitschrift 

samt Erscheinungsjahr angegeben. Die in einem Erscheinungsjahr fortlaufende 
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Nummerierung der Hefte wird in der Quellenangabe mit einem dem Erschei-

nungsjahr angefügten Kleinbuchstaben angegeben.8 Angeführt werden die Aus-

gaben des Journals in einem separaten Quellenverzeichnis.  

(2) Analyse der Entstehungssituation: Unter Herausgabe des Innenministeriums 

NRW wird das Journal in redaktionellem Wechsel im Referat Öffentlichkeitsarbeit 

unter Mitarbeit von Fachreferaten der Polizei-Abteilung erstellt. Laut der Beschrei-

bung des Magazins auf der Homepage der Landespolizei stehen in ihm Reporta-

gen aus dem dienstlichen Alltag von Polizist*innen im Mittelpunkt. Diese werden 

ergänzt um erklärende Formate, die den Beschäftigten zur „Orientierung“ dienen 

sollen (MI NRW 2022). Bei dem erhobenen Material handelt es sich also um be-

reits vorliegende Daten, die von Mitarbeiter*innen der obersten Landesbehörde 

im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit der Polizei erstellt werden. Angestrebt wird 

die Vermittlung eines – so können die Reportagen über den dienstlichen Alltag 

zumindest betrachtet werden – authentischen Einblicks in den beruflichen Alltag 

von Polizist*innen, sowohl auf kollegialer Ebene, wie auch gegenüber der allge-

meinen Öffentlichkeit. Im Zusammenhang mit dem Verweis auf die Orientierung 

stiftende Funktion des Magazins für die Beschäftigten ist das Material somit als 

Verschränkung von portraitierender Vorstellung der Landespolizei NRW sowie 

hinlenkender und versichernder Information der Beschäftigung im behördlichen 

Wechselspiel gedacht.  

(3) Formale Charakteristika des Materials: Das Material liegt als digital gedruckte 

Farbausgabe des Magazins im pdf-Format vor. Die Ausgaben umfassen zwischen 

jeweils 16 und 88 Seiten, wobei sich ein Durchschnitt von 50,7 Seiten pro Aus-

gabe ergibt. Mit 16, 20 und 24 Seiten weisen drei der Sonderausgaben eine stark 

unterdurchschnittliche Länge auf. Alle Ausgaben sind farbig und bebildert; min-

destens jede Doppelseite enthält eine (foto-)graphische Darstellung.  

(4) Richtung der Analyse: Im Fokus der Erhebung steht es, den Gegenstand zu be-

schreiben, der in den Ausgaben des Magazins dargestellt wird, wobei dies nicht 

allumfassend erfolgt, sondern explizit bezogen auf die drei Gegenstandsbereiche 

Aussagen über die Gesellschaft (bzw. in einem synonymen Verständnis die Bür-

ger*innen, die Allgemeinheit, Deutschland oder NRW), Aussagen über die Polizei 

und ihre Mitarbeiter*innen und Aussagen über das polizeiliche Gegenüber, im 

Sinne von ‚jede(r), die/der als der Polizei gegenüberstehend‘ beschrieben wird. 

Die Intentionen der Verfasser*innen der Journalausgaben bleiben bei der Analyse 

ebenso unberücksichtigt wie die Wirkung des Texts bei der Zielgruppe. Insbeson-

dere bezogen auf die Gegenstandsbereiche Polizei und ihre Mitarbeiter*innen 

                                                           
8 Die erste Ausgabe aus dem Jahr 2016 wird somit wie folgt angeführt: Streife 2016a. 
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und polizeiliches Gegenüber wird auch eine quantitativ ausgerichtete Analyse des 

in dem Journal verwendeten Bildmaterials vorgenommen.  

(5) Theoretische Differenzierung der Fragestellung: Innerhalb der polizeiwissen-

schaftlichen Literatur wird im Kontext des Polizierens in multiethnischen Gesell-

schaften die kulturbezogene Vermittlungsfunktion von Polizeibeamt*innen mit 

Migrationshintergrund als zentraler Nutzen und als Interesse der Polizeibehörden 

zur Gewinnung von sogenannten „MH-Beamten“ (Behr 2011: 122) dargestellt. Po-

tentielle Konflikte, die sich im Prozess der „Integration“ (Behr 2011: 126) von Po-

lizist*innen mit Migrationshintergrund in den Polizeidienst ergeben können, wer-

den dabei in erster Linie auf der Ebene der Polizistenkultur angesiedelt, da die 

„Polizisten vor Ort“ (Behr 2011: 122) konkrete Erwartungen an den MH-Beamten 

als Kollegen stellen würden. Der Nutzen, den die Polizei einer größeren Zahl von 

Polizist*innen mit Migrationshintergrund in den Behörden zuschreiben, liegt ne-

ben der bereits angesprochenen funktionalistisch-polizeitaktischen Perspektive 

(MH-Beamte als Vermittler*innen), alternativ auch in der Kompensation einer ge-

ringer werdenden Zahl von „einheimischen“ (Behr 2011: 125) Beamt*innen, die 

aufgrund des demographischen Wandels nötig erscheint, um den zukünftigen 

Personalbedarf sicher zu stellen (Kompensationsperspektive). Aus einer Integra-

tionsperspektive ergibt sich der Nutzen im Zusammenhang mit der Gestaltung der 

Polizei als einem Spiegel der Gesellschaft, wobei der Nutzen hier eher in der Er-

füllung diesbezüglicher politischer Ziele liegt, sowie aus institutionstheoretischer 

Perspektive in der Förderung positiver Resonanz seitens der Bevölkerung auf die 

Polizei durch die Schaffung von mehr „kultureller Varianz in der Organisation“ 

(Behr 2011: 126).  

All diesen Perspektiven liegen die Vorstellungen einer Kultur der Polizei sowie 

einer nicht weiter explizierten Kultur von Personen mit Migrationshintergrund, die 

auf verschiedenen Ebenen die polizeiliche Tätigkeit beeinflusst, zugrunde: ers-

tens auf der Ebene der allgemeinen Bevölkerung, deren Akzeptanz die Polizei 

wünscht, zweitens auf der Ebene des polizeilichen Gegenübers, zu dem die Poli-

zei einen (optimierten) Zugang wünscht, und drittens auf der Ebene potentieller 

Polizeianwärter*innen, die aus oben genannten Gründen einen Nutzen für die Be-

hörden darstellen (können). Dies eröffnet ein interessantes Forschungsfeld über 

Polizeikultur, das weniger den Blick wendet auf die viel erforschte Gegenüberstel-

lung von Polizei- vs. Polizistenkultur, sondern Fragen stellt nach Prozessen der 

kulturellen Selbstvergewisserung innerhalb der Polizei als nach Außen und Innen 

auftretende Institution und den mit ihnen verbundenen Kulturalisierungen. Konkret 

werden in diesem Kontext zwei Hauptfragestellungen verfolgt.  
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Fragestellung 1: Wie stellt sich die Landespolizei in dem Journal Streife als ge-

sellschaftlicher Akteur dar, welche Aufgaben werden als ‚polizeiliche‘ beschrieben 

und welcher Sinn wird damit in polizeiliches Handeln gelegt? 

Fragestellung 2: Welches Bild von Polizist*innen und dem polizeilichen Gegen-

über, insbesondere in ethnisch-kultureller Hinsicht, wird in den textlichen Beiträ-

gen und in den (foto-)graphischen Darstellungen des Magazins gezeichnet und 

welche Bedeutung wird Migrationsprozessen in diesem Kontext zugeschrieben – 

auf der Ebene der Gesellschaft im Allgemeinen und im konkreten Bezug zur poli-

zeilichen Tätigkeit? 

(6) Bestimmung der Analysetechnik, Festlegung des Ablaufmodells und Definition der 

Kategorien: Als Analysetechnik wurde die inhaltliche Strukturierung gewählt, de-

ren Ziel es ist, diejenigen Inhalte aus dem Material herauszufiltern und zusam-

menzufassen, die Aussagen zur Gesellschaft allgemein, zur Polizei und ihrer 

Funktion, zu Polizist*innen sowie zum polizeilichen Gegenüber enthalten. Die 

Analyse enthält zudem einzelne quantitative Schritte, die jedoch auf die quantita-

tive Bestimmung einzelner Kategorien beschränkt bleibt. Als erster Schritt des ge-

wählten Ablaufmodells erfolgt eine theoriegeleitete Formulierung der inhaltlichen 

Haupt- und der Unterkategorien erster Ebene, welche als thematische Kategorien 

und damit als „Zeiger“ für bestimmte thematische Segmente gefasst werden (vgl. 

Kuckarzt 2018: 34). In einem zweiten Schritt werden die Definitionen, Ankerbei-

spiele und Kodierregeln der einzelnen Kategorien formuliert (vgl. Kuckarzt 2018: 

39f.). Den dritten Schritt bildet die Bearbeitung des Textes mittels des gebildeten 

Kategoriensystems in Form einer kategorienbezogenen Extraktion des Materials. 

Eine jeweilige weitere Gliederung des Kategoriensystems in Unterkategorien 

zweiter Ebene wird aus dem Material heraus (induktiv) im analytischen Prozess 

vollzogen (vierter Schritt), wobei eine Veränderung des Kategoriensystems eine 

erneute Durchsicht des Materials erforderlich macht (fünfter Schritt, der erneut zu 

Schritt eins führt). In einem sechsten Schritt wird das extrahierte Material para-

phrasiert und jeweils pro Kategorie sowie pro Hauptkategorie zusammengefasst. 

Das entwickelte System stellt demnach ein hierarchisches Kategoriensystem dar, 

wobei die Vorsilben „Haupt-“ und „Unter-“ nicht als Bestimmung der Wichtigkeit 

der Kategoriegruppen zu verstehen ist, sondern sich allein auf die Ordnungs-

ebene beziehen (vgl. Kuckarzt 2018: 38).9  

(7) Definition der Analyseeinheiten: Als Kodiereinheit, also den kleinsten Materialbe-

standteil, der unter eine Kategorie fallen darf und in dem Sinne ausgewertet wer-

den darf, wird ein Deklarativsatz festgelegt. Die Auswertung des Bildmaterials 

                                                           
9 Die Tabellen zu den gebildeten Kategorien sind dem Anhang zu entnehmen. 
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bleibt davon ausgenommen. Die Kontexteinheit, als größter unter eine Kategorie 

zu fallender Textbestandteil, bildet ein Artikel, bzw. in sich geschlossener Beitrag 

des Journals. Als Auswertungseinheit werden die Fundstellen im Material zum 

jeweiligen Erhebungszeitpunkt bestimmt (vgl. hierzu Kuckarzt 2018: 30f.).  

(8) Analyse: Die Analyse des Materials erfolgt mittels des gewählten Ablaufmodells 

anhand des Kategoriensystems. Dabei ist auch eine Rücküberprüfung des Kate-

goriensystems an der die Fragestellung und das Kategoriensystem leitenden The-

orie sowie dem Material vorgesehen. Wie im Ablaufmodell schon angesprochen, 

erfolgt bei Veränderungen des Kategoriensystems ein erneuter analytischer 

Durchlauf durch das Material.  

(9) Zusammenstellung und Interpretation der Ergebnisse: Im Anschluss an die Ana-

lyse werden die in Form des Kategoriensystems extrahierten Ergebnisse zusam-

mengefasst und im Hinblick auf die beiden oben genannten Fragestellungen, die 

die Erhebung geleitet haben, interpretiert.  

(10) Anwendung der inhaltsanalytischen Gütekriterien: Im Rahmen der Erhebung 

wurde, um dem Anspruch an Reliabilität unter den konkreten Umständen zu ei-

nem Minimum zu genügen, als Re-Test eine erneute Materialdurchsicht nach ca. 

10% des Materialkorpus sowie ein Vergleich der Ergebnisse beider Durchläufe 

vorgenommen. Die Erfassung einer Intercoderreliabilität als „spezifisch inhalts-

analytisches Gütekriterium“ (Mayring 2015: 125) konnte im Rahmen dieser Mas-

terarbeit nicht erfolgen. Eine Reflexion der Validität – es wird bewusst nicht der 

Begriff der Überprüfung verwendet – erfolgte mit Bezug auf die semantische Gül-

tigkeit in dem Sinne, dass die Kategoriendefinitionen wiederholt kritisch im Hin-

blick auf ihre Angemessenheit überdacht wurden. Die Gültigkeit der Stichprobe 

kann insofern kritisch gesehen werden, als sie keinen gängigen Kriterien der 

Stichprobenziehung folgte. Gleichwohl kann die Stichprobe als gültig angesehen 

werden, da eine Vollerhebung der Ausgaben aus den letzten sechs Jahren als 

aussagekräftig für die Forschungsfrage erscheint.  

 

5. Ergebnisdarstellung 

5.1 Vernetzt, vereinfacht, verroht: Das Bild der deutschen Gesellschaft im Ma-

gazin Streife 

Bevor ganz zentral auf die Selbstbeschreibung der Polizei als gesellschaftlichen Ak-

teur eingegangen wird, soll zunächst das Bild der Gesellschaft wiedergegeben wer-

den, wie es in den untersuchten Ausgaben des Magazins gezeichnet wird. In globaler 

Hinsicht wird die Gesellschaft im Magazin in den Kontext eines „stetigen Wandels“ 

gesetzt, der „die große Konstante des 21. Jahrhunderts“ bilde (Streife 2018a: 2). Eine 
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maßgebliche Rolle spielt in diesem Zusammenhang die zunehmende Vernetzung der 

Gesellschaft im Zuge der Digitalisierung (vgl. Streife 2016a: 16), deren Bewältigung 

als die „wichtigste Aufgabe unserer Zeit“ (Streife 2016a: 16) beschrieben wird und die 

einen „der größten Umbrüche der Geschichte“ (Streife 2021d: 34) darstelle.  

Verwiesen wird dabei auf die Entstehung neuer Kriminalitätsphänomene, wobei be-

tont wird, dass im Kontext von Cybercrime die „gesamte Gesellschaft gefordert [sei, 

M.M.] sich zu Sicherheitsmaßnahmen zu informieren und diese umzusetzen“ (Streife 

2016a: 16). Außerdem zeige sich eine veränderte Kommunikation durch soziale Me-

dien, in denen – hier bezogen auf polizeiliche Einsatzlagen – „oft mit Absicht, manch-

mal aus Missverständnis oder Verunsicherung“ Content in den sozialen Medien pro-

duziert werde, der „zur Verunsicherung und Meinungsmache in der Öffentlichkeit“ bei-

trage. In der Konsequenz liege es bei der Polizei „den sachlichen Kontext, der den 

Videos oft fehlt, wiederherzustellen und mitzuliefern“ (Streife 21b: 34), weshalb die 

Rolle von Kommunikation und Medien in der Polizeiarbeit, insbesondere bei der Dar-

stellung von Einsätzen, stetig größer werde (vgl. Streife 2016d: 53). Ausgehend von 

der sozial-medialen Darstellung von Polizist*innen wird „die heutige Zeit“ resümierend 

als eine solche beschrieben, die „von schnellen Bildern und Vereinfachungen“ lebe 

(Streife 2016d: 54).  

Die Gesellschaft an sich wird in verschiedenen Ausgaben des Magazins wiederholt 

beschrieben als von einer „generellen Verrohung und Respektlosigkeit“ geprägt 

(Streife 2017a: 27; vgl. auch Streife 2016f: 67, Streife 2017a: 31, Streife 2020d: 12). 

Die Menschen wiederum zeichneten sich durch Individualismus und den Drang aus, 

sich selbst zu verwirklichen, was verbunden sei mit einer geringen Bereitschaft, Au-

toritäten anzuerkennen (vgl. Streife 2016d: 13). Darüber hinaus seien nur wenige Per-

sonen bereit, als Helfer*in oder Zeug*in für anderen Menschen Mut und Verantwor-

tung aufzubringen (vgl. Streife 2017a: 33). Fehlende Verantwortungsbereitschaft wird 

auch in der Hinsicht wahrgenommen, dass „offenbar“ nur noch in wenigen Familien 

Erziehung stattfinde. „Diese Aufgabe wird gern weitergereicht an die Schulen, die 

Justiz und natürlich auch an die Polizei“ (Streife 2020d: 14).  

Als Bedingung dafür, dass eine Gesellschaft funktioniert, wird das Maß formuliert, in 

dem „Mitmenschen bereit sind, auf ihre Mitbürger zu achten“ (Streife 2020a: 42). Zu-

sammengedacht mit der in den Ausgaben ausgedrückten Diagnose der Gesellschaft 

als einer, die von Individualismus, Respektlosigkeit und wenig Bereitschaft, Verant-

wortung zu übernehmen, geprägt sei, erhält die Polizei als gesellschaftlicher Akteur 

damit die zentrale Rolle für die Gewährleistung von Sicherheit und das Funktionieren 

der Gesellschaft im Allgemeinen.  
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5.2 Gefahren und Bedrohungen für die Gesellschaft und die Polizei 

In den Artikeln des Journals werden insbesondere zwei verschiedene Bedrohungsla-

gen wiederkehrend thematisiert, mit denen die Polizei sich und die Gesellschaft kon-

frontiert sieht: Terrorismus und die Etablierung von Familienclans.  

 

5.2.1 Ständige Gefahr des Terrorismus 

Die Darstellung, die in einer Vielzahl der untersuchten Ausgaben des Magazins er-

folgt, zeichnet ein Bild von Deutschland „im Fadenkreuz des Terrorismus“ (Streife 

2017c: 24) und beschreibt eine konstant hohe Gefahr von Terroranschlägen (vgl. u.a. 

Streife 2017c: 26). „Anschläge können uns überall und jederzeit treffen“ (Streife 

2016f: 26). NRW stehe ebenso wie Deutschland im Fokus terroristischer Aktivitäten, 

wobei insbesondere von einer Gefahr durch „jihadistischen Terror“ (Streife 2021c: 31) 

bzw. „kriegserfahrene Islamisten“ (Streife 2016d: 2) ausgegangen wird. Neben einer 

„neuen Qualität terroristischer Anschläge“ (ebd.) wird dabei auch die Gefahr einer 

„Polarisierung in den Gesellschaften des Westens“ (Streife 2018b: 35) durch die ter-

roristische Bedrohungslage gesehen.  

 

5.2.2 Entwicklung und Etablierung von Clanbezogenen Subkulturen 

Als eine weitere Bedrohung, deren Thematisierung sich durch die Ausgaben der un-

tersuchten Jahre zieht, wird die Etablierung von Familienclans gesehen, „die ein 

Klima von Angst, Einschüchterung und Respektlosigkeit in der Bevölkerung verbrei-

ten“ (Streife 2018d: 2). Innerhalb der Stadtteile, in denen sich die entsprechenden 

Familien ansiedeln, komme es zu einer Entwicklung von mafiös strukturierten Sub-

kulturen oder Parallelwelten, „in denen die Missachtung von Recht und Gesetz von 

einer Generation auf die nächste weitergegeben wird“ (Streife 2019b: 5, vgl. auch 

Streife 2017b: 25). Wiederkehrend werden im Kontext der Familienclans Shisha-Bars 

thematisiert, die als „Treffpunkt für kriminelle Großfamilien“ (Streife 2019b: 25) dienen 

würden „und damit auch zur Vorbereitung und Verdeckung von Straftaten“ (ebd.). 

Insbesondere im Rahmen der fotographischen Begleitung der Artikel werden Shisha-

Bars so zum Symbol für Clankriminalität.  

Beide Bedrohungslagen werden explizit als eine Gefahr für die Gesellschaft charak-

terisiert, wobei das Bild der Gesellschaft bzw. der Bürger*innen als Gruppe transpor-

tiert wird, die von einer mehr (im Falle der Familienclans) oder weniger (im Falle des 

Terrorismus) bestimmbaren, außenstehenden Gruppe bedroht wird.  

Darüber hinaus stehen beide Bedrohungslagen im Kontext von kultur- bzw. religions-

bezogener Andersheit und Zuwanderung. In der Darstellung der Gruppen, von denen 

diese Gefahren ausgehen, laufen somit die beiden Faktoren „gefährlich“ und „kulturell 
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anders“ zusammen. Die Nichtzugehörigkeit dieser Gruppen zur Gesellschaft wird in 

einer nahezu kämpferischen Weise sprachlich markiert: „Die andere Seite kann sich 

warm anziehen“ (Streife 2019b: 17). Gleichzeitig erscheinen die Gruppen als „andere 

Seite“ homogen und eindeutig bestimmbar.  

Im Kontext von Terroranschlägen erscheint die Polizei dabei als dem „uns“ der Ge-

sellschaft zugehörig (vgl. Streife 2016f: 26), wohingegen im Kontext der Familienclans 

explizit zwischen der Polizei, die in besonderem Maß von der Aggression und Ge-

waltbereitschaft der Clans betroffen sei, und den Bürger*innen als der Öffentlichkeit, 

welche die Clans „auch“ als Bedrohung empfänden, unterschieden wird (vgl. Streife 

2018c: 28; Streife 2018d: 2). Das Maß, in dem die Polizei in einer anderen bzw. stär-

keren Weise von Gewalt oder Aggression betroffen ist als die Bevölkerung, scheint 

somit Einfluss zu nehmen auf die innerpolizeiliche Wahrnehmung der Polizei als der 

Gesellschaft zugehörigen Gruppe oder nicht: Im Falle terroristischer Gefahr, die als 

eine Gewalt wahrgenommen wird, die sich gegen Deutschland als (von westlichen 

Werten geprägter) Staat im ganzen wendet und damit „uns“ alle trifft, erscheint Polizei 

als Teil des gesellschaftlichen „Wir“. Im Kontext von Gewalthandlungen, die von Fa-

milienclans ausgeht, und der sich die Polizei in besonderem Maß ausgesetzt sieht, 

erscheint die Polizei hingegen klar bezogen auf ihre Rolle als Einsatzkraft, als Teil 

des Rechtsstaats, der die Maßstäbe setzt – und durchsetzt – , welche Regeln in der 

Gesellschaft Geltung erlangen (dürfen) und nicht als Teil der gesellschaftlichen Öf-

fentlichkeit.  

Diese Tendenz setzt sich in verstärkter Form in der Darstellung einer weiteren von 

der Polizei wahrgenommenen Bedrohung fort, in welcher die Polizei zentral in einer 

Konfrontation mit der Gesellschaft gesehen wird: Gewalthandlungen gegen Beschäf-

tigte der Polizei aus der Gesellschaft heraus.  

 

5.2.3 Gewalthandlungen gegenüber Polizeibeamt*innen 

Gewalterfahrungen im Einsatz werden als „alltäglich“ beschrieben, weshalb „die Ge-

fahr für Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte verletzt zu werden größer [ist, M.M.] 

denn je“ (Streife 2016f: 52). „Es kann jeden treffen“ (ebd.). Selbst Routineeinsätze 

würden die Gefahr bergen, dass es zu „gewalttätigen, teils lebensgefährlichen Atta-

cken“ (Streife 2017a: 2) kommt. Die Gewalthandlungen gegen Polizist*innen seien 

„bundesweit auf einem sehr hohen Niveau“ (Streife 2017d: 40) und von einem Anstieg 

innerhalb der letzten Jahre geprägt (vgl. Streife 2020c: 43).  

Als Ursache wird eine „steigende Bereitschaft zu exzessiven Gewalthandlungen“ 

(Streife 2010a: 3) gesehen, wodurch der Polizeidienst immer gefährlicher werde (vgl. 

ebd.). Nicht nur bei Einsatzlagen wie Fußballspiele oder Demonstrationen, die dies 
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erwarten lassen würden, sondern auch „im täglichen Dienst auf der Straße“ erlebe 

die Polizei „in wachsendem Maße Aggressionen und gewalttätige Übergriffe“ (Streife 

2010a: 4). Innerhalb der Gesellschaft würden „schwierige Zeiten“ herrschen, womit 

es zur Aufgabe für die Polizei werde, „alles dafür [zu, M.M.] tun, dass jeder gesund 

und wohlbehalten aus den Einsätzen zurückkehrt“ (Streife 2016f: 52).  

Die Gefahr des Polizeiberufs bestehe unabhängig von der Ausstattung und Ausbil-

dung: „Trotz der guten Ausbildung und Ausstattung, trotz aller Erfahrung und des pro-

fessionellen Einschreitens – das Risiko der Verletzung und des Todes bleibt und ist 

allgegenwärtig, auch und gerade in scheinbar harmlosen Situationen“ (Streife 

2010a: 7). Mit dieser Formulierung ist gleichzeitig ausgedrückt, dass das Maß an Er-

fahrung oder an Professionalität seitens der Polizei nicht als Faktoren wahrgenom-

men werden, mittels derer Einfluss genommen werden könnte auf Art und Ausmaß 

der Gewalt gegenüber Polizeibeamt*innen. Die Ursachen werden somit allein auf der 

Seite der Gesellschaft gesehen, wobei in quasi reflexiver Weise eingeräumt wird, 

dass Polizeibeamt*innen weniger „mit dem ‚Durchschnittsbürger‘ konfrontiert sind, 

sondern mit eher problematischen Personen“ (Streife 2020c: 43). Gleichwohl wird auf 

die so wahrgenommene steigende Gewalt mit der Entwicklung und Erprobung neuer 

Ausstattung reagiert, sodass im Jahr 2021 an vier Polizeibehörden in NRW eine Test-

phase von Distanzelektroimpulsgeräten begonnen wurde (vgl. Streife 2021b: 24).  

 

5.2.4 Vertrauensverlust der Bevölkerung als Bedrohung für die Polizei als Or-

ganisation 

Als eine weitere, wenngleich ganz anders gelagerte, Bedrohung für die Polizei wer-

den solche Vorkommnisse thematisiert, die eine Einbuße des Vertrauens der Bevöl-

kerung in die Polizei mit sich bringen. Zwei Vorkommnisse werden in den Ausgaben 

der Zeitschrift Streife in solcher Weise beschrieben: die Vorkommnisse in der Silves-

ternacht 2015 und das Bekanntwerden von Chatgruppen innerhalb der Polizei, in de-

nen rechtsextremistische Inhalte geteilt wurden.  

Mit den Übergriffen auf insbesondere weibliche Feiernde in der Kölner Innenstadt an 

Silvester 2015 ging die innerpolizeiliche Wahrnehmung einher, hinsichtlich ihrer Fä-

higkeit, die innere Sicherheit in NRW zu gewährleisten, massiv in Frage gestellt zu 

werden (vgl. Streife 2016b: 6). Der Vertrauensverlust der Bevölkerung und der Netz-

werkpartner der Polizei wird dabei als Verlust der Handlungsfähigkeit der Kölner Po-

lizei beschrieben, welche es in Form von Personalentscheidungen auf höchster 

Ebene wieder herzustellen galt (vgl. ebd.).  

Noch gravierendender werden die Folgen der bekanntgewordenen rechtsextremen 

Chatgruppen innerhalb der Polizeiwache Mühlheim an der Ruhr eingeschätzt. Die 
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daran anschließenden Untersuchungen und ihre Diskussion innerhalb der Medien 

führten zur Sorge der Polizei um das Ansehen ihres Berufsstandes (vgl. Streife 

2021a: 1). Der mit dem Bekanntwerden von Einzelfällen aufgekommene Verdacht, 

auch in weiteren Polizeiwachen würden rassistische oder fremdenfeindliche Auffas-

sungen vertreten, wird als „Gift“ für die Polizei aufgefasst, welches das Vertrauen der 

Bevölkerung in die Polizei untergrabe. Der wahrgenommene Vertrauensverlust wird 

in diesem Kontext nicht nur auf die Handlungsfähigkeit der Polizei bezogen, sondern 

auf die Polizei als Ganzes (vgl. Streife 2021a: 13). Dies sei jedoch nicht nur proble-

matisch für die Institution Polizei, sondern setze „die Axt an die Grundpfeiler unseres 

demokratisch verfassten Rechtsstaats“ (ebd.). Damit wird die Bedrohung für die Or-

ganisation Polizei zu einer Bedrohung für die Gesellschaft in ihrer politischen Ver-

fasstheit gedeutet.  

 

5.3 Die Rolle und Funktion der Landespolizei NRW innerhalb der Gesellschaft 

5.3.1 Herstellung und Garantie von Sicherheit und Freiheit 

Als zentraler Aspekt der Rolle der Polizei wird die Herstellung und Garantie von Si-

cherheit formuliert (vgl. Streife 2016b: 2; Streife 2016b: 19; Streife 2016d: 2). Diese 

Formulierung der polizeilichen Funktion macht deutlich, dass die Polizei in zwei ver-

schiedenen Weisen mit der Gesellschaft interagiert bzw. die Gesellschaft als solche 

in zweifacher Weise wahrnimmt. Im Zusammenhang der Herstellung von Sicherheit 

bezieht sich das Handeln der Polizei zentral auf die Gefahren und Bedrohungen, die 

innerhalb der Gesellschaft vorherrschen, und damit auf Personen und Sachverhalte, 

die als gefährlich oder bedrohlich wahrgenommen werden. Der Aspekt der Garantie 

von Sicherheit ist insbesondere auf den Kontakt zwischen der Polizei und der Bevöl-

kerung zu beziehen, der gegenüber diese Garantie ausgesprochen wird.  

Als besonderer „Kraftakt und Gratwanderung zugleich“ (ebd.) wird der Schutz der Be-

völkerung in Terrorlagen bezeichnet. Grundsätzlich und im Kontext von Terrorlagen 

insbesondere sei es gesetzlicher Auftrag und die eigene Erwartung seitens der Poli-

zei, Gefahren für die Bevölkerung „gar nicht erst entstehen zu lassen“ (Streife 

2017c: 2). Präventive Gefahrenabwehr wird so zu einem zentralen Aspekt der Rolle 

der Polizei. Dass die Polizei, „als maßgeblicher Garant der Inneren Sicherheit, ihre 

Aufgabe mit höchstmöglicher Professionalität wahrnimmt“, sei das Recht der Bür-

ger*innen in NRW. In diesem Zusammenhang wird betont, dass die Gesellschaft als 

ganze dabei „nicht in einem Boot“ sitze. Die Polizei sei „an vorderster Front“ und muss 

unter Zeitdruck die Entscheidungen treffen (Streife 2017e: 9).  

Maßgeblicher Anteil im Kontext der formulierten Sicherheitsgarantie wird der Polizei-

präsenz in der Bevölkerung zugesprochen. Durch die Anwesenheit der Polizei werde 
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den Bürger*innen gezeigt, dass man sich in NRW sicher fühlen kann (vgl. Streife 

2018d: 2). Dadurch ermögliche die Polizei „den Bürgerinnen und Bürgern erst ein 

friedliches Leben in Freiheit“ (Streife 2019b: 45). Auch im Zusammenhang der Ein-

führung des neuen Polizeigesetzes 2019 wird dargelegt, dass die geänderten Ein-

griffsrechte der Polizei dazu beitrügen, ein höheres Maß an Sicherheit zu erreichen 

„und dadurch auch mehr Freiheit für die Bürgerinnen und Bürger“ (Streife 2019a: 9).  

 

5.3.2 Herstellung von gesellschaftlichem Zusammenhalt 

Der Einsatz der Polizei für die Sicherheit und Freiheit der Menschen in NRW wird als 

Voraussetzung dafür bestimmt, dass wieder mehr Zusammenhalt innerhalb der Ge-

sellschaft entstehen könne. Damit wird die Rolle der Polizei von der Gewährleistung 

innerer Sicherheit ausgeweitet auf das gesellschaftliche Zusammenleben auf einer 

allgemeineren Ebene, womit sie eine noch größere Bedeutung erhält: Die Polizei wird 

zu einem Akteur, der gesellschaftlichen Zusammenhalt herzustellen vermag (vgl. 

Streife 2017a: 2).  

Neben der Argumentation, in der die Herstellung von Freiheit und Sicherheit durch 

die Polizei als Voraussetzung für gesellschaftlichen Zusammenhalt beschrieben wird, 

wird im Magazin Streife auch die Rolle der Polizei als eine Instanz formuliert, die die 

Einhaltung der gesetzlichen Regeln kontrolliert. Diese Kontrolle durch die Polizei wird 

ebenfalls in ihrer fundamentalen Relevanz für das Funktionieren des menschlichen 

Zusammenlebens betont: Ohne Polizist*innen, „die darauf achten, dass diese Regeln 

auch eingehalten werden, funktioniert kein Staat, kein Gemeinwesen, kein Zusam-

menleben von Menschen“ (Streife 2020b: 43).  

 

5.3.3 Repräsentation (der Werte) des Landes NRW und der Bundesrepublik  

„Es ist mehr als nur ein Beruf“ (Streife 2018d: 33). Jede(r)Polizist*in repräsentiere das 

Land NRW bzw. die Bundesrepublik Deutschland sowie die in ihm geltenden Werte 

und Gesetze und präge das Bild dieses Landes. Aus dem beruflichen Eid der Poli-

zist*innen würden sich damit zwei Pflichten ergeben. Erstens die Pflicht, selbst die 

Werte und Regeln der BRD einzuhalten, sich mit ihnen zu identifizieren und diese 

Identifikation „in ihrer Haltung, ihrem Aussehen und ihrem Verhalten“ (Streife 2018d: 

34) nach außen zu tragen. Polizist*innen werden somit zum sichtbaren Vorbild der 

Gesellschaft stilisiert.  

Zweitens wird mit dem Eid die Pflicht verbunden, die geltenden „Werte und Regeln 

auch durchzusetzen, wenn diese […] von wem auch immer in Frage gestellt werden“ 

(Streife 2018d: 33). Damit erhalten die Werte eine unanfechtbare Gültigkeit und die 

Durchsetzungskraft einzelner Polizist*innen gegenüber Personen, die sich gegen 
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diese Werte wenden, wird zum Abbild der Kraft des Staates im Allgemeinen. Die 

Werte bleiben an dieser Stelle offen, durch den Bezug auf den Diensteid können sie 

jedoch als solche bestimmt werden, die im Einklang mit dem Grundgesetz und der 

demokratischen Verfassung der BRD stehen. Die Wahrung und Vertretung dieser 

Werte werden dabei zentral an den Akt des Schwörens des Diensteides gebunden 

und werden mit dem Schwur als gegeben präsentiert.  

 

5.3.4 Garantie der Demokratie 

Aus der Rolle der Polizei als Repräsentant der (demokratischen) Werte der BRD 

ergibt sich weiterhin, dass Polizist*innen als „Garanten unserer Demokratie“ (Streife 

2016e: 25) angesehen bzw. dargestellt werden. Die Polizei sei der maßgebliche Fak-

tor, damit „das Grundgesetz von einer geschriebenen Verfassung zur Wirklichkeit 

wird“ (ebd.). „Eine Demokratie kann in Gefahr geraten, wenn sie nicht in der Lage ist, 

Sicherheit herzustellen. Deshalb ist in ihrem täglichen Dienst diese größere Aufgabe 

auch eine, bei der Sie mitarbeiten“ (Streife 2018d: 33). Mit ihrer beruflichen Tätigkeit 

würden Polizist*innen somit aktiv an der Aufrechterhaltung der demokratischen Ord-

nung mitwirken und die Geltung des demokratischen Rechtsstaats ermöglichen (vgl. 

Streife 2017e: 7).  

 

5.4 Die Aufgaben der Landespolizei NRW im Journal Streife 

Allgemein wird in den untersuchten Ausgaben des Journals Streife der Auftrag der 

Polizei darin gesehen, „Sicherheit, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten“ 

(Streife 2016e: 25), wobei „das Wesentliche“ der polizeilichen Aufgaben in der Her-

stellung von Sicherheit liege (vgl. Streife 2017e: 13). Die Gewährleistung der inneren 

Sicherheit soll in einer Weise erfolgen, „dass die Bürgerinnen und Bürger sich mög-

lichst frei entfalten können“ (Streife 2016d: 13). Damit wird ein Spannungsverhältnis 

zwischen Freiheit und Sicherheit aufgeworfen, das argumentativ kollidiert mit dem 

von der Polizei dargestellten Verhältnis, dass mehr Sicherheit zu einem höheren Maß 

an Freiheit führe, wie es unter 5.3.1 thematisiert wurde.  

Die Aufgabe der Gewährleistung von Sicherheit geht so weit, dass es die Dienstpflicht 

der Beamt*innen umfasse, sich zu einem gewissen Maß selbst in Gefahr zu begeben, 

um andere Menschen zu retten (vgl. Streife 2016b: 35). Über die Herstellung von 

Sicherheit könne weiterhin das Vertrauen der Bevölkerung (wieder)erlangt werden. In 

diesem Kontext erscheint auch der Gewinn des gesellschaftlichen Vertrauens als eine 

Aufgabe der Beamt*innen (vgl. Streife 2017e: 13).  

Die Aufgaben der Polizei seien zudem von einer steigenden Komplexität geprägt, was 

insbesondere mit Veränderungen im Kriminalitätsgeschehen und einer gewachsenen 



48 
 

Verunsicherung der Menschen zusammenhänge (vgl. ebd.). Aufgabe der Polizei sei 

es, das Sicherheitsgefühl jedes Einzelnen ernst zu nehmen (vgl. Streife 2016a: 4), 

womit die Polizei nicht allein das von ihnen dokumentierte Kriminalitätsgeschehen als 

Bezugsgröße ihrer Arbeit betrachtet, sondern auch das subjektive Empfinden der Be-

völkerung. Gleichzeitig distanziert sich die Institution innerhalb des Magazins aber 

von einem Verständnis der Polizei als Organisation, die in aktuellen gesellschaftlichen 

Fragen Verantwortung trage oder Partei ergreife und markiert ihren Tätigkeitsbereich 

klar umgrenzt: „Die Polizei muss dafür sorgen, dass Gesetze eingehalten werden und 

Straftaten geahndet werden. Alles andere sei Sache der Politik“ (Streife 2018a: 16). 

Dies umfasse auch den Schutz friedlicher Versammlungen unabhängig von ihren In-

halten (vgl. Streife 2019a: 16).  

 

5.4.1 Die polizeilichen Kernaufgaben  

5.4.1.1 Verkehrssicherheit 

Als polizeiliche Kernaufgaben werden in den Ausgaben die Einsatzbewältigung, Kri-

minalitätsbekämpfung sowie die Verkehrssicherheit genannt. Dabei wird betont, dass 

es sich bei der Verkehrssicherheit um eine „unverzichtbare“ (Streife 2016f: 2), „gleich-

berechtigte Kernaufgabe der Polizei neben den anderen Arbeitsgebieten“ handele 

(Streife 2016a: 24), womit der Eindruck entsteht, dass der Bereich Verkehrssicherheit 

innerhalb der Polizei und/oder in der Wahrnehmung der Bevölkerung weniger Anse-

hen erfährt als die anderen Arbeitsgebiete. Innerhalb der Aufgabenwahrnehmung 

Verkehrssicherheit wird konkret der Schutz der Menschen vor Gefahren des Straßen-

verkehrs durch Präventions- bzw. Sensibilisierungsangebote und Kontrollen, der Op-

ferschutz im Falle von Verkehrsunfällen und das Vorgehen gegen Raser*innen the-

matisiert (vgl. u.a. Streife 2016c: 23, Streife 2016f: 2, Streife 2017b: 2).  

 

5.4.1.2 Einsatzbewältigung 

Konkrete Aufgaben im Bereich der Einsatzbewältigung werden in den Ausgaben des 

Journals kaum beschrieben. Lediglich die Bedeutung der Kommunikation als „strate-

gisches Instrument“ (Streife 2018a: 2) wird in diesem Kontext genannt, womit die 

Pflege der Kommunikationskanäle als wichtige Aufgabe innerhalb der Bewältigung 

von Einsatzlagen erscheint (vgl. Streife 2018a: 2). Vor allem in besonderen Einsatz-

lagen sei es wichtig für die Polizei, die social media Kanäle aktiv zu nutzen, da im 

Netz oftmals Falschmeldungen zu den Lagen verbreitet würden, die auch Auswirkun-

gen auf deren taktische Bewältigung haben können. In diesen Fällen sei ein schnelles 

Reagieren durch die Polizei gefragt, um „ein sachliches Bild“ zeichnen zu können 

(Streife 2018a: 5). „Das ist wichtig, damit die Polizei die Deutungshoheit auch online 
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behält“ (ebd.). Die polizeiliche Deutung wird dabei mit einer sachlichen Einschätzung 

gleichgesetzt und den Meldungen anderer social media Nutzer als tendenziell un-

sachlich gegenüber gestellt (vgl. auch Streife 2021b: 34f.). In der Konsequenz ergibt 

sich für die Polizei die Aufgabe, „am virtuellen Ball [zu, M.M.] bleiben“ (Streife 2018d: 

42), um nicht von den Entwicklungen im Bereich der sozialen Medien abgehängt zu 

werden: „Kommuniziert die Polizei selber nicht aktiv, tun es andere für die Polizei“ 

(ebd.). Deshalb sei es auch erforderlich, Follower für die Accounts der Polizei zu ge-

winnen, damit die Reichweite des Mediums ausgeschöpft und eine hohe Zahl an Men-

schen über die Kanäle informiert werden kann (vgl. Streife 2016f: 23).  

 

5.4.1.3 Kriminalitätsbekämpfung 

Im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung wird innerhalb der untersuchten Ausgaben 

des Journals thematisch der Fokus auf die Phänomene Wohnungseinbruchdiebstahl, 

Geldautomatensprengung, Cyberkriminalität, Rocker- und Clankriminalität und Terro-

rismus gelegt. Im Zusammenhang der drei erstgenannten Phänomene wird die Auf-

gabe der Polizei insbesondere auch im Bereich der Informierung und Sensibilisierung 

der Menschen, d.h. konkret Hauseigentümer*innen, Vertreter*innen der Banken und 

Unternehmen, gesehen, da diese Phänomene nur dann wirksam bekämpft werden 

könnten, wenn die potentiell Betroffenen selbst präventiv tätig werden (vgl. u.a. Streife 

2016a: 16, Streife 2016c: 7, Streife 2016f: 62, Streife 2017a: 15, Streife 2017c: 32).  

Hinsichtlich der Rocker- und Clankriminalität wird im Magazin angeführt, dass die Po-

lizei NRW eine „Null-Toleranz“-Strategie verfolge. In Bezug auf die Rockerszene be-

deute dies ein konsequentes Vorgehen gegen das öffentliche Zeigen verbotener 

Symbole, um „die Störung der Rechtsordnung zu beseitigen“ (Streife 2017d: 2). Wei-

terhin würden „in allen Fällen Strafanzeigen gefertigt, Beweismittel sichergestellt und 

Sperrungen entsprechender Seiten im Internet veranlasst“ (ebd.).  

Gleiches gilt für die Kriminalität familiärer Clans, wobei das polizeiliche Vorgehen hier 

um eine Strategie der „ständigen Nadelstiche“ (Streife 2019b: 2) ergänzt wird, und 

eine ständige Anpassung der Maßnahmen erforderlich sei, um „immer neu auf die 

jeweilige Situation reagieren“ zu können (Streife 2019b: 10). Das polizeiliche Handeln 

im Kontext der Bekämpfung von Clankriminalität verfolge sowohl repressive als auch 

präventive Ziele. Die repressiven Maßnahmen können so verstanden werden, dass 

es den Mitgliedern der Clans unbequem gemacht werden soll, indem die Behörden 

„den Shisha-Bars und den sonstigen Treffpunkten krimineller Angehöriger weiter auf 

den Füßen stehen“ (ebd.). Daneben werde jedoch auch eine „bewusst gewollte“ prä-

ventive Arbeit mit Kindern und Jugendlichen aus den Clanfamilien geleistet (Streife 
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2021b: 38), um „die jungen Männer möglichst früh aus der Kriminalität herauszuho-

len“ (Streife 2021b: 39).  

Im Zusammenhang mit Terrorismus stehen im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung 

der Schutz der Bevölkerung und das Erreichen der Handlungsunfähigkeit des/der An-

greifer*in im Vordergrund der polizeilichen Aufgabenwahrnehmung. Im Falle eines 

terroristischen Angriffs könne der/die Polizist*in nicht auf das Eintreffen eines Einsatz-

kommandos warten, sondern müsste als „first responder“ „selbst Maßnahmen zur 

Gefahreneindämmung ergreifen, Zivilisten beschützen und den Bereich sichern“ 

(Streife 2018a: 35, vgl. Streife 2017c: 26). Darauf, Terrorist*innen handlungsunfähig 

zu machen, würden die Polizeibeamt*innen in NRW deshalb seit 2016 einsatztak-

tisch, rechtlich, ethisch und kommunikativ vorbereitet und besonders trainiert (vgl. 

Streife 2017e: 14). In diesem Kontext wird auf das „Dilemma“ hingewiesen, dass Po-

lizist*innen im Terrorfall „möglicherweise töten [müssen, M.M.], um Menschenleben 

zu retten“ (Streife 2017e: 15). Die Lösung dieses Dilemmas erfordere intensive Ge-

spräche im Vorfeld möglicher Einsatzlagen (vgl. ebd.), in denen eine „Auseinander-

setzung mit ethischen Fragestellungen“ erfolgt (Streife 2016d: 2), die im Zusammen-

hang mit der Terrorgefahr neu an die Polizei herangetragen würden.  

Sowohl der Umstand, dass die Herstellung von Sicherheit das Töten eines Menschen 

erfordern könnte, als auch die ethische Auseinandersetzung über eben diesen Um-

stand, werden dabei als für die Polizei neu (oder mindestens in neuer Qualität) gege-

ben beschrieben (vgl. Streife 2017e: 15). Die Situation eines terroristischen An-

schlags erscheint somit als eine Situation, auf die das einsatztaktische Vorgehen von 

anderen Einsatzlagen, die mit einer Bedrohung von Menschenleben einhergehen, 

nicht unmittelbar übertragen werden kann. Das Anfordern eines Spezialeinsatzkom-

mandos und das Warten auf dessen Eintreffen werden nicht als adäquates Vorgehen 

angesehen. Aus der polizeilichen Wahrnehmung heraus, dass es in NRW jederzeit 

zu terroristischen Anschlägen kommen kann, ergibt sich somit das Bild – und ent-

sprechend die Notwendigkeit, die Polizeibeamt*innen darauf vorzubereiten – dass sie 

im Dienst als erste Einsatzkraft vor Ort in direkten Kontakt mit einem/einer Terrorist*in 

kommen können und eine sofortige Entscheidung über dessen Tötung fällen müssen.  

Auf administrativer Ebene führt dies in der Folge zu einer Aufgabenwahrnehmung, 

neu über die Sicherung der Beamt*innen im Dienst nachzudenken bzw. diese mit 

weiteren Maßnahmen sicherzustellen (vgl. Streife 2016d: 2, Streife 2017c: 27).  

 

5.4.2 Hilfe für Menschen (in Extremsituationen) 

Wiederkehrend begegnet dem Leser des Journals Streife die reklamierte polizeiliche 

Aufgabe des Helfens. Dies bezieht sich insbesondere auf die Hilfe für bzw. Betreuung 
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von Opfer(n) von Kriminalität und (Verkehrs-)Unfällen, jedoch auch auf die Unterstüt-

zung von polizeilichen Mitarbeiter*innen und deren Angehörigen. Zentral ist in allen 

Fällen das Bild der Polizei als einer helfenden Organisation: „Die Polizei NRW lässt 

Menschen in Extremsituationen nicht alleine“ (Streife 2017c: 45).  

 

5.4.2.1 Opferbetreuung und Opferschutz 

Als erster Kontext, innerhalb dessen Hilfe und Unterstützung als eine polizeiliche Auf-

gabe bezeichnet wird, erscheint die Betreuung von Opfern von Kriminalität – und hier-

bei zentral Opfer von sexueller Gewalt – sowie von Verkehrsopfern. Opfer sexueller 

Gewalt werden in dem Magazin als eine Gruppe mit besonderem Unterstützungsbe-

darf beschrieben, der gegenüber die Polizei als Organisation die Pflicht habe, „eine 

professionelle Hilfe anzubieten, die dem [= dem Unterstützungsbedarf, M.M.] ent-

spricht“ (Streife 2017c: 45). Diese Hilfe umfasst zum einen persönliche Gespräche 

durch Mitarbeiter*innen des polizeilichen Opferschutzes (vgl. u.a. Streife 2016b: 10) 

und zum anderen die Erstellung von Broschüren, in denen z.B. Opfer von häuslicher 

Gewalt Informationen zu Beratungs- und Anlaufstellen finden (vgl. Streife 2021c: 29). 

Darüber hinaus wird auch die Aufklärungsarbeit – speziell im Bereich der Kinderpor-

nografie – als Hilfe für die Betroffenen, als „den schwächsten Gliedern in der Gesell-

schaft“ (Streife 2020c: 7) verstanden.  

Innerhalb der Arbeit der Verkehrspolizei ist Opferschutz sowohl im Sinne einer Be-

treuung nach Verkehrsunfällen, als auch im Sinne präventiver Arbeit, um Unfallopfer 

zu verhindern, zu verstehen (vgl. Streife 2016c: 22). Als damit verbundene Aufgabe 

ergibt sich weiterhin die Bildung und Pflege von Netzwerken, um eine Opferbetreuung 

durch Dritte zu gewährleisten (vgl. Streife 2016c: 23).  

 

5.4.2.2 Betreuung von Mitarbeiter*innen 

Die Arbeit der Verkehrspolizei stellt wiederum einen Kontext dar, innerhalb dessen 

die Polizei auch die Betreuung der eigenen Mitarbeiter*innen, insbesondere während 

der Ausbildung, als ihre Aufgabe begreift: „Es ist ganz wichtig, dass deren Vorge-

setzte, also die Tutoren oder Dienstgruppenleiter, darauf achten, ob die jungen Poli-

zisten die Erlebnisse gut verarbeiten können, und im Zweifelsfall Hilfe anbieten“ 

(ebd.). Mitarbeiterbetreuung wird jedoch nicht nur innerhalb des Bereichs Verkehr als 

polizeiliche Aufgabe wahrgenommen und bleibt nicht auf den beruflichen Kontext be-

grenzt. Zu den Aufgaben der Polizei gehöre es vielmehr, Mitarbeiter*innen sowie de-

ren Angehörige in belastenden Situationen im beruflichen, wie auch im privaten Be-

reich zu betreuen und zu beraten (vgl. Streife 2016e: 20).  
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5.4.3 Entwicklung, Anpassung und Durchführung von Fortbildungen 

Eine innerhalb des Journals häufig thematisierte Aufgabe der Organisation Polizei 

stellt die Durchführung von Fortbildungen bzw. die Entwicklung und Anpassung von 

Fortbildungskonzepten dar. Fortbildungen werden als das Werkzeug verstanden, mit 

dem die bestmögliche Vorbereitung der Beamt*innen auf ihre Einsätze sichergestellt 

werden kann (vgl. Streife 2016d: 6). Ziel müsse dabei sein, „dass jeder Beamte und 

jede Beamtin nach einem Einsatz unversehrt zu seiner oder ihrer Familie zurückkehrt“ 

(ebd.). Der Fokus der polizeilichen Aufgabe im Kontext der Fortbildungen liegt damit 

nicht auf einer Steigerung des (wie auch immer verstandenen) Erfolgs polizeilicher 

Maßnahmen oder ähnlichem, sondern auf der Sicherung der eigenen Mitarbeiter*in-

nen.10  

Im Zuge der von der Polizei so beschriebenen veränderten und, in Bezug auf mögli-

che terroristische Anschläge, wachsenden Bedrohungslage sieht die Polizei ihre Auf-

gabe auch in der Anpassung der Fortbildungskonzeptionen zu gefährlichen Einsatz-

lagen in Bezug auf das Verhalten von Terrorist*innen (vgl. Streife 2018a: 36).  

 

5.4.4 Wahrung des Andenkens von Polizeibeamt*innen 

Eine weitere Angelegenheit, die im Journal Streife als Aufgabe von Polizist*innen in 

NRW erscheint, ist das Erinnern an getötete und verletzte Kolleg*innen: „Namen und 

das Andenken der im Dienst getöteten Polizeibeamten darf nicht vergessen werden 

und wir müssen uns solidarisch mit ihnen erklären“ (Streife 2016f: 52). Zu diesem 

Zweck wurde im Jahr 2010 auf dem Gelände des Landesamts für Aus- und Fortbil-

dung und Personalangelegenheiten in Selm-Bork ein Mahnmal als „zentralen Ort des 

Erinnern und Gedenkens“ (Streife 2010a: 4) errichtet. „Auch die nachfolgenden Poli-

zeigenerationen sollen erfahren, wer die getöteten Kolleginnen und Kollegen waren 

und wofür sie ihr Leben gelassen haben“ (Streife 2010a: 5).  

 

5.4.5 Mitarbeit an der Aufrechterhaltung der demokratischen Ordnung 

Über die Argumentation, dass eine Demokratie in Gefahr gerate, wenn sie nicht in der 

Lage sei, Sicherheit in ihrer Bevölkerung herzustellen, wird die „größere Aufgabe“ 

(Streife 2018d: 33) der Sicherung der demokratischen Ordnung auch in der Verant-

wortung der Polizei gesehen. Neben dieser quasi indirekten Aufgabe, wie sie auch im 

                                                           
10 Diese Aufgabe könnte auch als eine Unterkategorie der Aufgabe Hilfe für Menschen in 
Extremsituationen verstanden werden, da die Polizei sich auch hier als eine Institution prä-
sentiert, die Menschen – in diesem Fall den eigenen Mitarbeiter*innen – in Extremsituatio-
nen helfend beiseite steht. Da dieser Kontext jedoch nicht in allen Fällen der Thematisierung 
von Fortbildungen hergestellt wird, wurde eine eigene Unterkategorie daraus gebildet.  
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Zusammenhang der Funktion der Polizei unter 5.3.4 thematisiert wird, ergibt sich je-

doch noch eine weitere Aufgabe für die Polizei: Der Kampf gegen die Verbreitung 

einer islamistischen Ideologie in Deutschland. Diese Aufgabe wird nicht allein in Be-

zug zur Gefahr islamistischer Terroranschläge, sondern in den Kontext einer durch 

die terroristische Bedrohungslage entstandene Polarisierung der Gesellschaft ge-

setzt. Diese Polarisierung führe zu einem großen Zuspruch seitens der Bevölkerung 

zu rechtspolitisch orientierten Gruppen. Die Ideologie der Islamist*innen würde von 

Rechtsextremen instrumentalisiert, die „ihrerseits einen Kampf zur Rettung des Chris-

tentums“ propagierten (Streife 2018a: 35). „Deshalb müssen wir die Ideologie der Is-

lamisten bekämpfen und ihnen den fruchtbaren Boden abgraben“ (ebd.).  

 

5.4.6 Stärkung der interkulturellen Kompetenz innerhalb der Behörde 

Durch das Bekanntwerden von Chatgruppen von Polizeibeamt*innen, in denen so 

bezeichnete rechtsextreme Inhalte geteilt wurden, erhält das Thema ‚interkulturelle 

Kompetenz‘ innerhalb der Polizei in den jüngeren Ausgaben des Magazins besondere 

Relevanz. Jedoch sei die Stärkung der interkulturellen Kompetenz von Polizeibe-

amt*innen eine „Daueraufgabe“ der Institution Polizei, denn: „Wer andere Kulturen 

versteht, fällt auf Rassismus und Hass nicht herein“ (Streife 2021a: 33). Seit über 

einem Jahrzehnt seien interkulturelle Seminare Bestandteil der Ausbildung und des 

Fortbildungsprogramms (vgl. Streife 2021a: 21). Die innerhalb der Seminare betrie-

bene Reflexion der „eigenen kulturellen Prägungen“ diene „der Relativierung von 

Selbstverständlichkeiten und vermeintlicher Normalität sowie der Verdeutlichung von 

Diversität in scheinbar homogenen Gruppen“ (ebd.). Zudem würde durch das Bespre-

chen sogenannter Critical Incidents das Erfassen von als fremd wahrgenommenen 

Konfliktsituationen und Verhaltensweisen sowie die Entwicklung von Lösungswegen 

ermöglicht werden. „Durch das Hintergrundwissen über fremde Kulturen und Religio-

nen können Polizistinnen und Polizisten letztlich Einsatzsituationen besser einschät-

zen“ (ebd.).  

 

5.5 „Wer sich für das Gute einsetzt, wird unweigerlich dem Bösen begegnen“: 

Die Eigenschaften der Polizei im Magazin Streife 

Im Rahmen der Analyse der in dem Magazin formulierten Eigenschaften der Landes-

polizei NRW sowie des Polizeiberufs wurden neun Kategorien gebildet, die – wenn-

gleich sie die Institution Polizei und ihre Beschäftigten z.T. auf unterschiedlichen Ebe-

nen in den Blick nehmen – Aussagen bündeln, in denen typische oder kennzeich-

nende Merkmale der Polizei(beschäftigten) bzw. des Polizeiberufs ausgedrückt wer-

den.  
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5.5.1 Einigkeit und Zusammenhalt 

Wiederkehrende Figur ist das Bild von einer Polizei, die unabhängig von den internen 

dienstlichen Differenzierungen zusammen steht und für ein gemeinsames Ziel zu-

sammenarbeitet (vgl. Streife 2016a: 25, Streife 2018d: 33, Streife 2020a: 24). Sym-

bolstark wird diese Einigkeit im Begriff der „Polizeifamilie“ (Streife 2020a: 44; vgl. auch 

Streife 2016e: 32) ausgedrückt, aus der man – wie es im Kontext von Ruhestands-

ausweisen formuliert wird – auch bei Beginn der Pension nicht ausscheidet: „Einmal 

Polizist, immer Polizist“ (Streife 2020a: 45). Berufliche Anforderungen werden dabei 

als den Zusammenhalt stärkender Faktor beschrieben, denn „am Ende wollen wir alle 

gesund nach Hause zurückkehren“ (Streife 2018d: 33). Momente der Krise oder der 

Gefahr erscheinen so als ein Gefühl der Einigkeit schaffender Aspekt des Berufs, 

durch den die Beamt*innen „noch enger zusammen“ stehen (Streife 2020b: 27).  

 

5.5.2 Motivation: Verantwortung 

Als Motiv dafür den Polizeiberuf ergriffen zu haben bzw. als Motiv bei der Berufsaus-

übung wird der Wille formuliert, für wichtige Themen der Gesellschaft „ganz bewusst 

Verantwortung übernehmen“ zu wollen (Streife 2017e: 6). Der Beruf des/der Poli-

zist*in wird beschrieben als Beruf „für Menschen, die für Demokratie, für Recht, für 

Ordnung eintreten und Andere beschützen wollen“ (Streife 2016d: 43). Damit wird 

einerseits eine deutliche Differenz zu dem überwiegenden Teil der Bürger*innen mar-

kiert, die (wie beschrieben) eine fehlende oder geringe Bereitschaft zeigen würden, 

gesellschaftlich Verantwortung zu übernehmen, und andererseits die Fokussierung 

der persönlich-beruflichen Verantwortung von dem Bereich innerer Sicherheit auf den 

Bereich des politischen Systems bzw. der Verfassung sowie auf wichtige Themen im 

allgemeinen ausgeweitet. Die Polizei erhält in diesem Zusammenhang das Label als 

„größte Menschenrechtsschutzorganisation“ (Streife 2018a: 60).  

 

5.5.3 Besonderes Maß an beruflichem Engagement: Riskieren des eigenen Le-

bens 

Als kennzeichnend für die Beamt*innen der Polizei NRW wird in dem Magazin be-

schrieben, dass diese „sich tagein, tagaus mit aller Kraft für die Gesellschaft einset-

zen und bisweilen im Dienst sogar ihr Leben riskieren“ (Streife 2020d: 2). Das beruf-

liche Engagement sei häufig so groß, dass sie „für die Bürgerinnen und Bürger dieses 

Landes mehr tun als ihre Pflicht“ (Streife 2016f: 52). Damit wird ein Bild des Polizei-

berufs gezeichnet, das vom ständigen Einsatz der eigenen Gesundheit und des eige-

nen Lebens geprägt ist, um Schaden vor den Bürger*innen in NRW fernzuhal-

ten – „jeden Tag“, „Tag und Nacht“ (Streife 2017e: 6; Streife 2010a: 3).  
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5.5.4 Beruf mit hohen Belastungen 

Das geschilderte hohe Maß an beruflichem Einsatz ist verbunden mit einer Darstel-

lung des Berufs als einem, der „viele private Einbußen“ (Streife 2017b: 39) erfordert, 

was eine der im Magazin thematisierten Belastungen der Polizeitätigkeit darstellt. Zu-

dem seien Polizist*innen in der Rolle einer „eierlegende Wollmilchsau“ (Streife 2017b: 

36), da der Beruf vielfältige und zum Teil nicht zu vereinbarende Herausforderungen 

an die Beamt*innen stelle (vgl. ebd.).  

Eine weitere Belastung stelle der Umstand dar, dass die Polizist*innen in ihrer Tätig-

keit „immer wieder Anfeindungen“ (Streife 2020d:5) ausgesetzt seien, so dass es als 

„fast normal“ beschrieben wird, beim Einsatz mit verbalen und nonverbalen Beleidi-

gungen konfrontiert zu werden (vgl. Streife 2020d: 7, Streife 2020d: 9). Anhand der 

im Magazin formulierten Schilderungen von einzelnen als beleidigend empfundenen 

Handlungen (von der Seite ansprechen, hinterherpfeifen, Tiergeräusche imitieren) 

wird deutlich, dass die Unangemessenheit insbesondere deshalb empfunden wird, 

weil bzw. wenn sie sich gegen Polizist*innen als Uniformträger wendet. Angeprangert 

wird nicht eine gesunkene Distanz zu bzw. mangelnder Respekt gegenüber Men-

schen im Allgemeinen, sondern dass „keine Distanz mehr zur Uniform gewahrt“ wird 

(Streife 2020d: 13).  

Explizit angesprochen wird in diesem Zusammenhang zudem, dass „man auch als 

Frau beleidigt wird“ (Streife 2020d: 9). Anhand des Umstands, dass hier die Rolle der 

Frau gegenüber der Rolle der Polizistin im Vordergrund steht, wird die Haltung trans-

portiert, dass gegenüber weiblichen Beamten eine andere (Höflichkeits-)Etikette zu 

gelten habe: Die Beleidigung erhält mehr Brisanz, wenn sie sich gegen eine Beamtin 

wendet.  

Als Gipfel der Beleidigungen, denen Polizeibeamt*innen ausgesetzt sind, wird die Si-

tuation der Bereitschaftspolizei beschrieben, die „einiges ertragen“ müsse: „Sie wer-

den beschimpft, bespuckt, mit Glasflaschen, Pflastersteinen, bisweilen gar mit Exkre-

menten beworfen“ (Streife 2021c: 2). In Bezug auf den geschilderten Bewurf mit Ex-

krementen ist zu bemerken, dass er in früheren Ausgaben des Jahres 2021 als Ext-

remsituation während der Begleitung und Räumung der Demonstration von Klima-

Aktivist*innen im Hambacher Forst 2021 beschrieben wurde. In den folgenden Dar-

stellungen wird dieser nun ohne den konkreten Kontext angesprochen, was verbun-

den mit der Formulierung „bisweilen“ den Eindruck des mehrfachen Vorkommens und 

mitunter einer Regelmäßigkeit weckt.  

Eine weitere berufliche Belastung ist in den Schilderungen des Umstands beschrie-

ben, dass Passant*innen den Einsatz von Polizeibeamt*innen mit ihren Handykame-

ras aufnehmen. Als belastende Aspekte sind dabei erstens die Situation des gefilmt 
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Werdens – „Und dann sind noch zehn Handykameras auf einen gerichtet“ (Streife 

2020d: 11) – und zweitens das Wissen, dass diese Aufnahmen kurze Zeit später im 

Netz veröffentlicht werden, erkennbar. Diese Veröffentlichung erfolge zudem in einer 

gezielt geschnittenen Version, die das als solches pauschal vorausgesetzte „voran-

gegangene besonnene Verhalten der eingesetzten Beamten nicht zeigt, sondern ge-

zielt das Bild einer gewalttätigen NRW-Polizei entstehen lassen soll“ (Streife 2021b: 

34). Damit wird das Bild einer grundsätzlich feindlich eingestellten Bevölkerung ge-

zeichnet, die den legitimen Einsatz von Zwang seitens der Polizei videographisch 

manipuliere. Umgekehrt erhält jedes veröffentlichte Video von zweifelhaftem polizei-

lichem Handeln potentiell den Charakter eines gezielt zu Lasten der Polizei geschnit-

tenen Videos.  

Die letzte der in den Ausgaben des Magazins geschilderten Belastungen stellt den 

Umstand dar, dass die Beamt*innen „täglich in mehr Abgründe als viele andere Be-

rufsgruppen“ sehen würden (Streife 2017b: 36). Die Beamt*innen seien mit „Dingen“ 

konfrontiert, „die kaum auszuhalten sind“ (Streife 2020c: 36) und sowohl eine körper-

liche als auch eine emotionale Belastung darstellen würden. Diese „Dinge“ werden in 

den Ausgaben synonym als Abgründe, als Schattenseite der Gesellschaft bzw. des 

Lebens, als Gratwanderung oder als das Böse bezeichnet.  

In diesem Zusammenhang wird auf die Gefahr verwiesen, „das Gute aus den Augen 

zu verlieren“ (Streife 2020c: 37). Mit den Erfahrungen der Beamt*innen gehe einher, 

dass sich ihr Weltbild verändere, was wiederum dazu führen könne, dass sich ihre 

Einstellungs- und Verhaltensmuster wandeln (vgl. Streife 2021a: 43). Dieser Wand-

lungsprozess der Einstellungs- und Verhaltensmuster wird in dem Magazin als eine 

negative Veränderung bezeichnet, wobei „negativ“ als die Entwicklung einer vorur-

teilsbehafteten Einstellung zu verstehen ist (vgl. ebd.). Dieser Prozess wird als normal 

und dem Selbstschutz dienlich beschrieben: „Wird ein Beamter angepöbelt, bespuckt 

oder geschlagen, speichert sein Gehirn das unter ‚Vorsicht schlecht‘ ab“ (Streife 

2021: 18). Eine Problematik dieses Prozesses ergebe sich dann, „wenn immer wieder 

eine bestimmte Personengruppe damit verbunden wird. Etwa Geflüchtete oder Men-

schen mit Migrationshintergrund“ (ebd.). Hingewiesen sei an dieser Stelle, dass im 

Zuge dieser gleichen teils problematisierenden wie legitimierenden Argumentation 

auf die Personengruppen Geflüchtete und Menschen mit Migrationshintergrund ver-

wiesen wird, welche die Verhaltensweisen des Pöbelns, Anspuckens und Schlagens 

in einem ersten Schritt zeige, und auf welche die Polizei erst im zweiten Schritt rea-

giere.  

 

 



57 
 

5.5.5 Alleinstellung des Berufs 

Argumentativ verbunden mit den beruflichen Belastungen ergibt sich eine weitere Ka-

tegorie von Eigenschaften der Polizei bzw. des Polizeiberufs: seine Alleinstellung. Die 

Tätigkeit bei der Polizei sei eine, die von außen nicht verstanden werden könne (vgl. 

Streife 2017b: 39). Dies führe auch dazu, dass „Polizisten eigene Seelsorger brau-

chen. Man muss sich unheimlich gut auskennen. Man muss ihre Sprache sprechen. 

Man muss genau schauen, was die Polizisten erleben und man muss das System 

verstehen“ (Streife 2019a: 32). In diesem Zusammenhang wird der Beruf zudem als 

einer beschrieben, der einen Austausch über die beruflichen Erlebnisse nötig macht 

(vgl. Streife 2017b: 38), und der es erfordere, dass diese(r) Ansprechpartner*in einer 

Schweigepflicht unterliege: „Für die Polizisten ist es sehr wichtig, sich jemandem an-

zuvertrauen, der es definitiv niemandem mehr weitersagen darf“ (Streife 2019a: 32). 

Auf diese Weise wird die Besonderheit des Berufs sprachlich noch weiter gefestigt, 

da das notwendige Wissen über Erlebnisse, Sprache und System der Polizei als ein 

exklusives Wissen erscheint.  

Die im Magazin formulierte Alleinstellung ist zudem verbunden mit einer Höherwer-

tung des Berufs, sowohl gegenüber anderen Berufen als dem „geilsten Job der Welt“ 

(Streife 2016e: 30f.), als auch gegenüber der Polizei in den USA, deren Ausbildung 

qualitativ „überhaupt nicht mit uns vergleichbar“ sei (Streife 2020d: 7; vgl. Streife 

2021a: 9). Darüber hinaus wird in dem Magazin die Haltung ausgedrückt, dass die 

Polizei besser als andere für Momente bzw. Phasen der Krise – wie hier in Bezug auf 

die Coronakrise – gewappnet sei: „Wer wenn nicht wird, wird das schaffen“ (Streife 

2020b: 42)?  

 

5.5.6 Polizei als Zielscheibe von Gewalt und Vorwürfen 

In den Ausgaben von Streife wird die Polizei als ein gesellschaftlicher Akteur be-

schrieben, der bestimmten Gefahren ausgesetzt ist. Neben einer Gefahr, die in der 

Tätigkeit des Polizeidienstes an sich liege und die im Zuge des beruflichen Engage-

ments von den Beamt*innen bewusst eingegangen wird (vgl. Kapitel 5.5.3b), wird 

auch eine Gefahr wahrgenommen, die sich konkret gegen die Polizist*innen wende: 

„Wir werden zur Zielscheibe [...] aufgrund unserer Uniform“ (2016e: 32). In diesem 

Zusammenhang ist eine Darstellung von Gewalthandlungen gegen Polizeibeamt*in-

nen festzustellen, die über die Beschreibung von Gewalt als einer Bedrohung, wie es 

unter Kapitel 5.2.3 zusammengefasst ist, hinausgeht. Polizei wird hier als eine Insti-

tution beschrieben, deren Mitglieder im Fokus gesellschaftlicher Gewalthandlungen 

stehen würden, aufgrund ihrer durch die Uniform erkennbaren Mitgliedschaft (vgl. 



58 
 

ebd.). In diesem Kontext wird die Polizei in erster Linie als Opfer von Gewalt betrach-

tet. Eigene Gewaltausübung erhält einen eher reaktiven Charakter, „wenn sich bei-

spielsweise jemand einer Festnahme widersetzt (Streife 2020c: 37).  

Eine Verschärfung der Lage wird aufgrund der Entwicklungen im Anschluss an den 

Tod George Floyds in den USA und das Bekanntwerden von Chatgruppen mit rechts-

extremistischen und rassistischen Inhalten innerhalb der Polizeiwache Mühlheim an 

der Ruhr vermutet: „Erst George Floyd, dann Mühlheim […] Die Straße wird antwor-

ten“ (Streife 2021a: 11). Die steigende Zahl von Gewalthandlungen gegen Polizeibe-

amt*innen wird als Argument für den Einsatz von Bodycams angeführt: „damit sie im 

Notfall filmen können wenn sie attackiert werden. Und damit es nachher nicht heißt, 

sie wären auf Ausländerjagd gegangen“ (ebd.).  

In diesem Kontext erhält der Begriff Zielscheibe eine weitere Konnotation: Die Polizei 

als Angriffsfläche für den Vorwurf von Rassismus und/oder Rechtsextremismus, wo-

mit die Polizei „völlig grundlos zur Hassfigur gemacht“ werde (Streife 2020d: 11). Die-

ser Vorwurf wird im Magazin als pauschal, undifferenziert und irrational beschrieben, 

was sich daran zeigen lasse, dass sogar Polizisten mit braunen Haaren und braunen 

Augen „ständig als Nazi-Schwein beschimpft“ würden (Streife 2021a: 8; vgl. auch 

Streife 2021a: 9, Streife 2021a: 11). Dieser Vorwurf richte sich jedoch nicht an die 

Polizist*innen persönlich, „sondern die Uniform stellvertretend für den Staat“ (Streife 

2021a: 9). Relevant erscheint der Hinweis auf die braunen Haare und Augen auch 

dahingehend, als das mögliche Vorliegen einer rassistischen Einstellung hierbei in 

simplifizierender Weise an bestimmte Äußerlichkeiten gebunden wird.  

 

5.5.7 „Menschen wie Du und Ich“ 

In verschiedenen Kontexten wird innerhalb des Magazins betont, dass Polizeibe-

amt*innen Menschen seien. Dieses Mensch sein ist einerseits im Sinne einer Nähe 

der Beamt*innen zu den Bürger*innen zu verstehen und andererseits als eine Her-

vorhebung der Verletzbarkeit der Polizeibeamt*innen. In diesem Zusammenhang wird 

die Polizei als eine Organisation dargestellt, die aus einzelnen Menschen bestehe, 

die etwas bewegen und helfen wollen und die als „Menschen wie Du und Ich“ (Streife 

2021b:36) verstanden und hinter der Uniform erkannt werden müssten (vgl. Streife 

2021b: 37). Im direkten Kontakt mit Polizeibeamt*innen könnten aus „neutralen Uni-

formträgern“ Menschen werden, deren Rolle als Polizist*in auf eine besondere Aus-

bildung und spezielle Fähigkeiten begrenzt werden könnw bzw. darin gründe (vgl. 

Streife 2016f: 51).  

Eine weitere Betonung, dass es sich bei Polizist*innen um Menschen handele, erfolgt 

im Kontext von den Gewalthandlungen, denen die Polizist*innen ausgesetzt seien: 
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„Wir sind auch Menschen, wir möchten nicht angespuckt werden, wir möchten nicht 

angegriffen werden“ (Streife 2020d: 13). In diesem Rahmen werden Polizist*innen als 

grundsätzlich gewaltablehnend charakterisiert, jedoch bleibe „manchmal nichts ande-

res übrig, weil die Leute aggressiv sind“ (ebd.). Mensch zu sein erscheint dabei als 

Bedürfnis nach Gewaltlosigkeit, nach Wahrung der eigenen Ehre und nach Respekt 

(vgl. ebd., Streife 2020d: 4f.).  

 

5.5.8 (Interesse an) Vielfalt unter den Beamt*innen 

Im Magazin wird formuliert, dass Stand 2016 gut ein Zehntel der Polizeianwärter*in-

nen einen Migrationshintergrund aufweisen würden. Dies sei der Polizei wichtig, was 

damit begründet wird, dass diese Anwärter*innen „andere kulturelle und sprachliche 

Kenntnisse“ hätten (Streife 2016d: 43). Die Polizei wird hier als eine Organisation 

präsentiert, die von Vielfalt unter den Mitarbeiter*innen geprägt ist und die auch ein 

Interesse an einer kulturellen Vielfalt unter den Beamt*innen hat. Dieses Interesse 

beruht auf den angenommenen Kenntnissen der Beamt*innen in kultureller und 

sprachlicher Hinsicht.  

Migrationshintergrund wird damit als ein Zustand beschrieben, der mit einer Art Kom-

petenzerweiterung im Bereich Sprache und Kultur einhergehe und der für die Orga-

nisation Polizei sinnvoll bzw. gewinnbringend eingesetzt werden könne. Diesem Ver-

ständnis geht die pauschale – an dieser Stelle mindestens pauschal formulierte – 

Annahme einer Andersartigkeit von Kulturen voraus.  

Außerdem wird im Rahmen dieser Darlegung der Vielfalt der Polizei ausgedrückt, 

dass die Anwärter*innen mit Migrationshintergrund ein Beispiel dafür seien, „dass 

man in diesem Land alles werden kann, egal wo man herkommt“ (ebd.). In dieser 

Formulierung ist erstens impliziert, dass es sich bei dem Polizeiberuf um einen sehr 

erstrebenswerten Beruf handele, und zweitens erscheint der Migrationshintergrund 

bzw. die Herkunft aus einem anderen Land bzw. Kulturkreis allgemein als geringwer-

tige Herkunft.  

 

5.5.9 Polizei als Institution mit einer Historie 

In einzelnen Ausgaben des Magazins wird explizit auf die Rolle der deutschen Polizei 

bzw. einzelner Polizeieinheiten in der NS-Zeit eingegangen. Damit wird die Polizei als 

eine Institution präsentiert, die eine Historie aufweist und die sich – auch durch die 

Auseinandersetzung mit dieser Historie – entwickelt hat. In diesem Kontext wird ein 

Anspruch bzw. die Notwendigkeit formuliert, sich mit der Geschichte der Polizei wäh-

rend der NS-Zeit auseinanderzusetzen, um einen Lernprozess anzuregen (vgl. Streife 

2017a: 35). Damit geht einerseits einher, dass sich die Landespolizei NRW von den 
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Taten von Polizeiangehörigen zwischen 1933 und 1945 distanziert und andererseits, 

dass sie sich als eine selbstkritische Institution präsentiert. In diesem Zusammenhang 

wird „die Bereitschaft der Polizei, sich […] seit fast drei Jahrzehnten kritisch mit der 

eigenen Vergangenheit als Institution auseinanderzusetzen“ (Streife 2021a: 31) als 

„etwas Besonderes“ (ebd.), als etwas Lobenswertes präsentiert, womit die Auseinan-

dersetzung mit und die Distanzierung der Polizei von ihrer Geschichte während der 

NS-Zeit noch gewichtiger erscheint.  

 

5.6 Das Bild der Polizei und ihres Gegenübers11 im Journal Streife unter beson-

derer Berücksichtigung der ethnisch-nationalen Herkunft 

Im Kontext der kulturellen Selbstvergewisserung der Polizei erscheint es auch rele-

vant, die textlichen und (foto-)graphischen Inhalte des Journals im Hinblick auf etwa-

ige Nennungen von Herkunftsländern und das Aussehen der auf den Bildern erkenn-

baren Polizeibeamt*innen sowie des polizeilichen Gegenübers zu analysieren.  

 

5.6.1 Die „Wurzeln“ der Polizeibeamt*innen 

Generell ist festzuhalten, dass mit vierzehn Fällen insgesamt nur bei einem sehr ge-

ringen Anteil der in den Ausgaben des Journals namentlich genannten Beamt*innen 

bzw. Mitarbeiter*innen der Polizei Angaben zu ihrer Herkunft gemacht werden. In 

sechs dieser Fälle stehen die Angaben im Kontext einer umfangreicheren Personen-

vorstellung im Zuge von Personalwechseln bzw. Neubesetzungen innerhalb einzel-

ner Behörden, wobei es sich um fünf Männer und eine Frau deutscher Herkunft han-

delt. Von den acht Fällen, die nicht im Bereich Personal(wechsel) liegen, wird in fünf 

Fällen auf eine ausländische Herkunft verwiesen, wobei zwei dieser männlichen Be-

amte Teil der jeweiligen Titelstory der Ausgabe sind (vgl. Streife 2021a, 2021b).  

Mit Ausnahme von einer Nennung im Kontext Personalwechsel aus dem Jahr 2016, 

sind alle Angaben zur Herkunft in den Ausgaben der Jahre 2020 und 2021 zu finden. 

Dies lässt darauf schließen, dass die Herkunft der Beamt*innen erst in jüngerer Zeit 

als eine potentiell relevante Information wahrgenommen wird. Mit ein Grund dafür 

mag auch in dem insgesamt geringen Anteil von in dem Magazin abgebildeten und/o-

der in den Artikeln thematisierten Polizeibeamt*innen mit Migrationshintergrund lie-

gen (vgl. dazu auch Kapitel 5.6.3).  

 

 

                                                           
11 Als polizeiliches Gegenüber wird in der Analyse eine Personen begriffen, die auf dem Bild 
oder im Text offensichtlich von einer Polizeimaßnahme betroffen ist (mit Ausnahme von Bil-
dern von „Fahrzeugkontrollen“) oder im Kontext des Bild(unter)titels oder des Artikels als Be-
drohung oder Straftäter bezeichnet wird.  
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5.6.2 Das polizeiliche Gegenüber im Magazin Streife 

Allgemein werden zu den „Gruppen, mit denen die Polizei häufiger zu tun hat […] 

Wirtschaftskriminelle, Drogenabhängige, Clanmitglieder, jugendliche Intensivtäter, 

Obdachlose und Flüchtlinge“ gezählt (Streife 2020c: 37). Damit werden als der Polizei 

gegenüberstehend überwiegend Personen genannt, die am Rand oder außerhalb der 

Gesellschaft verortet werden.  

Darüber hinaus finden sich im Kontext von in den Artikeln und Meldungen des Maga-

zins thematisierten Delikten jeweils Angaben zu den mutmaßlichen Täter*innen und 

Tätergruppen bzw. Tatverdächtigen. Anders als bei den genannten Polizeibeamt*in-

nen werden bei einem deutlich überwiegenden Teil dieser Personen Angaben zur – in 

der Regel ausländischen – Herkunft der betreffenden Personen gemacht.  

Im Bereich des Taschen- und Wohnungseinbruchdiebstahls habe demnach der über-

wiegende Teil der Täter(banden) eine osteuropäische Staatsangehörigkeit (vgl. 

Streife 2016a: 11, Streife 2017c: 34, 38). Auch der überwiegende Teil der Geldaus-

gabeautomatensprengungen werde von ausländischen Täter*innen, konkret „von In-

tensivtätern aus den Niederlanden begangen, die […] zum Großteil nordafrikanischer 

Herkunft sind“ (Streife 2016c: 5f.). Im Zusammenhang mit der in dem Magazin viel-

fach thematisierten Raserszene in NRW wird von „einem ‚harten Kern‘ aus ca. 25-30 

Männern im Alter von 18-25 Jahren, zumeist Deutsche mit türkischen Migrationshin-

tergrund“, ausgegangen (Streife 2017b: 6).  

Im Kontext der Clankriminalität werden insbesondere Familien libanesischer oder tür-

kischer Herkunft angeführt, von denen ein Teil zur Gruppe der Mhallamiye-Kurd*in-

nen gehöre. Bei diesen Personengruppen, „die sich in der Regel über die Ethnie so-

wie die Zugehörigkeit zu einem Familienverbund definieren“ (Streife 2017b: 25), „er-

scheinen langfristig tragfähige Lösungen schwierig“, denn „‚die Libanesen‘ lassen 

sich weder alle vollständig integrieren noch abschieben“ (Streife 2017b: 27). „Allein 

in Essen leben 5.000 Mhallamiye-Kurden, die sich auf nur zwölf Familien verteilen. 

Von diesen leben viele von Sozialhilfe, einzelne handeln aber auch mit Heroin oder 

Crack“ (Streife 2018d: 10). Diesen Familien sei gemeinsam, dass sie allgemein nicht 

integriert wären, auf dem Recht des Stärkeren beharrten, den Glauben verträten, 

dass die eigenen Werte über den Werten und Gesetzen des Landes stünden und das 

Interesse verfolgten, nach außen zu zeigen, was sie besitzen (vgl. Streife 2019b: 9). 

Ein verankertes „Hierarchiedenken und der ausgeprägte Anspruch auf Macht und An-

erkennung legen den Grundstein für hohe Kriminalität“ (Streife 2021b: 39).  

Zu den Clanmitgliedern werden auch Mitglieder von Outlaw Motorcycle Gangs ge-

zählt, die ihre eigenen Normen über die Normen des Rechtsstaats stellen würden. 



62 
 

Auf diese Weise würden die Clubstrukturen für kriminelle Zwecke missbraucht (vgl. 

u.a. Streife 2017d: 5).  

Als eine weitere Personengruppe, von der Straftaten zu erwarten seien, werden junge 

Zuwander*innen genannt. Zu dieser Gruppe müsse ein spezifischer und wirkungsvol-

ler Zugang gefunden werden, „um Straftaten […] und damit Opfer zu verhindern“ 

(Streife 2017b: 29). Das dafür entwickelte Präventionskonzept „klarkommen!“ basiere 

deshalb auf einer kultursensiblen Herangehensweise (vgl. ebd.). Eine differenzierte 

Auseinandersetzung mit jungen Zuwander*innen findet in den Ausgaben des Maga-

zins nicht statt, womit Angehörige dieser Personengruppe pauschal als potentielle 

Gefährder*innen erscheinen.  

Terroristische Gefährder stellen eine weitere Personengruppe dar, die als polizeili-

ches Gegenüber zu verstehen ist. Jenseits von vereinzelten Angaben, dass es sich 

bei dieser Gruppe z.T. um „kriegserfahrene Islamisten“ (Streife 2016d: 2) handele, 

wird sie in Artikeln des Journals nicht näher bestimmt. Jedoch beschreibt der Begriff 

terroristischer Gefährder lediglich solche Personen, die „im Vorfeld eines möglichen 

Ereignisses durch ihr Verhalten einen konkreten Anlass dazu geben, von einer terro-

ristischen Gefährdung auszugehen“ (Streife 2019a: 5). Dies setzt die Beobachtung 

durch das LKA voraus und hat sich nach dem Grundsatz der Bestimmtheit im BKA-

Gesetz zu richten. Damit sei laut Darstellung im Magazin Streife „ausgeschlossen, 

dass ein Unschuldiger in den Fokus des LKA gerät“ (Streife 2019a: 6).  

 

5.6.3 Ergebnisse der quantitativen Auswertung der fotographischen Darstellun-

gen in den Heften in Bezug auf das Vorliegen eines Migrationshintergrundes 

Die vorgenommene quantitative Erhebung der bildlichen Darstellungen in den Jour-

nalausgaben bezieht sich aufgrund der thematischen Ausrichtung der Thesis allein 

auf einen Vergleich zwischen Personen, die von der augenscheinlichen Betrachtung 

her einen Migrationshintergrund aufweisen oder aufweisen könnten, und Personen, 

deren Aussehen dies nicht nahelegt. Bei der Zuordnung der abgebildeten Personen 

wird hinsichtlich des Migrationshintergrundes nicht zwischen verschiedenen Ethnien 

unterschieden. Das Geschlecht der Personen bleibt in dieser Zählung unberücksich-

tigt.  
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5.6.3.1 Auszählung der Titelbilder 

Von den 30 erhobenen Heften haben 12 Hefte Titelbilder, auf denen reale Personen 

abgebildet sind und die das Aussehen der Person(en) grob erkennen lassen12. Von 

diesen 12 Titeln bilden zwei Cover Menschenmengen ab, die entweder ausschließlich 

hellhäutig, mitteleuropäisch wirken (Streife 2017c) oder anhand der Zählung der er-

kennbaren Gesichter einen Anteil von ca. 2-3% von Personen mit möglichem Migra-

tionshintergrund aufweisen (Streife 2017e). Auf den zehn übrigen Heftcovern sind 

insgesamt 21 Personen abgebildet, von denen bei vier Personen (alle männlich) das 

Aussehen auf einen Migrationshintergrund schließen lässt oder lassen könnte. Bezo-

gen auf alle erhobenen Cover bildet somit ein Sechstel der Hefte mindestens eine 

Person bzw. Personen ab, die augenscheinlich13 einen Migrationshintergrund hat o-

der haben könnte. Auf die reine Anzahl von Personen bezogen ergibt sich hingegen 

ein Anteil von 19% (ohne die zwei Titelcover der Menschenmengen) bzw. von ca. 2%, 

wenn alle auf den 12 Titeln erkenn- und zählbaren Personen berücksichtigt werden.  

 

5.6.3.2 Auszählung aller Bilder in den Heften  

Insgesamt wurden in den 30 Heften 6445 Personen14 auf den Abbildungen als hin-

sichtlich ihrer Gesichtsmerkmale erkennbar betrachtet und ausgezählt. Auffällig ist 

dabei, dass in den jüngeren Ausgaben deutlich mehr Aufnahmen enthalten sind, auf 

denen die Personen von hinten, verpixelt oder mit Helm bzw. Sturmhaube abgebildet 

sind.15  

Von den 6445 gezählten Personen auf den Aufnahmen wurden 145 Personen so zu-

geordnet, dass ihr Aussehen auf einen Migrationshintergrund schließen lässt oder 

                                                           
12 Gezählt werden ausschließlich Personen, deren Gesichter von vorne oder von einer seitli-
chen Perspektive erkennbar sind. Aufnahmen schräg von Hinten werden gezählt, sofern Ge-
sichtsmerkmale der Person abgebildet sind. Personen, deren Köpfe frontal von hinten zu se-
hen sind, die eine Gesichtsverdeckung tragen (medizinische Masken sind hiervon ausge-
nommen) oder zu klein abgebildet sind, um eine zuverlässige Aussage treffen zu können, 
sind von den Zählungen ausgenommen. Weiterhin werden keine Aufnahmen berücksichtigt, 
auf denen die Köpfe der Personen verpixelt dargestellt werden oder die lediglich einzelne 
Körperteile erkennen lassen.  
13 Für die Zuordnung von Personen benutzt die Autorin die üblichen (in dem Sinne, dass hier 
vom Aussehen einer Person auf die Herkunft geschlossen wird, ‚alltagsrassistischen‘) Sche-
matisierungen. Der Zweck dieser Auszählung liegt darin, das Maß zu bestimmen, in dem 
sich die Polizei im Magazin im Hinblick auf die Optik der abgebildeten Beamt*innen als di-
verse (hier beschränkt auf das Vorliegen eines Migrationshintergrundes) präsentiert.  
14 In dieser Zahl sind Mehrfachzählungen enthalten, das heißt jedes Bild einer Person wurde 
gezählt, sofern die oben genannten Regeln zutreffen.  
15 Innerhalb der Gruppe der regulären Hefte ergeben sich die folgenden Durchschnittswerte: 

In den Heften des Jahres 2016 sind im Mittel 350 erkennbare Personen abgebildet. In denen 
des Jahres 2017 sind es 314, im Jahr 2018 288, im Jahr 2019 193, im Jahr 2020 104 und im 
Jahr 2021 sind im Durchschnitt 70 Personen abgebildet, deren Gesichter in Grundzügen er-
kennbar sind. Innerhalb der Sonderausgaben gibt es einen Durchschnitt von 63 Personen. 
Die Ausgabe des Jahres 2008 bildet mit 82 Personen das Maximum und die zur Loveparade 
2010 mit 46 Personen das Minimum ab. 
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schließen lassen könnte. Damit enthalten die Hefte des Journals fotographische Auf-

nahmen, die zu ca. 98% Personen zeigen, die aufgrund ihrer hellen Haut und den 

Gesichtszügen auf den ersten Blick so wahrgenommen werden, dass eine deutsche 

Herkunft angenommen wird. Lediglich ca. 2% der abgebildeten, erkennbaren Perso-

nen haben ein Aussehen, das vom ersten Eindruck auf eine andere Herkunft bzw. 

einen Migrationshintergrund schließen lässt. In Durchschnittswerten ausgedrückt be-

deutet dies, dass von den im Mittel 214 Personen pro Heft nicht ganz 5 Personen 

vom Aussehen her einen möglichen Migrationshintergrund aufweisen.  

Mit 99 Zählungen (ca. 68%) ist der Großteil derjenigen Personen, für die ein Migrati-

onshintergrund angenommen wird, auf den Aufnahmen eindeutig als Angehörige(r) 

der Polizei zu erkennen. 34 Personen der 145 Personen (ca. 23%) erscheinen als 

Passanten, Gäste oder Mitwirkende bei Veranstaltungen, Angehörige von Polizeibe-

amt*innen oder in einer unklaren Rolle. Mit 12 Zählungen ist knapp ein Zehntel dieser 

Personengruppe in der Rolle des polizeilichen Gegenübers abgebildet. Aufgrund des 

Umstandes, dass viele Aufnahmen von Personen, die auf den Bildern von polizeili-

chen Maßnahmen betroffen sind, verpixelt oder von hinten aufgenommen wurden o-

der die jeweilige Person vermummt ist, kann keine quantitative Aussage zur Gruppe 

des polizeilichen Gegenübers auf den Aufnahmen allgemein gemacht werden. Der 

angegebene Anteil in der Gruppe der Personen mit Migrationshintergrund ist daher 

nicht aussagekräftig, wirkt im Verhältnis zum Gesamtanteil von ca. 2% jedoch über-

durchschnittlich groß.  

 

5.7. „Man schämt sich auch wenn man die gar nicht kennt“: Behördlicher Ras-

sismus und polizeiliche Reaktionen im Magazin Streife  

Mit dem Aufkommen einer politischen und allgemeinen gesellschaftlichen Debatte um 

das potentielle Vorherrschen rassistischer Einstellungen bei einzelnen Polizeibe-

amt*innen und rassistischer Strukturen innerhalb von (einzelnen) Polizeibehörden er-

fährt das Thema Rassismus in der Polizei mit konkretem Bezug auf die Chatgruppe 

der Polizeiwache Mühlheim a. d. Ruhr auch in den Ausgaben des Journals Streife 

Beachtung. Die Analyse der im Magazin wiedergegebenen inhaltlichen Auseinander-

setzung mit dem Thema stellt einen weiteren, gesonderten Baustein der Analyse der 

kulturellen Selbstvergewisserung der Polizei dar.  

Insgesamt ist die Thematisierung der Vorkommnisse geprägt von einer Betonung der 

bekanntgewordenen Chatgruppe in Mühlheim a. d. Ruhr als Einzelfall. Das mögliche 

Vorliegen von Rassismus innerhalb der Behörde wird zentral an dieser Chatgruppe 

von Beamt*innen des Polizeireviers Essen thematisiert und unter dem Schlagwort 
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„Mühlheim-Chats“ (Streife 2021a: 4) auf diesen Fall reduziert. Neben einer Reduzie-

rung in Bezug auf die Menge an Vorkommnissen auf diesen sogenannten Einzelfall 

geht damit auch eine Reduzierung des Problems auf eine Chatgruppe einher. So ent-

steht der Eindruck, das Problem könne auf die sprachliche Ebene dieses klar be-

stimmbaren Personenkreises begrenzt und an diesem Fall qua Einzelfall allumfas-

send diskutiert werden. Darüber hinaus erfolgt keine Differenzierung der Begriffe Ras-

sismus und Rechtsextremismus bzw. werden die Begriffe mitunter synonym verwen-

det.  

 

5.7.1 Distanzierung von Rassismus und Rechtsextremismus 

Alle Thematisierungen der bekanntgewordenen Fälle von rassistischen und/oder 

rechtsextremistischen Äußerungen unter den Beamt*innen der Mühlheimer Polizei-

wache sind von einem Ausdruck starker Distanzierung geprägt – sowohl von den ent-

sprechenden Inhalten, als auch von den Beamt*innen als Person. In diesem Zusam-

menhang erhält der Charakter der Polizei als einer Einheit ambivalente Züge. Zum 

einen führt die Verbundenheit über den Beruf zum Ausspruch einer kollektiven 

Scham: „Man schämt sich auch wenn man die gar nicht kennt“ (Streife 2021a: 6). Die 

bekanntgewordenen Äußerungen scheinen nicht allein als Handlungen der konkreten 

Beamt*innen betrachtet zu werden – oder werden zu können –, sondern als Handlung 

aus der Institution Polizei heraus, womit jede(r) Beamt*in involviert ist und sich mit 

den negativen Reaktionen aus dem Umfeld konfrontiert sieht.  

Zum anderen erfolgt mit der Distanzierung von den Handlungen der Mühlheimer Be-

amt*innen auch ein Ausschluss dieser konkreten Personen aus dem Kollektiv der Po-

lizei: „Wie können diese Leute es überhaupt wagen, diese Uniform anzuziehen?“ 

(Streife 2020d: 43). Aus den Kolleg*innen werden Leute; die Uniform erscheint als 

das Symbol einer Gemeinschaft, mit deren Werten gebrochen und damit auch das 

Recht verwirkt wurde, sich als Mitglied dieser Einheit zu kleiden.  

Die ausgedrückten Distanzierungen sind zu einem großen Teil verbunden mit Fragen 

nach dem Wie und Warum; nach den Hintergründen und Umständen, die bei den 

jeweiligen Beamt*innen zu den besagten Handlungen geführt haben und nach den 

Gründen, weshalb diese so lange unentdeckt blieben. Auch im Rahmen dieser Äuße-

rungen zeigt sich das Bild der Polizei als einer Einheit, die insbesondere auf den ge-

meinsam geteilten und von ihr geschützten Werten beruht: „Wie kommt es, dass je-

mand, der geschworen hat, diesen Staat und seine Werte zu verteidigen, solche 

furchtbaren Beiträge erstellt und verbreitet?“ (ebd.). Als leitendes Motiv dieser Fragen 

scheint dabei die Sorge vor einer Rufschädigung als Folge des Bekanntwerdens der 

Vorkommnisse in Mühlheim a. d. Ruhr: „Wie konnte es dazu kommen? Warum hat 



66 
 

jahrelang keiner etwas gesagt? Die Sorge ist groß, dass die Polizei ihren guten Ruf 

verliert“ (Streife 2021a: 4).  

Daneben enthalten die Distanzierungen z.T. auch die Mahnung, gemeinsam dafür 

Sorge zu tragen, rechtsextremistischem Gedankengut keinen Raum innerhalb der 

Landespolizei zu geben (vgl. Streife 2021: 1). Gemeinsam müsse aufgepasst werden, 

dass „ein solches Gedankengut schon in Ansatz keine Chance hat“ (ebd.). Auch hier 

zeigt sich die Polizei als Gemeinschaft, konkret als eine, aus der heraus auch die 

Forderung zu gemeinschaftlichem Handeln erhoben wird.  

 

5.7.2 Bekämpfung von Rassismus und Rechtsextremismus in der Polizeibe-

hörde 

Hinsichtlich des Umgangs der Landespolizei mit den Vorkommnissen werden in dem 

Magazin drei verschiedene, jedoch ineinandergreifende Strategien geschildert. Ers-

tens bemühe sich die Polizei um eine Aufklärung der Vorwürfe: „Wir prüfen jeden 

Hinweis, der uns gemeldet wird, und gehen allem nach. Dabei wird der Einzelfall nun 

lückenlos aufgeklärt“ (ebd.). Im Zuge dieser Zusicherung wird das Bild transportiert, 

dass es sich um einen Einzelfall handele, womit das Problem Rassismus bzw. 

Rechtsextremismus innerhalb der Behörde als klar begrenzt und handhabbar be-

schrieben wird. Auch die Formulierung, dass allen gemeldeten Hinweisen nachge-

gangen wird, zeugt von einer Sichtweise, dass die Aufklärungsarbeit der Polizei auf 

die bereits bekannten Fälle beschränkt bleiben könne und nicht ausgeweitet werden 

müsse. Der „Einzelfall“ wird somit nicht nur auf der Ebene des Bekanntwerdens, son-

dern auch auf der Ebene des Geschehens als solches betrachtet und von der Polizei 

abgegrenzt. „Die ganz große Mehrheit der Polizeibeamten im Land ist erschrocken 

über die Umtriebe in ihren Reihen und will mithelfen bei der Aufklärung und Vorbeu-

gung“ (Streife 2021a: 16f.). Neben einer Bekräftigung, dass es sich um einen Einzel-

fall handele, wird mit der Formulierung „Umtriebe“ eine Darstellung der Vorkomm-

nisse als geheime Aktivitäten erzielt, die einen aufwieglerischen und damit gegen die 

Institution Polizei gerichteten Charakter inne hätten. Innerhalb dieser weiteren inhalt-

lichen Distanzierung wird ein Bild der Geschehnisse gezeichnet, in der die Polizei 

auch als Geschädigte erscheint.  

Die zweite Strategie umfasst die Bestrebungen der Polizei, die Themen Rechtsextre-

mismus und Diskriminierung sowie die Förderung einer interkulturellen Kompetenz 

unter den Beamt*innen in den Aus- und Fortbildungsinhalten zu etablieren (vgl. 

Streife 2021a: 9, 14). Auf diese Weise setze „die Polizei NRW alles daran, eine der 

Verfassung entsprechende Einstellung bei Polizistinnen und Polizisten sicherzustel-
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len“ (Streife 2021a: 20). Darüber hinaus bildeten die Themen auch einen Schwer-

punkt „in zahlreichen Veranstaltungen, Forschungsprojekten und Publikationen von 

Experten“ der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen 

(ebd.). Damit wird der Polizei NRW als solcher quasi ein Expertenstatus zugespro-

chen, aus dem heraus auch die innerpolizeiliche Beurteilung hinsichtlich Art und Um-

fang des Problems rassistischer Einstellungen innerhalb der Behörde als Experten-

meinung erscheint.  

Die dritte Strategie umfasst die Entfernung von Leuten „mit extremer Gesinnung aus 

dem Dienst“ (Streife 2021a: 33), wobei die Formulierung, dass dafür „alles“ getan 

werde (ebd.) nicht gesagt ist, dass diese Entfernung auch in allen Fällen gelingt, son-

dern lediglich dass sie – wenn auch mit großem Bemühen – angestrebt werde.  

Das Vorgehen der Polizei nach dem Bekanntwerden der Vorwürfe gegen die Mühl-

heimer Polizeibeamt*innen wird insgesamt wiederum als deutliches Zeichen dafür be-

trachtet, dass Extremismus, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung in 

der Polizei NRW keinen Platz habe (vgl. Streife 2021a: 20).  

 

5.7.3 Die wechselseitige Pauschalität des Rassismusvorwurfs  

Innerhalb der Thematisierungen des Bekanntwerdens von Fällen einer rechtsextre-

mistischen Gesinnung unter den Beamt*innen wird der Vorwurf des Vorherrschens 

von Rassismus innerhalb der Polizei als pauschal bezeichnet und darüber hinaus als 

irrational und mit einer anti-staatlichen Einstellung verbunden dargestellt (vgl. Streife 

2021a: 8f.). Die innerpolizeiliche Betonung der Vorkommnisse als Einzelfall unter dem 

Schlagwort der „Mühlheim-Chats“ (Streife 2021a: 4) samt einer Kritik an pauschalen 

Vorwürfen geht somit einher mit einer Pauschalisierung des von außen an die Orga-

nisation herangetragenen Vorwurfs von Rassismus ihrerseits als undifferenziert und 

mitunter potentiell staatsfeindlich.  

 

5.7.4 Selbstkritische und reflektierende Tendenzen des Diskurses 

Die Ausführungen in den verschiedenen Ausgaben zum Thema Rassismus und 

Rechtsextremismus innerhalb der Polizei haben auch reflektierende Anteile, in denen 

die Umgangsweisen der Landespolizei mitunter kritisch in den Blick genommen wer-

den. Insgesamt sieht sich die Landespolizei als wachsam und sensibel in diesem Be-

reich an, was mit der Einsetzung von Extremismusbeauftragten in allen Kreispolizei-

behörden bekräftigt wird. Dass „bei dieser großen Sensibilität für staatsfeindliches 

Gedankengut innerhalb der Polizei eine solch starke Gruppe lange Zeit nicht aufge-

fallen ist“ (Streife 2021a: 12), sei deshalb sehr erschreckend.  
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In kritischer Hinsicht wird in diesem Kontext angeführt, dass es wichtig sei, „zu er-

gründen, wie eine solche Gesinnung im Polizeidienst überhaupt erst entstehen kann. 

„Lediglich die ‚schwarzen Schafe‘ auszusortieren, wird nicht genügen“ (Streife 2021a: 

10). Zudem wird überlegt, dass im Auswahlprozess und während der Ausbildung 

„vielleicht noch tiefer als bisher“ (Streife 2021a: 14) gebohrt werden müsse, um den 

unentdeckten Zugang von „Menschen mit feindlicher Gesinnung“ (ebd.) zu verhin-

dern.  

Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich auf den Umstand, dass die Beamt*innen im An-

schluss an ihre Ausbildung „im beruflichen Alltag zu stark sich selbst überlassen“ wer-

den (Streife 2021a: 29). Defizite werden dabei explizit nicht in der Ausbildung gese-

hen, sondern in der Betreuung im Berufsalltag, der damit als herausfordernd und 

möglicher Faktor bei der Entwicklung und/oder Verstärkung extrem(istisch)er Einstel-

lungen erscheint.  

Als unterstützend bei der Bekämpfung von Diskriminierung wird das Wissen der Be-

amt*innen angeführt, „dass diskriminierendes Verhalten unter keinen Umständen to-

leriert werde“ (Streife 2021a: 33). Wichtig sei dabei jedoch, dass auch allen Hinweisen 

nachgegangen werde (vgl. ebd.).  

 

6. Fazit und Ausblick 

6.1 Beantwortung der Forschungsfragen 

6.1.1 Erste Forschungsfrage 

Im Zuge der ersten Forschungsfrage wurde der Frage nachgegangen, wie sich die 

Landespolizei NRW in dem Journal Streife als gesellschaftlicher Akteur darstellt, wel-

che Aufgaben als ‚polizeiliche‘ beschrieben werden und welcher Sinn damit in poli-

zeiliches Handeln gelegt wird.  

(a) Innerhalb des Magazins präsentiert sich die Polizei als Akteur innerhalb einer Ge-

sellschaft, die in erheblichem Maß von Wandel geprägt sei, in Bezug auf Verände-

rungen der Kriminalitätsphänomene, in Bezug auf Wandel hinsichtlich der Kommuni-

kation mit einer Verlagerung in den Bereich der sozialen Medien und in Bezug auf 

eine Veränderung, die im Bereich des sozialen Umgangs der Menschen spürbar und 

von einer zunehmenden Verrohung und Respektlosigkeit geprägt sei. Alle drei As-

pekte haben Folgen für die polizeiliche Tätigkeit, die damit zunehmend komplexer 

wird. Zudem sei in der Gesellschaft wenig Bereitschaft vorherrschend, Verantwortung 

für das gesellschaftliche Zusammenleben und andere Mitmenschen zu übernehmen, 

welche jedoch für das Funktionieren einer Gesellschaft notwendig sei. Unter diesem 

Gesichtspunkt erscheinen die Mitglieder der Institution Polizei, die eine solche Ver-

antwortung im Unterschied zur Allgemeinheit tragen (möchten), als substantiell für die 
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Herstellung von Sicherheit und für das allgemeine Funktionieren unserer Gesell-

schaft.  

Ebenfalls wird seitens der Polizei eine steigenden Bereitschaft der Bevölkerung für 

exzessive Gewalthandlungen wahrgenommen und diese in den Kontext zunehmen-

der Gewalthandlungen gegenüber Polizeibeamt*innen gesetzt. Diese Gewaltbereit-

schaft innerhalb der Gesellschaft habe zur Folge, dass der Polizeiberuf zunehmend 

gefährlicher würde.  

(b) Die Polizei beschreibt sich als eine Institution, die von Einigkeit und Zusammenhalt 

unter den Mitarbeitern geprägt ist und deren berufliche Motivation in erster Linie in 

dem Willen besteht, Verantwortung für die Gesellschaft zu übernehmen und andere 

zu beschützen. Diese Bereitschaft zu Verantwortungsübernahme unterscheide Poli-

zist*innen von dem überwiegenden Teil der Bevölkerung, die größtenteils individua-

listisch orientiert sei, und gehe so weit, dass täglich die eigene Gesundheit und das 

eigene Leben riskiert werde, um die Bevölkerung vor Schaden zu behüten. Neben 

diesem Risiko für das eigene Leben berge der Beruf zudem ein hohes Maß an Be-

lastungen, von denen insbesondere die von der Gesellschaft ausgehenden Anfein-

dungen im Magazin Streife betont werden.  

In diesem Kontext ergibt sich ein komplexes Selbstverständnis der Polizei. Erstens 

rücken die Beamt*innen damit in die Rolle eines Helfers, der nicht den angemessenen 

Dank von denjenigen erhält, für deren Schutz und Sicherheit sie täglich eintreten. 

Diese als Normalität beschriebenen Anfeindungen mindern jedoch nicht die Motiva-

tion oder die Bereitschaft der Beamt*innen, gegen die wahrgenommenen Bedrohun-

gen für die Gesellschaft einzutreten. Damit wird das berufliche Engagement der Poli-

zei erhöht, indem auf einen höheren Zweck der Polizeitätigkeit verwiesen wird: Die 

Risiken des Berufs werden nicht eingegangen, um eine direkte Honorierung in Form 

von Dankbarkeit von der Gesellschaft zu erhalten, sondern um die Stabilität der Ge-

sellschaft und ihrer demokratischen Verfassung aufrechtzuerhalten.  

Zweitens erhält das Wissen der Polizei um die Bedrohungen, denen die Gesellschaft 

ausgesetzt ist, einen Status der Exklusivität: Anders als die Bevölkerung wissen die 

Polizeibeamt*innen um die Gefahren, vor denen die Bevölkerung – auch in ihrer po-

litischen Verfasstheit – zu schützen ist. Im Zusammenspiel mit der polizeilichen Deu-

tungshoheit ist die polizeiliche Wahrnehmung der Bedrohungslage die korrekte Wahr-

nehmung, auch wenn diese von der gesellschaftlichen Wahrnehmung abweicht und 

auf Unverständnis oder sogar Anfeindungen seitens der Bevölkerung stößt.  

Beide Aspekte erscheinen in dem Sinne miteinander verknüpft, dass der exklusive 

Status des polizeilichen Wissens um die Bedrohung auf Seiten der Polizeibeamt*in-

nen das Argument für die Resilienz gegenüber den gesellschaftlichen Anfeindungen 
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liefert. Wenngleich durchaus Unmut über Respektlosigkeit und Undankbarkeit im 

Journal Streife ausgedrückt wird, scheinen diese über den Wissensvorsprung der Po-

lizei kompensiert werden zu können, so dass das Selbstverständnis als Helfer für die 

Bevölkerung nicht angetastet wird bzw. Schaden nimmt.  

(c) Eine weitere zentrale Belastung stelle die Situation der Beamt*innen dar, im Be-

rufsalltag Dinge aushalten zu müssen, die kaum aushaltbar wären. Damit wird die 

Polizei als eine Institution beschrieben, deren Mitglieder in stärkerem Maß als andere 

Berufsgruppen mit gesellschaftlichen ‚Abgründen‘ konfrontiert seien. Verbunden mit 

dem eingegangenen beruflichen Risiko führt dies zum einen zu einer Selbstsicht auf 

die Institution als einer, die von Außenstehenden nicht verstanden werden könne und 

liefert zum anderen die Erklärung für mögliche – in diesem Zusammenhang als nor-

mal bezeichnete – Einstellungsänderungen bei Polizeibeamt*innen im Sinne einer 

Tendenz zu einer vorurteilsbehafteten Weltsicht. Zusammengenommen erscheinen 

damit auch (entwickelte) Vorurteile oder stereotypgebundene Einstellungsmuster von 

Beamt*innen als etwas, über das von außen kein wertendes Urteil gefällt werden 

könne, da ein Nachvollzug der polizeilichen Belastung, durch die es zu den entwickel-

ten Vorurteilen gekommen ist, nicht möglich sei.  

In der Darstellung der Institution Polizei innerhalb des Journals finden sich weiterhin 

starke Tendenzen, die Polizei als Opfer von Gewalt zu beschreiben. Die Polizei er-

scheint als eine Institution, die in erster Linie von außen mit Gewalt konfrontiert wird 

und eigene Gewalthandlungen (lediglich) reaktiv ausübt. Die Thematisierung von Ge-

walt gegenüber Polizeibeamt*innen erfolgt in den untersuchten Ausgaben des Maga-

zins weitgehend undifferenziert, sodass keine Unterscheidungen zwischen verschie-

denen Formen, Ausmaßen und Situationen der jeweiligen Handlungen, mit denen die 

Polizei konfrontiert wird, gemacht werden. Die Darstellung, dass die Polizei in sehr 

hohem und seit Jahren ansteigendem Maß von Gewalthandlungen aus der Gesell-

schaft heraus betroffen sei, erhält somit einen pauschalen Charakter und macht einen 

Nachvollzug durch Außenstehende nur schwer möglich.  

Darüber hinaus wird Gewalt, die sich gegen Polizeibeamt*innen wendet, als gezielte, 

gegen die Uniform gerichtete Handlung präsentiert. Mit der Darstellung, dass die Po-

lizist*innen aufgrund ihrer Uniform zur Zielscheibe werden, erhalten jegliche Gewalt-

handlungen gegen sie als Trägerin des staatlichen Gewaltmonopols potentiell anti-

staatliche Tendenzen. Damit birgt das Narrativ einer Polizei als Zielscheibe von Ge-

walt die Gefahr in sich, einen reflexiven Umgang mit der Thematik zu erschweren 

oder ganz zu verstellen und die innerpolizeiliche Sicht auf die Institution als Opfer zu 

bekräftigen. Darüber hinaus enthält dieses Narrativ das Potential, zu einem härteren 

Umgang seitens der Polizei mit den so gesehenen Gewalttätern beizutragen, da als 
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Ursache der Gewalt eine vermeintlich anti-staatliche Einstellung des Gegenübers ge-

sehen wird. Eine reflexive Betrachtung solcher Vorkommnisse, in denen auch die 

Handlungen seitens der Polizei im Hinblick auf ihre (de)eskalierende Wirkung und 

Professionalität mitgedacht werden, erscheint aus dieser Perspektive heraus unnötig, 

wenn nicht sogar illegitim.  

Mit einer Ablehnung des Verständnisses von Polizeibeamt*innen als Uniformträger*in 

ist die im Journal Streife beobachtbare Tendenz verbunden, die Menschlichkeit und 

Verletzbarkeit der Beschäftigten der Polizei zu betonen. Auch in dieser Darstellung 

erscheinen Polizist*innen als grundsätzlich gewaltablehnend sowie von ihnen ge-

zeigte Gewalthandlungen als letztes Mittel, das erst bei vorausgegangener Aggressi-

vität der Gegenseite gewählt wird.  

(d) Die Funktion und Aufgabe der Polizei werden in erster Linie in der Herstellung und 

Garantie von Sicherheit gesehen, wobei die polizeiliche Gewährleistung von Sicher-

heit als maßgeblicher Faktor für das Maß der Freiheit in der Bevölkerung angesehen 

wird. Sowohl Sicherheit als auch Freiheit werden wiederum als Voraussetzung für 

gesellschaftlichen Zusammenhalt dargestellt, womit sich die Polizei als Institution 

eine fundamentale Rolle für die Entstehung und Aufrechterhaltung von Bindung und 

Stabilität innerhalb der Gesellschaft zuspricht.  

Die Funktion der Polizei, die Stabilität der Gesellschaft aufrechtzuerhalten wird als so 

weitgehend wahrgenommen, dass sie als ein maßgeblicher Faktor beschrieben wird, 

die demokratische Ordnung der BRD zu garantieren und den demokratischen Rechts-

staat zur Geltung zu bringen. Auch im Kontext der Aufgaben der Polizei wird auf die 

‚größere Aufgabe‘ verwiesen, die demokratische Ordnung in Deutschland zu sichern 

und aufrechtzuerhalten. Mit dieser Aufgabe wird auch die Bekämpfung islamistischer 

Ideologien verbunden, um eine Polarisierung der deutschen Gesellschaft zu verhin-

dern.  

In Bezug auf die polizeilichen Aufgaben wird grundsätzlich in erster Linie auf die Kern-

aufgaben der Polizei in den Bereichen Einsatzbewältigung, Kriminalitätsbekämpfung 

und Verkehrssicherheit verwiesen. Von besonderer Relevanz und Aktualität für die 

Polizei ist im Bereich der Einsatzbewältigung die Verlagerung der Kommunikation – 

als einem strategischen Instrument innerhalb der Einsatzbewältigung – in die sozialen 

Medien. In diesem Zusammenhang stellt sich die Polizei als digitaler Akteur dar, der 

mit sachlichen Informationen gegen z.T. bewusste Falschmeldungen aus der Bevöl-

kerung agieren muss.  

Innerhalb der Aufgabenwahrnehmung der Kriminalitätsbekämpfung betont die Polizei 

im Magazin Streife das Verfolgen einer Null-Toleranz-Strategie im Bereich der Clan-
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kriminalität und präsentiert sich als Institution, die hart gegen ‚die andere Seite‘ vor-

geht. Mit diesem Wording deuten sich Tendenzen einer Verdinglichung der Clankri-

minalität und der involvierten Familien an. Eine besondere Stellung nehmen jedoch 

Kinder und Jugendliche innerhalb der Familien ein, die mittels präventiver Maßnah-

men aus der Kriminalität – und damit aus den Familien? – herausgeholt werden sol-

len.  

Im Kontext der Bekämpfung von terroristischen Straftaten stellt die Polizei das ‚Di-

lemma‘ in den Vordergrund, dass im Fall von Terroranschlägen der Schutz von Men-

schenleben die Tötung der Angreifer erfordern kann. Dieser Umstand wird als eine 

neue Herausforderung beschrieben, der sich die Polizei mittels intensiver Gespräche 

über diesen Umstand unter ethischen Gesichtspunkten stellen würde. Damit kommt 

es zu einer Ergänzung des ‚immer gefährlicher werdenden Berufs Polizist*in‘ um ei-

nen weiteren Gewaltaspekt: die ständig präsente Möglichkeit, als first responder über 

den Tod eines terroristischen Angreifers entscheiden und ihn ggf. herbeiführen zu 

müssen.  

Die Polizei versteht sich als helfende Organisation und sieht ihre Aufgaben auch im 

Schutz und in der Unterstützung von Personen, die Opfer von (Gewalt-)Kriminalität 

oder Unfällen geworden sind. Einen ergänzenden Aspekt der polizeilichen Aufgabe 

des Helfens bildet die Betreuung der eigenen Mitarbeiter im Anschluss an herausfor-

dernde Erlebnisse während des Dienstes, wie auch die Beratung in belastenden be-

ruflichen und privaten Situationen.  

Als eine weitere Aufgabe wird die Entwicklung und Durchführung von Fortbildungen 

angesehen. Insbesondere im Kontext der so wahrgenommenen ständigen Bedro-

hungslage im Bereich des Terrorismus ergebe sich der Bedarf an angepassten Fort-

bildungskonzepten, in denen die Polizeibeamt*innen für terroristische Einsatzlagen 

geschult bzw. auf das Verhalten von Terroristen vorbereitet werden.  

Ebenfalls als Aufgabe erscheint im Magazin Streife die Wahrung des Andenkens von 

im Dienst getöteten oder verletzten Polizeibeamt*innen. In diesem Zusammenhang 

wird einerseits die Gefährlichkeit des Berufs und das Risiko, im Dienst getötet zu wer-

den, betont und andererseits das Bild einer Polizei als solidarischer Einheit gefestigt.  

Eine wichtige Aufgabe der Polizei wird in der Stärkung der interkulturellen Kompetenz 

innerhalb der Behörde gesehen, da so die Gefahr gesenkt werde, dass Mitarbeiter 

rassistische Einstellungen oder Hass auf bestimmte Bevölkerungsgruppen entwi-

ckeln könnten. In dazu entwickelten Seminaren werde erstens Hintergrundwissen 

über fremde Kulturen und Religionen vermittelt und zweitens zu einer Reflexion eige-

ner Normalitätsvorstellungen und Selbstverständlichkeiten angeregt.  
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6.1.2 Zweite Forschungsfrage  

Mit der zweiten Forschungsfrage wurden verstärkt die Aspekte national-ethnische 

Herkunft und Migration im Zusammenhang mit der kulturellen Selbstvergewisserung 

der Polizei in den Blick genommen. Diese Forschungsfrage lautete wie folgt: Welches 

Bild von Polizist*innen und dem polizeilichen Gegenüber, insbesondere in ethnisch-

kultureller Hinsicht, wird in den textlichen Beiträgen und in den (foto-)graphischen 

Darstellungen des Magazins gezeichnet und welche Bedeutung wird Migrationspro-

zessen in diesem Kontext zugeschrieben – erstens auf der Ebene der Gesellschaft 

im Allgemeinen und zweitens im konkreten Bezug zur polizeilichen Tätigkeit?  

(a) Die fotografische Darstellung der Beamt*innen der Landespolizei NRW im Journal 

Streife zeichnet das Bild eines Mitarbeiterkreises mit einem geringen Anteil von Per-

sonen mit Migrationshintergrund. Jedoch ist in den jüngeren Ausgaben eine neue 

Tendenz beobachtbar, da in den Titel-Stories häufiger als zuvor (männliche) Beamte 

mit einem Migrationshintergrund thematisiert werden, wobei dieser Migrationshinter-

grund zum einen augenscheinlich zu erahnen ist und zum anderen in den Artikeln 

explizit erwähnt wird. Es lässt sich vermuten, dass die Landespolizei mit dem Auf-

kommen der Rassismus-Debatte innerhalb der Polizei das Interesse verfolgt, die so 

beschriebene kulturelle Vielfalt unter den Beamten – auch innerhalb des Magazins – 

sichtbar zu machen. Dessen ungeachtet erscheint die Landespolizei NRW in den 

Ausgaben von Streife überwiegend hellhäutig und auch der innerhalb des Magazins 

angegebene Anteil von über einem Zehntel an Beamt*innen mit Migrationshinter-

grund bildet sich – vom reinen Augenschein her – so nicht in den Ausgaben ab.  

Hinsichtlich der Formulierungen innerhalb der Artikel ist in Bezug auf die Fragestel-

lung erwähnenswert, dass das Vorliegen eines Migrationshintergrundes bei den je-

weiligen Beamt*innen explizit angeführt wird, indem auf die ausländischen Wurzeln 

verwiesen wird. Über die dahinterliegenden Gründe kann nur spekuliert werden – was 

an dieser Stelle nicht erfolgen soll –, jedoch erscheint ein Migrationshintergrund im 

Magazin ungeachtet der möglichen Motive der Redaktion als erwähnenswertes und 

in der Folge aus Lesersicht als herausstechendes Merkmal der Beamt*innen.  

Auch bei der Beschreibung des polizeilichen Gegenübers lassen sich Erwähnungen 

einer nicht-deutschen nationalen Herkunft finden, und zwar zu einem deutlich größe-

ren Anteil als es bei den Polizeibeamt*innen gegeben ist. Wenngleich die Erwähnung 

einer ausländischen Herkunft bei einer großen Anzahl der Nennungen mit bestimm-

ten Kriminalitätsformen einhergeht, bei denen eine ausländische Herkunft nahelie-

gend ist – wie im Fall von Clankriminalität und islamistischem Terrorismus – steht in 

der Summe eine überwiegend ‚deutsche‘ Polizei einer Täterschaft gegenüber, die 

eine andere Herkunft bzw. einen Migrationshintergrund aufweist.  
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(b) Innerhalb der Artikel präsentiert sich die Polizei als eine Institution, die gezielt her-

kunftsbezogene Vielfalt unter ihren Mitarbeiter*innen anstrebe und diese mit der Ein-

stellung von Beamt*innen mit Migrationshintergrund auch umgesetzt habe. Das zu-

grundeliegende Interesse der Polizei besteht in einer Kompetenzerweiterung im Kreis 

der Beamt*innen, um mit Angehörigen fremdkultureller Gruppen zu kommunizieren. 

Die angenommene kulturelle Andersheit von Beamt*innen mit Migrationshintergrund 

wird als Kenntnisgewinn für die Institution beschrieben, wobei die Art der Verwendung 

des Begriffs Migrationshintergrund, wie auch die Attestierung einer kulturellen An-

dersheit der entsprechenden Beamt*innen in verallgemeinernder Weise erfolgt. Dies 

zeugt von einer pauschalen Sicht auf kulturelle Zugehörigkeit, deren Unterschei-

dungskriterien mindestens als für die Komplexität der Thematik unzulänglich angese-

hen werden müssen und die Tendenzen einer Homogenisierung von kulturellen Grup-

pen enthält. Zudem wird das Vorliegen eines Migrationshintergrundes mit einer ge-

ringwertigen Herkunft zusammengedacht, aus der sich die jeweiligen Beamt*innen 

quasi hochgearbeitet haben.  

(c) Für die Forschungsfrage relevant erscheinen auch die Schilderungen der gesell-

schaftlichen Bedrohungen, die in dem Journal als die gravierendsten erscheinen: Ter-

rorismus und Clankriminalität. Beide sind verbunden mit einer Betrachtung des jewei-

ligen Gegenübers als fundamental anders in Bezug auf die vertretenen Werte. Damit 

gehen die beiden als größte Bedrohung wahrgenommenen Phänomene einher mit 

einer Kopplung von Gefahr und kultureller Andersheit sowie einer sprachlichen Mar-

kierung dieser ‚anderen Seite‘ als nicht der Gesellschaft zugehörig. An dieser Stelle 

soll nicht das Maß der Bedrohung durch Terrorismus und Clankriminalität in Abrede 

gestellt werden, sondern lediglich auf den Zusammenhang hingewiesen werden. Für 

die innerpolizeiliche Sicht ergibt sich damit das Potential für ein Klima, in dem Zuwan-

derung bzw. als kulturell anders wahrgenommene Menschen in erster Linie als mög-

liche Gefahr oder Bedrohungslage betrachtet werden.  

Für die Selbstvergewisserung der Landespolizei nimmt auch die Diskussion um mög-

lichen (latenten) Rassismus innerhalb der Behörde eine zentrale Stellung ein. Wenn-

gleich dieser Aspekt nicht explizit Inhalt der Forschungsfragen war, ist unter dem Ge-

sichtspunkt der kulturellen Selbstvergewisserung allgemein kurz darauf einzugehen.  

(d) Die Thematisierung von möglichen rassistischen Einstellungen oder Strukturen 

von Polizeibeamt*innen bzw. der Polizei als Institution erfolgt innerhalb des Magazins 

Streife nahezu ausschließlich in Bezug auf die bekanntgewordenen ‚Mühlheim-Chats‘ 

oder im Zusammenhang mit der Historie der Polizei im Dritten Reich und der von der 

Polizei praktizierten Aufarbeitung dieser Vergangenheit. Die entsprechenden Textbei-

träge im Magazin sind geprägt von einer gewissen Emotionalität in dem Sinne, dass 



75 
 

Scham, Wut und Fassungslosigkeit über die Vorfälle geäußert werden. Damit werden 

Rassismus und der synonym verwendete Rechtsextremismus als Phänomene mar-

kiert, die kein Teil von polizeilicher Kultur seien und von denen sich die Polizei explizit 

abgrenze. Neben einer bewussten Distanzierung von rassistischen Einstellungen und 

der Betonung, dass Rassismus innerhalb wie außerhalb der Institution Polizei be-

kämpft werde, präsentiert sich die Landespolizei NRW auch als eine für dieses Thema 

sensible, selbstkritische Institution, die angesichts des Bekanntwerdens dieser Chat-

gruppe eine Reflektion ihrer Einstellungsprozesse und Aus- und Fortbildungsinhalte 

betreibe. Aus dieser Selbstsicht heraus wird der Vorwurf von möglichem Rassismus 

innerhalb der Behörde als undifferenziertes Pauschalurteil kritisiert und abgelehnt so-

wie als von einer anti-polizeilichen Einstellung geprägt beschrieben.  

 

6.2. Diskussion der zentralen Ergebnisse 

Im Rahmen der Ergebnisdiskussion stehen die im Magazin ausgedrückte Perspektive 

auf Kultur und kulturelle Andersheit (a), zweitens die Gegenüberstellung von Polizei- 

und Polizistenkultur (b) und das fragliche Phänomen des polizeibehördlichen Rassis-

mus (c) im Fokus.  

(a) Als Denkmuster der Institution Polizei zeigt sich, dass das Vorliegen einer anderen 

Herkunft mit dem Vorliegen einer anderen Kultur gleichgesetzt und Kultur im Sinne 

eines von den Angehörigen des jeweiligen Kulturkreises geteilten Wertekanons als 

homogen und quasi invariant gedacht wird. In diesem Denkmuster können zwar Pro-

zesse der kulturellen Integration und Assimilation erfolgen, jedoch erscheint Kultur als 

eine für den jeweiligen Kulturkreis feststehende Größe, die mit Herkunft in nationaler 

und ethnischer Hinsicht verbunden ist. Die angenommene kulturelle Andersheit von 

Personen mit Migrationshintergrund wird als potentieller Gewinn für die Institution 

wahrgenommen, da sich die jeweiligen Beamt*innen einerseits den Werten der Poli-

zei als Vertreterin der guten Ordnung innerhalb der deutschen Gesellschaft anpas-

sen, andererseits aber die Werte ihrer Herkunftskultur als Wissen erhalten, um Zu-

gang zu den entsprechenden kulturellen Gruppen im Klientel der Polizei zu ermögli-

chen. Damit stellt die Polizei als Institution eine Denkstruktur bereit, in der gleichzeitig 

sowohl von einem auf Homogenität ausgerichteten Kulturbegriff ausgegangen wird 

als auch das Vorliegen einer anderen Herkunft quasi selbstverständlich mit dem Ver-

treten anderer kultureller Werte zusammengedacht wird. Wenngleich damit nicht von 

strukturellem Rassismus innerhalb der Institution Polizei zu sprechen ist, so liefert die 

Institution dennoch einen strukturellen Rahmen, in den sich kulturrassistische Denk-

muster einfügen – und zwar ohne dass diese direkt als rassistische Denkstruktur er-

kannt werden oder auffällig wären.  
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(b) In dem Sinne, dass in dem Magazin ein bildgebender Eindruck von Polizeiarbeit 

geleistet wird, wäre der Inhalt des Magazins entsprechend der Unterscheidungskrite-

rien nach Behr ausschließlich der Ebene der Polizeikultur zuzuordnen: In dem Journal 

zeichnen sich bestimmte Denk- und Handlungslogiken ab, die auf die Darstellungs-

ebene des polizeilichen Handelns bezogen sind.  

Von Seiten der Landespolizei selbst wird das Journal beschrieben als Zusammen-

stellung von Reportagen aus dem polizeilichen Berufsalltag. Im Kontext des Bezugs 

auf den Polizeialltag können die Beiträge in dem Journal demnach verstanden wer-

den als Einblick in das polizeiliche Alltagswissens und die darin vorzufindenden Sinn-

deutungen. Zwar zeigt sich in den Artikeln streng genommen keine komplexitätsre-

duzierende Praxisanleitung, die in der Literatur als Kern der Polizistenkultur gefasst 

wird, jedoch zeigen sich polizeiliche Deutungen von als krisenhaft wahrgenommenen 

Situationen und Tendenzen der jeweiligen Bewältigungsstrategien. Aus dieser Per-

spektive können die Beiträge des Journals insofern auch der Ebene der Polizisten-

kultur zugeordnet werden, als darin solche Sinndeutungen zu finden sind, die sich auf 

konkretes Alltagshandeln von Polizist*innen beziehen und auf die Bewahrung der 

Identität der Polizei ausgerichtet sind.  

Interessant ist das Magazin Streife als Quellenmaterial im Kontext (einer Gegenüber-

stellung) von Polizei- und Polizistenkultur dahingehend, dass sich in inhaltlicher Hin-

sicht erhebliche Unterschiede ergeben zwischen den Ergebnissen der Analyse und 

der Beschreibung von Polizei- und Polizistenkultur als Gegenentwürfe, wie es in der 

Literatur erfolgt. Diese Unterschiede ließen sich punktuell als Ergebnisse eines Ver-

änderungsprozesses der Denk- und Handlungslogiken auf Ebene der Polizeikultur 

lesen, oder aber – und das legt das Ergebnis dieser Arbeit nahe – als ein Hinweis, 

dass sich Polizei- und Polizistenkultur nicht als Gegenentwürfe gegenüberstehen, 

sondern dass die Denklogik der Polizeikultur ein System bereitstellt, in das sich die 

Bestandteile der Polizistenkultur einfügen (lassen) bzw. das die argumentative Basis 

für die Denk- und Handlungslogik der Polizistenkultur liefert.  

Ein zentraler Unterschied ergibt sich hinsichtlich der Zuordnung der smart-policing-

Strategie zur Polizeikultur und des zero-tolerance policing zur Polizistenkultur in der 

Literatur. In der Erhebung zeigt sich, dass die Strategie einer zero-tolerance auch von 

der Führungsebene gefordert wird bzw. die Polizei eine Selbstdarstellung als Institu-

tion anstrebt, die eine Null-Toleranz Politik betreibe. Diese Null-Toleranz-Strategie 

wird jedoch nur im Zusammenhang mit bestimmten Kriminalitätsphänomenen und da-

mit im Umgang mit bestimmten sozialen Gruppen verfolgt. Der mit der Null-Toleranz 

Strategie einhergehende Gedanke einer möglichen eindeutigen Trennung zwischen 
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Gut und Böse sowie einer Betonung von Ordnung, Kontrolle und einer Dominanz ge-

genüber Minderheiten ist somit nicht an die Polizistenkultur gebunden, sondern zeigt 

sich im Magazin sowohl auf der Führungsebene, als auch an der Basis der Polizei 

angesiedelt, jedoch gebunden an das jeweilige polizeiliche Gegenüber, das in diesem 

konkreten Kontext als anders hinsichtlich Herkunft, Kultur und vertretenen Werten er-

scheint.  

Einen weiteren relevanten Aspekt stellt der Umstand dar, dass im Magazin das Bild 

einer erheblichen gesellschaftlichen Gefahr und zwar insbesondere für Polizist*innen 

transportiert wird. Diese Darstellung einer Bedrohung, gegen die sich die Polizei mit 

besserer Ausrüstung und neuen Fortbildungsinhalten wappnen müsse, ist nicht aus-

schließlich Teil der Polizistenkultur, sondern erscheint als Konsens auf allen Ebenen 

der Polizei und auch des Ministeriums des Innern.  

Weiterhin ist auf Grundlage der Analyseergebnisse zu hinterfragen, ob die Tendenz 

einer Externalisierung der Gewalt auf die Ebene der Polizeikultur beschränkt werden 

kann. Im Magazin findet sich diese auch in Wortbeiträgen einzelner Polizeibeamt*in-

nen, die als Beschreibung alltäglicher beruflicher Erlebnisse und des jeweiligen Um-

gangs damit verstanden werden können. In der Analyse zeichnet sich somit auch an 

der polizeilichen Basis eine Begriffsverwendung von Gewalt ab als etwas, das von 

außen an die Beamt*innen herangetragen wird und auf das reagiert werden muss.  

Auch die in der Literatur vorgenommene Beschränkung des Verständnisses einer 

Kultur der Bewahrung auf die Polizistenkultur – eine Darstellung aus der heraus Po-

lizeikultur als gegenüber Veränderungen grundsätzlich offen eingestellt erscheint – 

ist im Anschluss an die vorgenommene Analyse zu überdenken. Im Magazin Streife, 

wie auch in der polizeiwissenschaftlichen Literatur zeichnet sich für die gesamte In-

stitution Polizei die grundsätzliche Tendenz eines Bewahrungsstrebens ab, und zwar 

in Bezug auf die Bewahrung kultureller Werte – sowohl in der Polizei als auch in der 

Gesellschaft. Die Werte, die von der Polizei vertreten werden, erscheinen als die in 

der Gesellschaft Gültigen – und als die für das Funktionieren der Gesellschaft Not-

wendigen –, die gegen Einflüsse von außen verteidigt und geschützt werden.  

(c) Die im Magazin ausgedrückte Distanzierung von Rassismus und Rechtsextremis-

mus ist geprägt von einer mangelnden begrifflichen Unterscheidung zwischen beiden 

Phänomenen und einer emotionalen Reaktion in Bezug auf den als pauschal wahr-

genommenen Vorwurf, dass in der Landespolizei NRW Rassismus vorherrschend 

sei. Ähnlich wie es auch in den in Kapitel 2 herangezogenen Beiträgen des Deutschen 

Polizeiblattes erfolgt, erscheint Rassismus im Magazin als ein Phänomen, das zum 

einen als eine bewusste Einstellung vorliege und zum anderen in Zusammenhang zu 

einer Ablehnung des deutschen Grundgesetzes stehe. Die Ablegung des Diensteides 
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und die persönliche Ablehnung von Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit er-

scheinen somit als Indikatoren dafür, dass keine rassistische Einstellung und keine 

entsprechenden Strukturen innerhalb der Landespolizei vorliegen können.  

Aus dieser Auffassung heraus wird Rassismus als ein Phänomen verstanden, das in 

erster Linie von außen an die Institution Polizei herangetragen wird, sei es in Form 

von Bewerber*innen, die es im Rahmen der Bewerbungs- und Einstellungsprozedur 

zu erkennen und auszuschließen gilt, oder in Form einer Einstellung, deren Entwick-

lung droht, wenn Polizist*innen sich in ihren Dienstgruppen alltäglich mit einem Klien-

tel befassen, das überwiegend einen bestimmten ethnischen bzw. kulturellen Hinter-

grund hat. Auch hier liegt der Fokus mehrheitlich auf den äußeren Umständen, mit 

denen Polizist*innen konfrontiert sind; die rassistische Einstellung erscheint als Kon-

sequenz der alltäglichen Erfahrungen.  

Um die Beamt*innen in der Entwicklung einer Resilienz gegenüber der Gefahr, ras-

sistische Einstellungen zu entwickeln, zu unterstützen, wird angeregt, den Bereich 

der politischen Bildung innerhalb der Aus- und Fortbildung der Polizeien zu stärken. 

In den beschriebenen Maßnahmen überwiegen jedoch allgemeine Angebote zu inter-

kultureller Kompetenz, Vielfalt und Demokratiebewusstsein, die im Hinblick auf ihr 

Potential, Rassismus zu thematisieren, ohne kulturelle Dichotomisierungen vorzu-

nehmen, bzw. Rassismus nicht auf das Nicht-Anerkennen der demokratischen Ver-

fassung zu reduzieren, kritisch betrachtet werden müssen. Die genannten Lehrange-

bote, die eindeutig auf Rassismus als Thema bezogen scheinen, sind geprägt von 

einer Verlagerung des Phänomens in die deutsche Vergangenheit des dritten Reichs 

oder in den politischen Extremismus.  

Nichtsdestoweniger enthalten die Äußerungen aus den Reihen der Polizei eine klare 

Positionierung gegen Rassismus und für den Ausschluss von Personen mit rassisti-

schen Einstellungen aus der Institution. Die in diesem Zusammenhang vertretene Be-

hauptung, dass die Polizei dabei kein Erkenntnis-, sondern ein Umsetzungsdefizit 

habe, kann im Hinblick darauf, dass die Polizei die strukturelle Ebene des Rassismus 

(gesamtgesellschaftlich wie auch bezogen auf die institutionellen Strukturen der Po-

lizeiorganisationen) nicht angemessen bzw. gar nicht berücksichtige, kritisch hinter-

fragt werden, womit sich anders als in den Heften dargestellt ein klares Erkenntnis-

defizit zum Thema Polizei und Rassismus ergeben würde.  

Die polizeiliche Perspektive auf interkulturelle Kompetenz, wie sie sich auch in der 

Betonung des Umstandes zeigt, dass mit sogenannten ‚critical incidents‘ gearbeitet 

werde, zeugt von der Ausrichtung der Polizei, Regelwissen zu generieren. Kulturelle 

Herkunft wird von der Institution in Regelwissen übersetzt, um in diesen als krisenhaft 

erlebten Situationen handlungsfähig zu sein. Der Migrationshintergrund einer Person 
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erscheint somit als ein Faktor, der die Krisenhaftigkeit einer Situation ausmacht und 

mit der Generierung neuen Wissens bewältigt werden muss. In struktureller Hinsicht 

erfolgt diese Bewältigung einerseits durch Aus- und Fortbildungsangebote zu Rassis-

mus und interkultureller Kompetenz, die aus den oben genannten Gründen kritisch 

gesehen werden können, und andererseits durch die Einstellung von MH-Beamten 

als ‚Kulturscouts‘.  

Gerahmt von den behördlichen und wertebezogenen Bedingungen, die Polizei als 

eine Homogenitätskultur – und zwar als eine Homogenitätskultur der notwendig gül-

tigen Werte – konstruieren, die im Sinne eines Assimilationsdrucks für die Mitarbei-

ter*innen auch fordert wird, kann die polizeiliche Perspektive auf die ihrerseits betrie-

bene Integration von Personen mit Migrationshintergrund in den Polizeidienst so auf 

die Thematik von Rassismus und Polizei bezogen werden: Das aufgrund der eigenen 

Berufserfahrung als gesichert angesehene Wissen der Polizei (und ihrer Beamt*in-

nen) über Angehörige verschiedener gesellschaftlicher Gruppen, zu denen über die 

besagten MH-Beamten ein Zugang angestrebt wird, wird in einer Art formiert, die auch 

‚Beamt*innen mit Migrationshintergrund‘ innerhalb dieser Konstruktion als Objekt er-

schafft und aufrechterhält; dies geht zudem einher mit einer Legitimation und Repro-

duktion der hegemonialen Verhältnisse. Für die Debatte über latenten Rassismus in-

nerhalb der Polizei kann daher festgehalten werden, dass bereits innerhalb der Be-

hörde selbst im Zusammenhang mit der eigenen Personalpolitik eine ständige Mar-

kierung und Pauschalisierung der Andersartigkeit von Menschen mit Migrationshin-

tergrund erfolgt.  

Unter dem Gesichtspunkt, dass die Polizei als eine Gemeinschaft anzusehen ist, in 

der aufgrund des (wahrgenommenen) beruflichen Risikos absolutes Vertrauen als 

Grundlage für schnelles und sicheres polizeiliches Handeln gelten kann, erscheint die 

hohe Sensibilität für gemeinsam geteilte Werte auf den ersten Blick einleuchtend. Je-

doch gilt es auch zu berücksichtigen, dass unter dem undifferenziert gebrauchten Be-

griff ‚Migrationshintergrund‘ eine (unbewusste) Pauschalisierung von Menschen als 

‚migrationsanders‘ vorgenommen wird und so der oder die Einzelne ohne Beachtung 

seiner oder ihrer tatsächlichen Herkunft bzw. weiterer Eigenschaften erst als MH-Be-

amter hervorgebracht wird. Insofern muss sowohl fraglich bleiben, ob der MH-Beamte 

tatsächlich einen besseren Zugang zum Klientel hat, als auch darauf hingewiesen 

werden, dass die Anrufung der/des Polizeibeamt*in als MH-Beamter das Ergebnis 

einer pauschalisierenden Essentialisierung darstellt, bei der kulturelle Vorannah-

men – man könnte auch sagen Vorurteile – unreflektiert reproduziert werden.  

Die Bedeutung einer solchen Pauschalisierung, wie sie im innerpolizeilichen Diskus-

sion um MH-Beamte vorgenommen wird, ist für die Stabilisierung und Bekräftigung 
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von bestehenden rassistischen Einstellungen kaum hoch genug einzuschätzen. Ers-

tens wird seitens der Behörde legitimiert und mitunter sogar gefordert, Personen mit 

Migrationshintergrund in dem Sinne kritisch und abschätzend gegenüberzutreten, 

dass ein gemeinsam geteiltes Wertesystem nicht ohne weiteres vorausgesetzt wer-

den könne. Zweitens wird von den betroffenen Personen eine Art Nachweis oder Si-

cherstellung der kulturellen Einfügung in das Wertesystem der Mehrheitsgesellschaft 

gefordert. Die Verantwortung für eine konfliktfreie Interaktion wird in diesem Zuge al-

lein den vermeintlich kulturell anders geprägten MH-Beamten auferlegt; die unter-

stellte homogene Kultur der Polizei, die den Kern der guten Ordnung innerhalb der 

Mehrheitsgesellschaft repräsentiert, erscheint dabei implizit als die bessere, in die 

sich jeder ‚fremde‘ einzufügen hat. Gleichzeitig wird anhand der Thematik deutlich, 

dass die Frage nach einem (latenten) Rassismus innerhalb der Polizeien nicht allein 

auf die Polizistenkultur bezogen werden kann, sondern sich auch in der Polizeikultur 

und im polizeiwissenschaftlichen Diskurs Strukturen erkennen lassen, die als rassis-

tisch bezeichnet werden können.  

 

6.3 Reflexion der Erhebung und Ausblick 

Die gewählte Auswertungsmethode hat sich in der Erhebung als praktikabel und für 

die Forschungsfragen zielführend erwiesen, da es so möglich war, die großen Men-

gen des Quellenmaterials auf die im Fokus der Fragestellungen stehenden Aspekte 

hin durchzuarbeiten und zu systematisieren. Jedoch konnte dem Anspruch der Qua-

litativen Inhaltsanalyse in Bezug auf die Überprüfung der Reliabilität der gebildeten 

Kategorien im Rahmen dieser Masterarbeit nur in der Form Genüge geleistet werden, 

wie es die Umstände einer Thesis (gegenüber einer Projektarbeit in einem For-

schungsteam) erlauben.  

Das gewählte Quellenmaterial hat sich als interessantes Erhebungsfeld ergeben, das 

für das zugrundeliegende Forschungsinteresse und auch darüber hinaus nutzbar ge-

macht werden konnte/kann. Der Umfang des Materials liegt am oberen Ende einer 

Skala von Materialmengen, die im Rahmen einer Thesis zu bewältigen sind, und er-

forderte die Beschränkung auf einzelne ausgewählte Aspekte im Kontext von polizei-

lichen Kulturen. Dies brachte es mit sich, dass bspw. der Aspekt der Geschlechtlich-

keit im Zusammenhang mit polizeilicher Kultur gänzlich unberücksichtigt bleiben 

musste, obwohl sich spannende und erhellende Fragestellungen in diesem Zusam-

menhang ergeben hätten – auch und womöglich insbesondere im Zusammenhang 

mit der polizeilichen Perspektive auf Migration.  

Damit stellt Geschlecht einen Aspekt dar, den es in weiteren Analysen des Magazins 

Streife in seinem Zusammenhang mit Kultur(en) der Polizei und ihrer diesbezüglichen 
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Selbstvergewisserung zu interpretieren gilt. Gleiches gilt für die Rolle von sozialen 

Differenzen sowohl innerhalb der Polizeikultur generell wie bei der Rekrutierung und 

Ausbildung von Personal.  

Als interessant würde sich darüber hinaus ein Forschungsdesign ergeben, das sich 

zentral den Begriffen Krise und Routine im Kontext polizeilicher Sinndeutungen zu-

wendet. Innerhalb der hier vorliegenden Erhebung der kulturellen Selbstvergewisse-

rung der Polizei erscheinen Krisen (in einer oberflächlichen Lesart), wie Terror, die 

dienstliche Notwendigkeit, sich in Gefahr zu begeben oder Gewalt aus der Bevölke-

rung heraus, als Routinen des Berufsalltags. Andererseits erhalten gesamtgesell-

schaftlich gesehen routinierte Prozesse wie Zuwanderung (im dem Sinne, dass es 

sich um ‚normale‘ Prozesse handelt, für die es z.B. etablierte Verwaltungsvorgänge 

gibt) eine (mindestens potentielle) krisenhafte Einfärbung. Diese Eindrücke, die als 

Nebenprodukt der Analyse gesammelt wurden, lassen vermuten, dass sich hier ein 

interessantes und komplexes Forschungsvorhaben eröffnen würde.  

Grundsätzlich wäre das hier gewählte Analysedesign noch zu ergänzen um weitere 

Analysen des Journals Streife unter demselben Forschungsinteresse bzw. im Hinblick 

auf sich aus der Erhebung ergebende Anschlussfragen, die eine tiefere Interpretation 

einzelner, als relevant erachteter Materialauszüge liefern würden.   
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